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Es vergeht kein Tag, in dem in der Öffentlichkeit nicht irgendjemand2 die Nicht-
Ausbildungsreife von Schulabgängern feststellt, den drohenden Fachkräftemangel 
prophezeit und das Bildungssystem in Deutschland als miserabel, ungerecht, 
unakzeptabel und reformbedürftig beschrieben wird. Die Lehrerausbildung sei 
schlecht, die Lehrer selbst seien überfordert, die Schulen unzeitgemäß organisiert, so 
dass sie die Jugendlichen nicht adäquat auf ihre Berufs- und Lebenszukunft 
vorbereiten könnten. Studien werden angefertigt um die Lage zu erfassen, 
Podiumsdiskussionen und Tagungen veranstaltet um Lösungsansätze zu finden und 
Programme finanziert, um die Bildung zu verbessern und die Schule zu öffnen; und 
dies nicht allein von Bildungsakteuren sondern auch von Vertretern aus der 
Wirtschaft3. 
Die Bemühungen treffen im Kern ein Problem, das sich im Grunde nicht allein in der 
Schule oder der Wirtschaft lösen lässt. Es geht um die Unsicherheit der (beruflichen) 
Zukunft, die angesichts der sich ändernden gesellschaftlichen Bedingungen, eine 
sichere Gewissheit wird: In der Arbeitswelt findet eine tiefgreifende Veränderung statt. 
Der Anteil an Erwerbstätigen in unbefristeter Vollzeitbeschäftigung sinkt, während der 
Anteil an sogenannten prekären Arbeitsverhältnissen steigt [vgl. BA 2007: 47 ff; 
Oschmansky 2007: 6]. Auch wenn die Arbeitslosigkeit4 aktuell zurückgeht, so sind sich 
die Experten in der öffentlichen Diskussion uneins, ob sich dadurch generell etwas an 
der Struktur der Arbeitslosigkeit ändert: Sinken die Zahlen aufgrund neu geschaffener 
vollwertiger Arbeitsplätze bedingt durch den 2004 [vgl. BA 2007: 45] eingesetzten 
Wirtschaftsaufschwung? Oder ist die Entspannung nur eine augenscheinliche 
                                                        
1
Pressearchiv 13/2006: Bericht über das Treffen von Bundespräsident Köhler und 40 Schülern, bei dem Fragen zum Thema Bildung 
diskutiert wurden. Er lud sie auf Schloss Bellevue ein und stellte den Schüler vorab Fragen, die in bundesweiten Arbeitsgruppen 
der Verbände des Deutschen Bundesjugendringes bearbeitet wurden. Die einzelnen Ergebnisse sind auch in Buchformat mit dem 
Titel „Ihr seid gefragt – Jugend und Bildung. Methodische Hilfen und Praxiserfahrungen“ beim DBJR über die Homepage zu 
erhalten. 
2
 In dieser Arbeit wurde auf die explizite Benennung von Geschlechtern verzichtet, da keine Untersuchung hinsichtlich 
geschlechtsspezifischer Unterschiede stattfand. So wird die männliche Form als geschlechtsneutral verwendet und schließt somit 
selbstverständlich alle Geschlechter mit ein. 
3
 Hier seinen beispielhaft die Studien „INSM-Allensbach-Umfrage“, oder „Politik-Check Schule 08“ genannt; zu Tagungen siehe z.B. 
Kongress „McKinsey“ bildet [http://www.mckinsey-bildet.de/html/05_kongress/kongress.php; Stand 21.07.2008]; vgl. 
Zukunftsworkshop des „Initiativkreis Ruhgebiet“  
[http://www.i-r.de/Internet/DE/Projekte/Wirtschaft_und_Schule/Zukunftsworkshop/; Stand 21.07.2008]; Programme siehe 
Anhang II. 
4
 Vgl. Arbeitsmarktstatistik der BA. 
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Verbesserung auf dem Arbeitsmarkt und im Grunde dadurch bedingt, dass vermehrt 
prekäre Arbeitsverhältnisse aufgenommen werden? [vgl. u.a. BA 2007: 17 / 45 ff; 
Neubacher 2006; Reiermann 01.2008]. Eins scheint jedoch gewiss zu sein: Den 
Arbeitsvertrag auf Lebenszeit im erlernten Beruf wird es nicht mehr geben. Die 
Berufswelt wandelt sich rapide. Neue Berufe entstehen im hochqualifizierten Sektor, 
der Bedarf an ungelernten und niedrigqualifizierten Arbeitskräften sinkt [vgl. IAB 
2006: 46]. 
Gleichzeitig zeigen sich aber auch widersprechende Phänomene, für die noch keine 
zufriedenstellenden Erklärungen gefunden werden konnten [vgl. Famulla 2007: 2 f.], 
welche aber richtungsweisend sein können, für einen zukünftigen organisatorischen 
Rahmen der Bildungsvermittlung. Wie kann erklärt werden, dass zum einen seit Mitte 
des letzten Jahrhunderts der zum Teil floskelhaft5 prophezeite zukünftige 
Fachkräftemangel als Damoklesschwert über der Gesellschaft beklagt wird, gleichzeitig 
aber heute rund 40 Prozent der Schulabgänger im sognannten „Übergangssystem6“ 
landen, d.h. keinen qualifizierenden Abschluss erwerben? 
Die Wirtschaft und Gesellschaft braucht gut ausgebildete Fachkräfte und das 
Bildungssystem hat jedes Kind so vorzubereiten, dass es eine Zukunftschance hat und 
ein selbstbestimmtes Leben führen kann. Maßnahmen und Projekte werden von 
verschiedensten Seiten her gestartet im Bewusstsein, dass die Aufgabe, Jugendlichen 
die Orientierung im weiten Sinne einer Lebens- und Berufsorientierung zu ermöglichen 
nicht allein von der Schule geleistet werden sondern nur in Kooperation mit der 
Wirtschaft gelingen kann [vgl. u.a. v. Hentig 2004: 47 ff.; vgl. Kaiser 1974: 107 ff.].  
Diese Erkenntnis mag gesichert sein, doch in welchem Rahmen muss sich die 
Zusammenarbeit bewegen, damit die Schule kein Arbeitskräftelieferant wird? Und sind 
die Logik, Vorstellungen und gegenseitigen Erwartungen hinsichtlich einer 
Zusammenarbeit mit einander vereinbar? Diese Arbeit leistet einen Beitrag zur 
Feststellung, wie die aktuelle Situation aussieht. Es wird untersucht, ob die Logik in 
beiden Systemen hinsichtlich der Kooperation der Art übereinstimmt, dass diese für 
beide Seiten gewinnbringend sein kann.  
So werden zunächst die einzelnen Begrifflichkeiten näher erläutert und im Hinblick auf 
ihre semantische Verwendung in der vorliegenden Arbeit eingeschränkt. Daran 
                                                        
5
 Anfang der 90er Jahren kamen auf 100 Schulabgänger mehr fast 80 neue Lehrverträge. 2006 lag diese Zahl bei 61 Lehrverträgen 
für 100 Absolventen [BMBF 2007 (b): Kap. 1.1.2, Schaubild 2.]. Darüberhinaus stellte das IAB in einer Studie fest, dass bislang kein 
genereller Fachkräftemangel herrschte [IAB 2006: 61 f.] 
6
 Vgl. auch Übersicht 12 zur Zahl der Einmünder und AusbildungsanfängerInnen von 1992 bis 2005 im Berufsbildungsbericht 2007 
[BMBF 2007 (b)]. Zu den berufsvorbereitenden Wegen im Übergangssystem werden hier Maßnahmen gezählt, die eine berufliche 
Grundbildung vermitteln (BGJ, Berufsfachschule einjährig, BVJ) und die Maßnahmen der BA (Einstiegsqualifizierung und 
berufsvorbereitende Maßnahmen) sowie die 11.Klasse der Fachoberschule [vgl. zur Begründung Ulrich 2004: Fußnote 2]; vgl. auch 
Famulla 2007: 2; vgl. ebenso Bildungsbericht 2008 [Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2008: 96 f.]. 
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anschließend finden sich der Bildungs- und Erziehungsbegriff in der historischen 
Entwicklung und seinen möglichen Bedeutungsfassetten ebenso wie der Bildungs- und 
Erziehungsauftrag der Schule näher erläutert, da diese häufig in der Argumentation auf 
Seiten der Wirtschaft thematisiert werden. Eine kritische Auseinandersetzung mit den 
Begrifflichkeiten sowie den institutionellen Problemen im Bildungssystem wird im 
Rahmen dieser Arbeit nicht geboten, da nicht eine Bewertung sondern vielmehr die 
Feststellung der aktuellen Situation angestrebt wird. Eine kritische 
Auseinandersetzung mit den Ergebnissen im Hinblick auf ein mögliches Soll muss in 
weiterführenden Arbeiten geleistet werden. 
Der Methodik der Grounded Theory folgend werden in der Kriterienanalyse Kategorien 
und Merkmale aus Primärquellen herausgearbeitet, die ein Bild zeichnen lassen, 
welche Vorstellungen und welche Logik in den beiden Systemen BILDUNGSSYSTEM und 
WIRTSCHAFT im Hinblick auf eine Kooperation aufeinander treffen, und ob diese 
miteinander vereinbar sind. 
An dieser Stelle muss eine Einschränkung hinsichtlich des im Titel angedachten 
Themas gemacht werden: Im Laufe der Recherche- und Analysearbeit stellte sich 
heraus, dass die Kooperationslandschaft viel komplexer ist, als dass sie sich anhand des 
Betriebspraktikums darstellen ließe. So musste der Schwerpunkt, der im Titel dem 
Schülerbetriebspraktikum zugesprochen wird, verlagert und Kooperation allgemein 
gefasster untersucht werden; das Schülerbetriebspraktikum wurde als eine 
Kooperationsform, wenn auch nicht schwerpunktmäßig, so doch gesondert dargestellt. 
Dadurch sollte eine Verzerrung der Ergebnisse verhindert werden, da es die einzige 
institutionalisierte Kooperationsform neben der Betriebserkundung ist und deshalb 
auch eine relativ feste, wissenschaftlich beschriebene Zielsetzung hat. 
Die einzelnen Kategorien werden im jeweiligen Kapitel in einem Zwischenfazit kurz 
zusammengefasst und diskutiert, sodass im Gesamtfazit in Kap. 6 nicht mehr alle 
Ergebnisse im Einzelnen aufgegriffen werden. Hier werden lediglich prägnante 
Merkmale und Ergebnisse zusammengefasst und auch im Kontext vorhandener 
wissenschaftlicher Publikationen diskutiert. 
 
 1 Differenzierung der Begriffe 
Die im Titel genannten Begriffe sind jedem geläufig und finden im allgemeinen 
Sprachgebrauch häufig Verwendung: Während KOOPERATION und VERFLECHTUNG, 
BILDUNGSSYSTEM und WIRTSCHAFT relativ wenig Spielraum im Verständnis lassen, bedarf 
der Begriff der QUALITÄT einer differenzierteren Bestimmung um zu klären, welche 
semantische Bedeutung dieser Arbeit zu Grunde gelegt wird. Darüber hinaus wird kurz 
definiert, in welchem Sinne SYSTEM hier verwendet wird. 
1.1 System und Akteure 
„Ein System ist ein Satz von Objekten zusammen mit Beziehungen zwischen den 
Objekten und zwischen ihren Attributen “ [Hall 1971: 94; vgl. Lenzen 1997: 1494; vgl. 
auch Tenorth 2007: 707]. Innerhalb der industriellen Gesellschaft stehen die drei 
Hauptsysteme in relativer funktionaler Autonomie zu einander [vgl. Hurrelmann 1975: 
44]: Sie erbringen Leistungen in Abhängigkeit von den anderen Teilsystemen, folgen 
dabei aber „systemeigenen Kriterien“ [Hörner 1991: 18] folgen [vgl. Luhmann 1973: 
104 f.]. Innerhalb der Systeme interagieren Akteure miteinander, die „im 
grundlegenden individuellen Fall biologische Organismen“ [Parsons 1971: 151] sind.  
Weiter soll auf die systemtheoretische Begrifflichkeit nicht eingegangen werden, da in 
der vorliegenden Arbeit keine sozialogische Betrachtung vorgenommen werden soll. 
Vielmehr geht es um die realen vorfindbaren Bedingungen und Vorstellungen, die 
innerhalb der Systeme im Hinblick auf die Kooperation zu finden sind. So werden die 
Begriffe nicht in soziologischer Terminologie verwendet, sondern vielmehr in der 
Bedeutung der Alltagsvorstellung sowie der Definition aus der jeweiligen Wissenschaft 
[vgl. Kap. 1.5 sowie Kap. 1.6]. 
In der vorliegenden Arbeit war es nötig, über die zwei Systeme BILDUNGSSYSTEM und 
WIRTSCHAFT hinaus noch einen dritten Bereich zu betrachten, den 
SCHNITTSTELLENBEREICH. Hierzu zähle ich alle Akteure, die sich zum Ziel gesetzt haben, 
zwischen beiden Systemen zu vermitteln. Zusätzlich werden Organisationen diesem 
Bereich zugeordnet, die von Akteuren beider Systeme getragen werden oder nicht 
eindeutig einem System und damit dessen Interessenvertretung zugeordnet werden 
können. Und schließlich werden diesem Bereich auch Dokumente zugeordnet, die von 
Akteuren beider Systeme gemeinsam verfasst wurden. 
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Somit fungieren als Akteure sowohl einzelne Personen, wenn sie in ihrem System eine 
Schlüsselposition7 einnehmen, als auch Organisationen, wie z.B. Stiftungen, 
Gewerkschaften, Verwaltungs- oder Entscheidungsgremien. Die Schnittstellenakteure 
haben deshalb eine Bedeutung, da sie mit beiden Systemen kommunizieren und somit 
die „Logik“ und Bedingungen beider beachten müssen. Die Dokumente aus diesem 
Bereich stellen eine Kompromisslösung dar und bieten somit ergänzende 
Informationen, auch im Falle, dass sich in den jeweiligen Systemen nur vereinzelt 
Quellen finden. 
1.2 Qualität…  
…ist dem lateinischen QUALITAS entlehnt (ca. 1. Hälfte des 16 Jahrhunderts), das 
BESCHAFFENHEIT, VERHÄLTNIS, EIGENSCHAFT bedeutet. Zunächst wurde der Begriff in der 
Heilkunde im Sinne von EIGENSCHAFT, MERKMAL verwendet und gewann ca. im 17. 
Jahrhundert zunehmend an Bedeutung im kaufmännischen Bereich [Pfeiffer 1993]. 
Heute wird Qualität zum einen häufig als Beschreibung einer Soll-Beschaffenheit oder 
als besonderes Merkmal der Güte einer Sache oder eines Prozesses verwendet. Zum 
anderen steht der Begriff auch synonym für Güte, Art und Beschaffenheit im 
Allgemeinen [vgl. Brockhaus in 30 Bänden. Band 22; Etymologisches Wörterbuch - 
Pfeifer 1993; Tenorth 2007]. Diese zweite wertneutrale Definition wird im Rahmen des 
Qualitätsmanagements zu Grunde gelegt. Hierbei resultiert eine Aussage über die 
Qualität aus dem Vergleich von Soll- und Ist-Zustand, wobei der Sollzustand, z.B. DIN-
Normen, standardisierte Merkmale sind, die von unterschiedlichen öffentlichen 
Stellen, z.B. der ISO [CEN 2005: 111], definiert werden [u.a. Tenorth 2007; Gabler 
2005: 2465].  
 Im wirtschaftlichen (aber auch zunehmend im kulturellen und sozialen Bereich) 
bedeutet Qualitätsprüfung „Leistungen mit Ansprüchen“ [Gabler 2005: 2464 f.] zu 
vergleichen. Gemäß EN ISO 9000: 2005 – der europäischen Norm für den Bereich 
Qualitätsmanagementsysteme - ist Qualität definiert als „Grad, in dem ein Satz 
inhärenter Merkmale (3.5.1) Anforderungen (3.1.2) erfüllt“ [CEN 2005: 126; 
Hervorhebung im Original, U.K.]. Die Normierung ist dabei ein Instrumentarium, die 
Wirtschaftlichkeit und den Gewinn eines Unternehmens zu sichern und zu steigern, 
indem z.B. durch Zertifizierungen „eine Vertrauensbasis zwischen Lieferanten und 
Kunden“ [Gabler 2005: 2466] geschaffen wird. Denn der Kunde ist derjenige, der über 
                                                        
7
 Zur genaueren Charakterisierung und Auswahl siehe Kap. 4. 
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den Erfolg eines Unternehmens entscheidet, indem er die Produkte und 
Dienstleistungen konsumiert [Frehr 1999: 31 ff.]. 
 Auch in der Pädagogik ist der Begriff kein Novum. Traditionell wurde jedoch 
weniger das Erreichen von Zielen fokussiert sondern die Definition von dem, was als 
‚gute‘ Bildung und Erziehung verstanden werden kann und welche Konsequenzen 
daraus entstehen [Helmke 2000: 10]. Seit ca. Ende der 80er Jahre, aber vor allem in 
den 90er Jahren ist zunehmend eine Verschiebung in der Begründung pädagogischen 
Handelns derart zu beobachten, dass Qualitätsmanagement und Qualitätssicherung 
Einzug in pädagogische Argumentation hielten. Die frühere sozialpädagogische 
Argumentation wird abgelöst durch eine ökonomische, womit gleichzeitig eine 
Standardisierung im Erziehungs- und Bildungsbereich einhergeht. Es gilt nicht mehr 
die Überzeugung, dass Quantität in den Bildungsausgaben zu Qualität in der Bildung 
führen wird, sondern die Qualität der Ergebnisse muss empirisch nachweisbar sein. Die 
Maxime der Gleichverteilung der Qualifikation wird abgelöst durch die Forderung nach 
Exzellenz. Die Wissenschaft und der Staat fungieren nicht weiter als Auswahlträger, 
sondern die Evaluation des Kosten-Nutzen-Verhältnisses, und der Markt bestimmen 
über Sinn und Unsinn von Bildungs- und Sozialmaßnahmen. Der Zielfokus im sozial- 
und politikwissenschaftlichen Diskurs liegt somit nicht mehr auf der Definition von 
Idealvorstellungen, sondern in dem Erreichen der Zielsetzung. Die Ursachen hierfür 
liegen in dem Zwang, angesichts knapper Haushaltskassen ein akzeptables 
Auswahlkriterium für die Finanzierung pädagogischer Maßnahmen zu finden [Helmke 
2000: 8 ff.]. 
Lee Harvey und Diana Green8 [2000] arbeiten fünf unterscheidbare Bedeutungen 
heraus, welcher Zustand oder Prozess mit dem Prädikat QUALITÄT belegt werden kann. 
Diese vielfältigen Bedeutungen sind bedingt durch die Tatsache, dass Qualität erstens 
für unterschiedliche Personen verschiedene Bedeutungen hat, und dass sich, zweitens, 
Qualität auch auf Prozesse und Ereignisse beziehen kann [Harvey 2000: 17]. Daraus 
folgt, dass es die eine Definition, was Qualität ausmacht, nicht geben kann. Das 
Verständnis hängt ab von der jeweiligen Interessengruppe, die darüber bestimmt, was 
QUALITÄT besitzt, ist und warum. Weil dies nicht eindeutig definierbar9 ist, bedarf es 
eines stetigen Diskurses, um situativ und gruppenspezifisch akzeptable Kriterien zu 
finden [ebd.: 36]. Dabei kann Qualität unter Beachtung der einzelnen Dimension und 
Gruppenanhängigkeit [ebd.: 37] definiert werden als „Qualität als adäquater 
                                                        
8
 Original: Defining Quality. In: Assessment Evaluation in Higher Education 18: 1993 1, S.9-34 [Übersetzung von E. Terhart, leicht 
gekürzt]; Information in Harvey / Green, a.a.O.  
9
 Vgl. hierzu die Aussagen zum Thema „Qualität und Qualitätssicherung im Bildungsbereich“ in den Beiträgen der Zeitschrift für 
Pädagogik, Beiheft 41: Helmke [2000]; Harvey/Green [2000]; Heid [2000] 
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Gegenwert“, „Ausnahme“, „Perfektion“, „Zweckmäßigkeit“ und „Transformation"10 
[Harvey 2000] und muss im jeweiligen Kontext seinen genauen 
Bezeichnungsgegenstand erhalten [Heid 2000: 41].  
Diese Unterscheidungen zielen allesamt auf eine nähere Bestimmung dessen ab, welche 
Charakteristika Qualität als besonderes Merkmal besitzt und welcher Maßstab 
angesetzt werden kann zur Bestimmung eben dieser Qualität. In dieser Arbeit jedoch 
wird Qualität in seiner ersten, ursprünglichen Bedeutung von Beschaffenheit oder 
Eigenschaft benutzt. Deshalb wird nicht der Versuch unternommen werden, die 
Erreichung eines Soll-Zustandes11 zu beurteilen. Für ein derartiges Unterfangen bedarf 
es nämlich zunächst einer diskursiven Einigung, was der Soll-Zustand ist sowie der 
gesicherten Annahme, dass es eine Zusammenarbeit nach bereits definierten Kriterien 
gibt. Ersteres kann nur im Diskurs der am Bildungsprozess Beteiligten der 
Schulverwaltung, Wissenschaft, Politik und Schule geschehen. Und Zweiteres, d.h. der 
Versuch festzustellen, welchen Regeln aktuell Kooperation im Regelschulschulbereich 
folgt, ist gerade Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit. 
1.3 Kooperation… 
…bedeutet - unabhängig von einer wissenschaftlichen Disziplin - allgemein 
„Zusammenarbeit“. In überfachlichen Lexika wie BROCKHAUS [2006], MEYERS 
ENZYKLOPÄDISCHES LEXIKON [1980], DEUTSCHES WÖRTERBUCH [Wahrig 1996] oder 
DUDEN - DAS GROßE WÖRTERBUCH DER DEUTSCHEN SPRACHE [Scholze-Stubenrecht 
1999] wird der Begriff hingegen insbesondere in der Politik oder der Wirtschaft 
verortet. Gleichzeitig wird ihm darin eine Zweckrichtung zugeschrieben, d.h. durch 
Kooperation soll ein gemeinsames Ziel erreicht werden. 
1.3.1 WIRTSCHAFTLICHES VERSTÄNDNIS 
Ähnlich definiert wird der Begriff der Kooperation in der Wirtschaftswissenschaft: Das 
Hauptziel unternehmerischer Kooperation ist die Steigerung der gemeinsamen 
Wettbewerbsfähigkeit [Gabler 2005: 1757 ff.; Wöhe 2000: 323], wobei – je nach 
Zielsetzung - verschiedene Formen unterschieden werden. So können z.B. durch eine 
Kooperation von Unternehmen aus dem gleichen Wirtschaftszweig (horizontale 
                                                        
10
 Zu genaueren Ausführungen siehe Harvey / Green [2000], die in Ihrem Beitrag einen sehr guten Überblick über das Spektrum 
der Bedeutungen des Begriffes Qualität geben. Da diese für die vorliegende Arbeit nicht von Bedeutung sind, wird hier auf eine 
genauere Darstellung verzichtet. 
11
 Vgl. Heid [2000: 46 ff.] zur Begründung der Qualitätsbeurteilung durch die Befassung mit der Diskrepanz von Soll- und Ist-
Zustand. Zur Einführend in die Problematik der Qualitätsbeurteilung im Bildungssystem im Allgemeinen sei auf alle Beiträge in der 
Zeitschrift für Pädagogik 2000, Beiheft 41 verwiesen. 
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Kooperation) Projekte durchgeführt werden, die die Kapazität eines einzelnen 
Unternehmens übersteigen [Wöhe 2003: 327]. Durch Kooperation von Betrieben, die 
unterschiedlichen Wirtschaftstufen angehören (vertikale Kooperation) kann durch die 
Zusammenarbeit z.B. zwischen Lieferanten und Abnehmern aufgrund präziser 
Vereinbarungen kostengünstiger produziert werden kann [Gabler 2005: 1758].  
Des Weiteren werden in der Wirtschaftswissenschaft Methoden und Mechanismen 
unterschieden, nach denen Kooperation zweckdienlich funktionieren kann [Gabler 
2005: 1759; vgl. Wöhe 2000: 327 ff.]. Stets spielt jedoch das Moment der Konkurrenz 
eine Rolle, was die Einhaltung der im Rahmen des Wettbewerbsrechts getroffenen 
Vereinbarungen erschwert, jedoch ein tragender Mechanismus im Marktgeschehen ist 
[u.a. Mankiw 2004: 386 ff]. 
1.3.2 PÄDAGOGISCHES VERSTÄNDNIS 
In der Pädagogik hingegen ist der Begriff der Kooperation weniger detailliert umrissen 
und wird zumeist in Zusammenhang mit der Diskussion um die Gestaltung des 
Unterrichts verwendet12. Hierbei handelt es sich um die Unterrichtsform des 
kooperativen Lernens, bei der Lehrer untereinander, Lehrer und Schüler sowie Schüler 
untereinander den Lernprozess gemeinsam gestalten im Hinblick auf ein gemeinsames 
Ziel. Die Lernsituation ist gekennzeichnet durch das gemeinsame Bearbeiten eines 
Bereichs, wobei gleichzeitig insbesondere das methodische Lernen sowie die Reflexion 
des Lernprozesses auf der Metaebene betont und vermittelt werden. Diese so 
vermittelte Methodenkompetenz gilt als unabdingbar „im „Kontext neuer und als 
wichtig erkannter Lernformen13“ [Tippelt 2002: 232]. 
 Ein weiteres Themenfeld der Kooperation in der Pädagogik betrifft die 
Zusammenarbeit und Netzwerkbildung [Solzbacher 2007] von Schulen mit 
außerschulischen Partnern. Wie eine repräsentative Studie14 des Deutschen 
Jugendinstitut ergab, haben die meisten Schulen außerschulische Kooperationspartner. 
Die wichtigsten Partner sind dabei schulnahe Dienste, Einrichtungen und Betriebe in 
der Kommune sowie andere Schulen, wobei es stark von der Schulform abhängt, wer 
die Kooperationspartner sind. So arbeiten Hauptschulen, Ganztagsschulen und 
Grundschulen häufiger mit schulunterstützenden Diensten zusammen als Realschulen 
und Gymnasien. Mit Betrieben kooperieren meist die Hauptschulen, während 
                                                        
12
 Vgl. Nachschlagewerke in der Erziehungswissenschaft: Wörterbuch für Erziehung und Unterricht [Köck 2002]; Beltz Lexikon 
Pädagogik [Tenorth 2007]; Pädagogik-Lexikon [Reinhold 1999]; Handbuch Bildungsforschung [Tippelt 2002] 
13
 Vgl. hierzu das auch von der Bundesregierung unterstützte und diskutierte Prinzip des „Lebenslangen Lernens“, erläutert z.B. auf 
der Homepage des BMBF http://www.bmbf.de/de/411.php [Stand: 3.05.2008]  
14
 Die Studie wurde vom DJI im Rahmen des vom BMBF geförderten Projektes „Schulen und soziale Netzwerke“ durchgeführt. Die 
Ergebnisse wurden in einem Forschungsbericht veröffentlicht: Behr-Heintze 2005.  
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Gymnasien und Ganztagschulen zumeist mit anderen Schulen zusammenarbeiten 
[Lipski 2005]. Im Unterschied dazu schließen sich Institutionen, die sich mit Bildung 
befassen, zu Bildungsnetzwerken zusammen, die „verbindlicher organisiert und 
gesteuert“ [Solzbacher 2007: 3 ff.] werden als Kooperationen. 
Die Kooperation der Akteure des Bildungssystems mit schulischen und 
außerschulischen Partnern wird beeinflusst durch die systemischen und strukturellen 
Gegebenheiten, in deren Rahmen Vereinbarungen eingegangen und Projekte umgesetzt 
werden können [vgl. Fend 2008: 17 ff.; siehe auch Kap. 1.1]. Diesen Rahmen müssen 
die Schulgesetze und Empfehlungen der Bildungspolitik definieren, da ein einheitliches 
Konzept allein durch Schule und außerschulische Partner nicht realisierbar ist [vgl. 
Lipski 2005]. Deshalb schlägt sich das Prinzip der Kooperation auch in vielen 
Paragrafen der Schulgesetze nieder15, wobei der Verpflichtungsgrad zur Kooperation 
erheblich zwischen den einzelnen Bundesländern variiert [Teuber 2004]. In Bayern, 
Berlin, Hessen, Mecklenburg – Vorpommern und Thüringen besteht ein unmittelbares 
Gebot zur Kooperation in Verbindung mit dem Bildungs- und Erziehungsauftrag der 
Schule. Hingegen wird in Brandenburg und Rheinland-Pfalz in den Schulgesetzen 
lediglich ein Bezug zwischen Kooperation und Bildungs- und Erziehungsauftrag 
hergestellt [ebd.: 61]. Darüber hinaus werden in acht Bundesländern16 die Schulleiter 
direkt zur Förderung einer Kooperation verpflichtet [ebd.: 81 f.]. Als Partner werden in 
den Schulgesetzen am häufigsten die Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
genannt, während die Kooperation mit Betrieben oder der Wirtschaft im Allgemeinen 
weitestgehend vernachlässigt wird und recht unspezifisch bleibt [ebd.: 84 f.].  
Dies gilt auch für die wissenschaftliche Aufmerksamkeit für diesen 
„Schnittstellenbereich“. Nur vereinzelt stößt man bei der Literaturrecherche in der 
Deutschen Nationalbibliothek auf Untersuchungsberichte, Doktorarbeiten oder 
Praxisbücher und Handreichungen, die in Zusammenarbeit mit einer Universität oder 
von Instituten abgefasst wurden. Kooperation zwischen Regelschulsystem und 
Wirtschaft findet kaum wissenschaftliche Beachtung außerhalb der Diskussion um die 
Stärkung der „ökonomische Bildung“ in der Schule unter Leitung der Universität 
Oldenburg sowie vereinzelt in wissenschaftlich begleiteten Innovationsprojekten. Hier 
sei exemplarisch der Hamburger Schulversuch „Arbeiten und Lernen in Schule und 
Betrieb“ erwähnt, ein wissenschaftlich evaluiertes Projekt, das zu ermitteln versucht, ob 
eine Lernortkooperation zwischen Schule und Betrieb „für das Spektrum von 
leistungsstarken Realschülern bis zu leistungsschwachen Hauptschülern“ [Helmke 
2007: 38] geeignet ist. Im Endergebnis konnte festgestellt werden, dass eine 
                                                        
15
 Reihard Teuber [2004] hat im Aufrag des DJI eine Übersicht über die gesetzlichen Grundlagen der Kooperation im 
Regelschulbereich zusammenstellt. 
16
 Berlin, Brandenburg, Hamburg, Hessen, Rheinland-Pflanz, Schleswig-Holstein, Thüringen, Saarland [Teuber 2004: 81 f.] 
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Lernortkooperation im Regelschulsystem eine wertvolle Möglichkeit bieten kann Lern 
– und Handlungskompetenzen zu schulen und ihre Lernmotivation auszubauen. 
Welcher Art die Lernprozesse sind, wie sie warum ablaufen und ob sie pädagogisch 
angestrebte Ausmaße annehmen, ist nicht geklärt [ebd.: 248 f.]. 
 Diese Vernachlässigung des Themas fand nicht immer statt. In den 50er Jahren 
begann eine Auseinandersetzung um die Ausgestaltung des Faches „Arbeitslehre“ für 
die neu gegründete Hauptschule. Zeitgleich bildeten sich zahlreiche Arbeitskreise aus 
Lehrern und Vertretern der Wirtschaft sowie der Verbände mit dem Ziel, Modelle und 
Ansätze zu entwickeln, wie ein Mehr an ökonomischer Bildung in die Schule gebracht 
werden kann und wie dem damals schon bemängelten Kenntnis- und Fähigkeitsstand 
der Schulabgänger begegnet werden könnte. Interessanterweise bildeten sich diese 
Arbeitskreise und Vereinigungen ohne Zutun der Schulverwaltung auf Initiative von 
Pädagogen. Der Erfolg dieser Arbeitsgruppen war jedoch mäßig. Die Meinungen waren 
zu unterschiedlich, zu sehr war man uneinig, was wie umgesetzt werden sollte [Kaiser, 
1974]. In dieser Zeit wurden auch vereinzelt Publikationen verfasst, die das Verhältnis 
von Schule und Wirtschaft thematisierten, wie z.B. F. Nyssen [1970], der den Einfluss 
wirtschaftlicher Interessenverbände in Schulbereich untersuchte. 
Bescheidenes Ergebnis der wissenschaftlichen und öffentlichen Diskussion der 50er 
und 60er Jahre um ein Mehr an arbeits- und wirtschaftsrelevanter Inhalte in der 
Schule war die Einführung des Feldes Arbeitslehre in der Hauptschule sowie der 
Gesamtschule und etlicher Realschulen. Es muss jedoch erwähnt werden, dass es drei 
Formen gab, in der Arbeitslehre unterrichtet wurde und wird: als eigenständiges Fach 
neben den Fächern Wirtschaft, Haushalt und Technik, als Integrationsfach oder als 
fächerübergreifender Inhalt in Wirtschaft, Haushalt und Technik [Reuel 1998]. Für das 
Gymnasium war die Arbeitslehre nicht vorgesehen, was sich auch auf die Verbreitung 
des Schülerbetriebspraktikums auswirkte. 
 Auch hinsichtlich des Schülerbetriebspraktikums, der weitgehend 
flächendeckend institutionalisierten Kooperationsform [vgl. Schudy 2002: 191], finden 
sich nur vereinzelte aktuelle Forschungsarbeiten und Darstellungen17 [Hellmer 
2007:23 ff; Schudy 2002: 195]. Die meisten Erscheinungen stammen aus der Zeit der 
Reformversuche der 70/ 80er Jahre18. Zurück geht die Idee zu einem Praktikum 
während der Schulzeit auf Versuche von Volksschullehrern in den 50 Jahren, 
Volkschülern zu einem Ausbildungsplatz zu verhelfen [ebd.: 24]. Im Zuge eines 
                                                        
17
 Z.B. Veröffentlichungen von Prof. Dr. Lothar Beinke; Kaiser [1999: Kapitel 4.10]; Schudy [2002] deren Quellenbezug zumeist 
aktuellere, einzelne Artikel sowie Veröffentlichungen der 70er und 80er Jahre sind, wie z.B. Feldhoff,J. [1985]  
18
 Diese Aussage treffe ich nach der Recherche in den Beständen der Deutschen Nationalbibliothek und der Universitätsbibliothek 
sowie nach Vergleich der Bezugsquellen „aktueller“ Schriften. Der Großteil an späteren Veröffentlichungen sind Arbeitsbücher für 
Schülerpraktikanten. 
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freiwilligen Praktikums sollten sie Betrieben beweisen, dass sie ebenso 
ausbildungstauglich sind wie Ober- und Mittelschüler. Ersten verwaltungsmäßigen 
Niederschlag fand das Betriebspraktikum in der Empfehlung des Deutschen 
Ausschuss´ von 1964 zur Einführung des Faches Arbeitslehre in der Hauptschule. In 
der Empfehlung wurde darauf hingewiesen, dass eine gute Vor- und Nachbereitung des 
Praktikums unerlässlich sind [Schudy 2002: 191 f.; vgl. Feldhoff 1985: 15]. Es wurde 
zum Zweck der Erweiterung sowie Vertiefung der speziell im Arbeitslehreunterricht 
erworbenen Kenntnisse über Arbeitsprozesse in den Folgejahren zunächst in Haupt- 
und Realschulen eingeführt. Verpflichtend ist es meist für die Hauptschule, empfohlen 
wird es aber für alle Schulen [KMK 1997] und fand so sehr langsam19 Eingang auch ins 
Gymnasium [vgl. Kaiser 1999: 316]. Heute20 ist das Schülerbetriebspraktikum 
verpflichtend für alle Schüler der Sekundarstufe I in Brandenburg, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Thüringen [Selbach 
o.J.: 2] und Baden-Württemberg [MKJS 2008: 1] 
Dennoch ist es äußerst schwierig, den allgemeinen Zweck des Betriebspraktikums von 
der theoretisch-pädagogischen Seite her zu fassen, da diesbezüglich – wie bereits 
erläutert - nur vereinzelt Arbeiten zu finden sind. Darin wird seine ursprüngliche 
Bedeutung als Möglichkeit zur Marktorientierung und Arbeitsvermittlung [Braun 1984: 
23] sowie als erste Erfahrung mit der Arbeitswelt und ihren Prinzipien [Feldhoff 1985: 
15; Kaiser 1999: 319] gesehen. Gleichzeitig aber wird vereinzelt davor gewarnt, die 
berufsorientierende Funktion überzubewerten [Braun 1984: 24; Schudy 2002: 192]. 
Feldhoff u.a. drücken es nach ihrer Analyse deutlicher aus: „Das Praktikum ist nur in 
einem sehr eingeschränkten Sinn als Berufswahlhilfe in Anspruch zu nehmen und für 
die Erprobung für Eignung und Neigung für einen Beruf wenig geeignet“ [Feldhoff 
1985: 15] [weiter Kap. 5.1.1.]   
Kurz erwähnt sei die Betriebserkundung, die klar von der Betriebsbesichtigung zu 
unterscheiden ist. Nach F.-J. Kaiser und H. Kaminski ist sie eine außerschulische 
Maßnahme, die i.d.R. unter ausgewählten Schwerpunkten und mit konkreten Fragen 
durchzuführen und in den Unterricht einzubinden ist - im Gegensatz dazu ist eine 
Betriebsbesichtigung zumeist von dem Unternehmen organisiert und ohne 
erkennbaren unterrichtlichen Nutzen [Kaiser 1999: 295]. Durch eine Erkundung sollen 
die im Unterricht entstandenen Fragen und Probleme veranschaulicht und in der 
Realität erklärt werden [1999: 296]. Sie sei als Methode der Praxisvermittlung 
                                                        
19
 Vgl. auch Ergebnis einer Umfrage des IW Köln unter 2000 Lehrern in den vier Bundesländern Nordrhein-Westfalen, Bayern, 
Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt. Das Ergebnis zeigte, dass 1998 an fast allen Haupt- und Mittelschulen, aber nur an knapp der 
Hälfte der Gymnasien Betriebspraktika stattfanden [Weiß 1999].  
20
 Im „Leitfaden fürs Betriebspraktikum“ [Selbach o.J.], der nach 2003 entstanden sein muss, da er Literatur aus diesem Jahr zitiert, 
wird das Betriebspraktikum in den restlichen Ländern als nicht für alle Schüler verpflichtend dargestellt. Jedoch kann nicht mit 
Sicherheit davon ausgegangen werden, dass das Praktikum in diesen Ländern nach der Einführung der Bildungsstandards nicht 
auch verpflichtend wurde. Im Falle Baden-Württembergs zumindest waren die Angaben nicht mehr zutreffend [vgl. MKJS 2008]. 
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allgemein anerkannt und akzeptiert, jedoch bestehe – ähnlich wie beim 
Schülerbetriebspraktikum – die Gefahr, dass sie ihre pädagogische Wirkung nicht 
entfaltet, wird der Bezug zur Praxis „als ausreichendes Ziel der Erkundung gesehen“ 
[ebd.: 297]. 
 Ein dritter Bereich im pädagogischen Umfeld, in dem Kooperation eine 
tragende Rolle spielt, soll noch erwähnt werden. Es handelt sich hierbei um das Duale 
System, das eine berufliche Ausbildung zu gleichen Teilen in Berufsschule und Betrieb 
ermöglicht. Unter dem Begriff der Lernortkooperation vollzieht sich seit der 
Verabschiedung des Berufsbildungsgesetztes 1969 die Diskussion, welcher Art der 
Zusammenhang von Berufsschule und Betrieb ist [Euler 2004: 13]. Diese Diskussion ist 
bis heute noch nicht abgeschlossen und verläuft derzeit in drei Richtungen [ebd.: 19 f.]: 
Zum einen wird Lernortkooperation als „Voraussetzung zur Rationalisierung des 
dualen Systems gesehen“. Zum anderen wird sie als Mittel zur Deregulierung 
betrachtet, um zukünftig flexibler auf gesellschaftliche Veränderungen reagieren zu 
können. Und als dritte Diskussionsrichtung wird in der Lernortkooperation die 
Möglichkeit gesehen, die Effizienz des Dualen Systems in Zeiten von Lehrstellenmangel 
zu erhöhen. Dabei bewegt man sich auch in den zwiespältigen Ergebnissen 
wissenschaftlicher Untersuchungen, deren Aussage lautet: „So wird einerseits 
festgestellt, dass die überwiegende Mehrheit der Ausbilder und Lehrer eine 
Ausweitung der Kooperation befürworten und nur wenige der befragten 
Auszubildenden die Abstimmung zwischen betrieblicher und schulischer Ausbildung 
für gelungen halten. Andererseits begründet dieser Zustand für die Mehrheit der 
beteiligten Seiten keinen Problem- oder gar Veränderungsdruck. Für viele der 
Befragten scheint die fehlende [im Original kursiv betont] Kooperation durchaus 
funktional zu sein“ [ebd.: 28 f.]. Diese Schlussfolgerung bezieht sich auf Befragungen, 
deren Ergebnisse 1992 und 1993 veröffentlicht wurden und von Dieter Euler im 
„Handbuch der Lernortkooperation“ als noch aktueller „interpretationsbedürftiger 
Widerspruch“ [2004: 29] beschrieben wird. Weiter soll an dieser Stelle auf das Duale 
System sowie die Lernortkooperation nicht eingegangen werden. Für diese Arbeit sind 
sie weniger von Belang, wird doch die Zusammenarbeit im Regelschulbereich 
betrachtet. 
 Zusammengefasst kann festgehalten werden, dass im pädagogischen und 
schulischen Bereich das Prinzip der Kooperation zum einen als eine Form der 
Unterrichtsgestaltung diskutiert wird, durch die zukunftswichtige Kompetenzen 
vermittelt werden können. Zum andern wird die Kooperation mit außerschulischen 
Partnern sowohl in Schulgesetzen gefordert und durch die Bildung von 
Bildungsnetzwerken gefördert [vgl. Solzbacher 2007]. 
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Der qualitative Unterschied zwischen KOOPERATION im pädagogischen und 
wirtschaftlichen Verständnis besteht im Moment der KONKURRENZ: Unternehmen, die 
im Rahmen des Wettbewerbsrechts zusammenarbeiten, stehen immer auch in 
gegenseitiger Konkurrenz [vgl. Kap. 1.6]. Während im pädagogischen Verständnis 
Konkurrenz in kooperativen Situationen weitestgehend vermieden werden sollte, da 
das Konfliktpotential der gemeinsamen Arbeit im Wege stehen würde [vgl. Köck 2002: 
390].  
1.4 Verflechtung 
Im Deutschen Wörterbuch heißt es: „Das Verflechten, das Verflochtensein: 
Zusammenschluss (von Wirtschaftsunternehmen) zu größeren Einheiten. Ggs. 
Entflechtung“ [Wahrig 1997]. Somit zielt nach meinem Verständnis der Begriff 
VERFLECHTUNG auf die organisatorische Ebene ab, die z.B. am Ende einer intensiven 
Kooperation stehen kann. 
1.5 Bildungssystem 
Unter Bildungssystem wird ganz allgemein die Gesamtheit an öffentlichen und privaten 
Bildungsinstitutionen samt der Verwaltung gefasst. Hierzu zählen der Primar- und 
Sekundarbereich, das Hochschulsystem, schulische Ausbildungsstätten, der 
Berufsschulbereich sowie Weiterbildungseinrichtungen [vgl. KMK 2007; Trommer 
2003, Tenorth 2007]. Synonym zum Begriff Bildungswesen oder Bildungssystem 
wurde früher häufig auch der Begriff Schulsystem verwendet, was heute nicht mehr 
zutreffend ist, da Bildungssystem mehr beinhaltet als die Einrichtung Schule an sich 
[Gudjons 2006: 261]. Trotz der begrifflichen Unterscheidung zwischen Bildungssystem 
und Schule [vgl. Kap. 1.5: 19] wird es im analytischen Teil mitunter zu einer synonymen 
Verwendung der beiden Begriffe kommen. Schule wird überwiegend dort verwendet, 
wenn es konkret um eine Schule geht. Bildungssystem wird verwendet, um die 
systemische Relevanz der Aussagen zu kennzeichnen, jedoch beziehen sich die 
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1.5.1 STRUKTUR 
Trotz seiner starken Ausdifferenzierung sowie der schier unüberblickbaren Gesamtheit 
an möglichen Bildungswegen, was „Ausdruck der gesellschaftlichen Funktion von 
Schule“ [ebd.] ist, können fünf Strukturprinzipien festgehalten werden21. 
1. Hoher Organisationsgrad und Ausdifferenzierung nach oben hin.  
2. Prinzipielle Trennung zwischen allgemeiner Bildung, die im Regelschulbereich 
erworben wird, und der daran anschließenden schulischen oder betrieblichen 
Berufsbildung. Deshalb ist es z.B. nur in Ausnahmefällen für besonders 
befähigte Berufstätige möglich eine Hochschulzugangsberechtigung zu 
erlangen, ohne den Weg zurück in das allgemeinbildende Schulwesen und den 
Erwerb der allgemeinen oder fachgebundenen Hochschulreife. In der Regel 
wird eine gesonderte Prüfung sowie mehrere Jahre Berufserfahrung oder eine 
höhere Berufsqualifikation, z.B. Meister vorausgesetzt [ZVS o.J.; KMK 2006 
(c)]. Diese starre Trennung beginnt sich jedoch allmählich aufzuweichen. 
Zunehmend wird die Möglichkeit geschaffen, in berufsbildenden Schulen 
allgemeinbildende Schulabschlüsse zu erwerben. Z.B. können in vielen 
Bundesländern Hauptschulabsolventen im Rahmen ihrer Berufsausbildung 
einen dem Realschulabschluss gleichgestellten Abschluss erwerben [Trommer 
2003: Kap. 7.6]. Damit öffnet sich der Weg in höhere Bildungsabschlüsse 
prinzipiell für alle, da der Zugang zur Fachhochschulreife und einer 
Studienberechtigung nicht mehr maßgeblich durch die Wahl der Schulform 
nach der vierten Klasse bestimmt wird. 
3. Föderale Struktur: Das Bildungssystem liegt in der Verantwortung der 
Bundesländer [vgl. Art 70 GG]. Seine Ausgestaltung, inhaltliche Ausrichtung 
sowie die Aufsicht und Finanzierung des Lehrpersonals sind auf Landesebene 
angesiedelt, für die materielle Ausstattung und Finanzierung des Nicht-
Lehrpersonals die Gemeinden und Kommunen [KMK 2007: Kap. 2.8; Trommer 
2003: 174 ff.]. Dem Bund kam bis zur Verabschiedung der 
Föderalismusreform22 Mitte 2006 die Aufgabe der Rahmengesetzgebung für die 
Universitäten und deren finanzielle Unterstützung zu. Seither liegt seine 
Kompetenz bei der Regelung der Hochschulzulassung sowie der 
Hochschulabschlüsse, wobei die Länder abweichende Regelungen treffen 
dürfen [Art. 72, GG]. Im Schulwesen dürfen Bund und Länder nach Art. 91 b, 
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 Die grobe Einteilung wurde von GUDJONS [2006: 261 ff.] übernommen. Nähere Beschreibungen entstammten, falls nicht anders 
vermerkt, aus der Darstellung der KMK [2007], die zum Zweck des Informationsaustausches in Europa verfasst wurde. 
22
 Zum Vergleich der alten und neuen Gesetzte siehe Synopse des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages 
[Lachmuth 2006].  
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Abs. 2 GG zusammenarbeiten, um die Leistungsfähigkeit des Bildungssystems 
im internationalen Vergleich festzustellen, Bildungsberichte zu erstellen und 
gemeinsame Empfehlungen zu erarbeiten23. 
4. Mehrgliedriges Schulsystem: In allen Ländern besteht die Gliederung nach 
SCHULFORMEN (Grundschule, Hauptschule, Gymnasium, Förderschule, 
Gesamtschule, Orientierungsstufe) und SCHULSTUFEN (Vorschulbereich, 
Primarbereich, Sekundarstufe I, Sekundarstufe II.). Gleichzeitig finden sich 
nicht alle Schulformen in allen Bundesländern wieder und zum Teil tragen sie 
unterschiedlich Bezeichnungen, was jedoch keinen qualitativen Unterschied des 
Abschlusses mit sich bringt, sondern lediglich auf die Organisation der Schule 
abzielt [vgl. KMK 2007: Kap. 2.4.3]. 
5. Das Bildungssystem ist prinzipiell durchlässig, d.h. es besteht die Möglichkeit 
innerhalb der Schulkarriere die Schulform zu wechseln oder den Bildungsweg 
fortzusetzten; vgl. hierzu auch Diagramm der KMK [2006 (d)] zur 
Grundstruktur. 
1.5.2 FUNKTION DER SCHULE 
Grundsätzlich werden der Schule als Organisation [Gudjons 2006: 309] drei zentrale 
Funktionen zugeschrieben: die QUALIFIKATIONSFUNKTION, d.h. die Vermittlung von 
Wissen und Fertigkeiten; die SELEKTIONS- und ALLOKATIONSFUNKTION, worunter man die 
Trennung der Leistungsschwächeren von Leistungsstarken mittels der 
Leistungsbeurteilung und die damit einhergehende Zuweisung beruflicher Positionen 
versteht. Und drittens dient das Bildungssystem der INTEGRATION, d.h. der Legitimation 
und Stabilisierung bestehender Normen, indem bereits im Schulalltag gesellschaftliche 
Prinzipien und überfachliche Qualitäten gelebt und vermittelt werden [vgl. Gudjons 
2006: 309 f.; vgl. Tenorth 2007]. Klafki fügt als vierte Funktion die 
KULTURÜBERMITTLUNG hinzu, die „eine kulturelle Kohärenz, Art kulturelle Identität der 
Gesellschaft“ [Gudjons 2006: 310] ermöglicht, ohne die die Gesellschaft 
auseinanderfallen würde. 
Ein weiterer Ansatz sieht die Schule als „Lebens- und Erfahrungsraum“, da die 
außerschulische Umwelt weitestgehend den Schülern nicht mehr die Möglichkeit zum 
Austausch und zur Verarbeitung ihrer Erlebnisse biete. Darüber hinaus verbringen die 
Schüler einen Großteil ihrer Zeit in der Schule, so dass diese ihre Erziehungsaufgabe 
nicht nur im Unterricht wahrnehmen kann. Und sollen die Kinder im Sinne der 
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 Aufgrund der veränderten Zuständigkeiten und Zusammenarbeit wurde die BLK zum 31.12. 2007 aufgelöst. An ihre Stelle trat 
die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK); vgl. Homepage der BLK http://www.blk-bonn.de/, der GWK http://www.gwk-
bonn.de/ sowie des BMBF http://www.bmbf.de/de/1263.php [Stand 08.01.07]. 
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Integrationsfunktion die gesellschaftliche Werte und Normen lernen, müssen sie dies 
in der kleinen „Schulpolis“ üben können [v. Hentig 2003: 189 ff; vgl. Gudjons 2006: 
310]. 
1.6 Wirtschaft… 
…[ist] „dasjenige Gebiet menschlicher Tätigkeiten, das der Bedürfnisbefriedigung 
dient.“ [Wöhe 2000: 1]. Funktional betrachtet ist sie wertneutral, d.h. sie hat für sich 
genommen keinen Eigenwert und erhält ihren Zweck erst aus der Zielsetzung des 
wirtschaftlichen Handelns, nämlich der Befriedigung der menschlichen Bedürfnisse 
mit Gütern [ebd.]. Dabei unterliegt wirtschaftliches Handeln aufgrund der „ewig 
aktuellen Knappheit der Güter“ [Leipold 2005: 502] dem ökonomischen oder 
Wirtschaftlichkeitsprinzip, „das fordert, ein bestimmtes Ziel mit dem Einsatz 
möglichst geringer Mittel zu erreichen“ [Wöhe 2000: 1; vgl. auch Gabler 2005: 3363]. 
Dies ist ein tragendes aber rein formales Prinzip und sagt noch nichts aus über die 
Zielsetzung, die ein Unternehmen durch sein Handeln verfolgt [Wöhe 2000:2] und zur 
Grundlage seiner Entscheidungen macht. Neben zahlreichen Gründen [siehe ebd.: 118 
ff] für die Beachtung des Wirtschaftlichkeitsprinzips lautet der zentrale, für eine 
Marktwirtschaft postulierte Antrieb für wirtschaftliches Handeln: langfristig Gewinne 
erzielen [u.a. ebd.: 40 ff.; Stratenschulte 2006: 21 ff]. Diesem Antrieb liegt der 
menschliche Egoismus zu Grunde, der aber nicht als Ursache für gesellschaftlich 
nachteiliges wirtschaftliches Verhalten gesehen wird [Pies 2005: 495 f.]. Hierfür sei der 
aus moralischem Verhalten resultierende Wettbewerbsnachteil verantwortlich zu 
machen, worauf die Politik durch allgemein durchsetzbare Regelungen sowie die 
Gesellschaft durch Selbstkontrolle Einfluss nehmen muss [ebd.: 496 ff]. Die 
Wirtschaftordnung, die „die Gesamtheit zwischen den produzierenden und 
konsumierenden Wirtschaftseinheiten“ [May 2004: 634; vgl. Leipold 2005: 502; vgl. 
Gabler 2005: 3372] regelt, muss einen Rahmen schaffen, in dem ein fairer Wettbewerb 
als Regulativ der Marktwirtschaft [u.a. Wöhe 2000: 6; Otte 1994: 30; Stratenschulte 
2006: 22; Leipold 2005: 502 ff] erhalten bleibt, Planungssicherheit gegeben ist und 
gleichzeitig wirtschaftliches Handeln für die Gesellschaft, d.h. für alle, einen Nutzen 
bringt [u.a. Schlecht 2000: 9 ff].  
Damit sei in Grundzügen und sehr vereinfachter Form unser Wirtschaftssystem der 
Sozialen Marktwirtschaft beschrieben, das als „ ‚dritte[r] Weg‘ zwischen 
ungebändigtem Kapitalismus und sozialistischer Planwirtschaft, zwischen 
Marktwirtschaft pur und Subventions- und Versorgungsstaat“ [Schlecht 2000: 16; 
Hervorhebung im Original] gewählt wurde [vgl. auch Leipold 2005: 503]. Sie ist ein 
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Konsensmodell, in dem die Beteiligten - Staat, Gesellschaftsmitglieder und 
Unternehmensverantwortliche - übereinkommen müssen, welchen Beitrag ein jeder 
leisten muss, um das Gemeinwohl zu sichern und das Problem der Arbeitslosigkeit zu 
lindern [vgl. Schlecht 2000: 21]. 
Ein Element im wirtschaftlichen Gefüge ist der Betrieb als „planvoll organisierte 
Wirtschafteinheit“ [Wöhe 2000: 2]. Charakteristisch für ihn ist, „dass er seinen 
Wirtschaftsplan auf Basis der gegebenen Marktsituation selbst bestimmen kann“ 
[ebd.: 5]. Die Aufgabenverteilung im Betrieb kann dezentral oder zentral organisiert 
sein oder nach beiden Prinzipien – je nach Standortgegebenheiten sowie den 
Bedingungen seines Wirtschaftszweiges [ebd.: 181]. Darüber hinaus lassen sich u.a. 
folgende allgemeine Prinzipen beschreiben: Das Leitungssystem ist hierarchisch 
aufgebaut und die einzelnen Positionen sind durch Weisungsbefugnis miteinander 
verbunden [ebd.: 182]. Dabei trägt das Management in leitender Funktion die 
Verantwortung und seine Aufgabe besteht in der Zielfestlegung, Planung, 
Entscheidung, Realisierung und Kontrolle [ebd.: 106 ff.; vgl. auch ebd. Kap. 5-9]. 
 2 Was heißt hier Bildung? 
Die Bildung und Erziehung der zukünftigen Generation sind grundlegendes 
Bestimmungsmoment des Bildungssystems, das sich im staatlichen Bildungs- und 
Erziehungsauftrag der Schule niederschlägt [s.u.]. Was sie jedoch ausmacht, in 
welchem Verhältnis beide Begriffe zu einander stehen und welche Bedingungen 
notwendig sind für ihr Gelingen sind Fragen, die die Menschheit seit jeher zu 
beantworten trachtet. Die ersten Ideengeber pädagogischen Denkens verortet Elmar 
Lechner [1979] in „Neue Zeittafel zur Geschichte der Pädagogik“ bereits um 2800 v.Ch. 
Die Lektüre weiterer Autoren, die einen geschichtlichen Überblick über pädagogische 
Entwicklung geben, wie z.B. Winfried Böhm [2003] und Albert Reble [1999] zeigt, dass 
das Ringen um das „Richtige“ der Bildung und Erziehung immer eine aktuell zu 
lösende Frage war bzw. ist. Wurde die Diskussion24 um deren Ausgestaltung zunächst 
überwiegend im Rahmen der Philosophie und Theologie [Kant, Herbart, Dilthey, 
Schleiermacher u.v.a.], von Pädagogen im Dienst [z.B. Diesterweg, Humboldt] sowie 
der gebildeten Öffentlichkeit [u.a. Lessing, Goethe, Hamann] geführt, entwickelte sich 
Anfang des 20. Jahrhunderts die Erziehungswissenschaft [Krüger 2006: 10; Benner 
2000: 240]; d.h. erstmals versuchten sich Pädagogen in der WISSENSCHAFTLICHEN 
Beschäftigung mit pädagogischen Inhalten. Setzten sich Pädagogen vorher nur mit 
handlungstheoretischen oder professionswichtigen Fragen für angehendes Lehr- und 
Betreuungspersonal auseinander, trat mit Begründung der geisteswissenschaftlichen 
Pädagogik der Aspekt der wissenschaftliche Forschung hinzu [Benner 2000: 240]. 
Hauptvertreter waren u.a. Noll, Litt, Spranger und Weniger, die erstmal eine Antwort 
suchten auf die sich nun stellende Frage, wie wissenschaftliche Forschung und Praxis 
zu einander in Beziehung stehen [ebd.] und welcher Gestalt Bildung und Erziehung 
sein sollten. Die Begründung einer Theorie zur Erklärung, Anleitung und Verbesserung 
der Praxis setzt immer auch voraus, dass definiert wird, was sein soll [vgl. Heid 
2001:1094 ff.]. Im Hinblick auf das Wesen der Bildung und der Erziehung wurden im 
Laufe der Geschichte und in der Auseinandersetzung mit pädagogischen Fragen 
unterschiedliche Antworten gefunden.  
2.1 Einschub: „Erziehung… 
…ist neben Bildung der Kernbegriff der Pädagogik“ [Oelkers 2004: 303], und wird in 
anderen westeuropäischen Sprachen von diesem begrifflich nicht getrennt [Hörner 
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 Vgl. Tenorth [2004] zu einer detailierten Übersicht zu der Entwicklung der Rahmenbedingungen pädagogischen Denkens  
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2008: Kap. 1]. Da die sprachliche Differenzierung aber im slawischen Sprachraum sehr 
wohl vorzufinden ist [ebd.; Lemberg 1963: 33 f.; vgl. Gudjons 2006: 197], ist die häufig 
zitierte Einmaligkeit der feinen Unterscheidung im Deutschen zwischen Bildung und 
Erziehung nicht haltbar [vgl. Hörner 2008: Kap. 1]. Obwohl beinahe jeder ein Gefühl 
davon hat, was die beiden Begriffe bedeuten25 und in welchem Zusammenhang sie zu 
einander stehen, können die wenigsten eine präzise und differenzierte Definition 
formulieren, was im allgemeinen Konsens unter Bildung und Erziehung verstanden 
wird. Dies ist sicherlich auch dem geschuldet, dass es eine Begriffsbestimmung analog 
zu naturwissenschaftlichen, nomologischen Definitionen nicht einmal in der Fachwelt 
gibt [vgl. Gudjons 2006: 181 ff.].  
„Eine Auflistung der in pädagogischen Werken gebrauchten Erziehungsbegriffe 
würde ein eigenes Buch füllen“ schreibt Gudjons [2006: 183] und listet exemplarisch 
zwei Werke26 auf. Die Problematik bei der Fassung des Begriffes liegt u.a. in seiner 
Eigenschaft sowohl als Handlung, Ziel oder Zweck verstanden werden zu können, als 
auch alle drei Aspekte zu beinhalten [vgl. ebd.: 181 f.]. Zusätzlich ergibt sich die Frage, 
aus welcher erziehungswissenschaftlichen Theorie heraus man eine 
Begriffsbestimmung versucht. Gudjons hat aus der Fachliteratur, die den 
Erziehungsbegriff thematisiert, acht Verständnismöglichkeiten als Gegensatzpaare 
herausgearbeitet [Gudjons 2006: 184]. Demnach kann Erziehung als PRODUKT oder als 
PROZESS, als DESKRIPTIV oder PROGRAMMATISCH-DESKRIPTIV, als ABSICHT oder WIRKUNG, als 
HANDLUNG oder GESCHEHEN begriffen und beschrieben werden. Darüber hinaus könne 
man gleichzeitig typische Begriffsbestimmungen unterschiedlicher 
erziehungswissenschaftlicher Theorien27 unterscheiden. Damit ist aber noch keine 
Aussage gemacht über den Zweck oder den Inhalt erzieherisch vermittelter Normen. 
Geschweige denn ist daraus eine Aussage zum Erziehungsprozess und seiner 
Sollbeschaffenheit selbst abzuleiten. 
Das Strukturmodell nach Gudjons [2006: 193 ff.] bietet hierfür einen Überblick über 
die Facetten und Bestimmungsmomente des Gegenstandes Erziehung. Es zeigt, dass 
die Antworten auf diese Fragen im jeweiligen gesellschaftlichen Kontext gegeben 
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 Vgl. Ruhloff, der - in Anlehnung an die Worte des Philosophen Schleiermachers zur Erziehung – sagt, dass die Definition von 
Bildung als bekannt vorausgesetzt werden kann [Ruhloff 1998: 413]. 
26
 Weber, E. (Hrsg.): Der Erziehungs- und Bildungsbegriff im 20. Jahrhundert. Klinkhardt: Bad Heilbrunn 1976; Masschelein, J. / 
Ruhloff, J. / Schäffer, A. (Hrsg.): Erziehungsphilosophie im Umbruch. Beiträge zur Neufassung des Erziehungsbegriffs. Dt. Studien-
Verlag: Weinheim 2000  
27
 1 .„Prinzipienwissenschaftliches Verständnis“; 2. „Geisteswissenschaftliches Verständnis“; 3. „Empirisches Verständnis“; 4. 
„Erziehung aus der Sicht kritischer Erziehungswissenschaft“; 5.“ Erziehung aus strukturalistischer Sicht“; 6. „Systemtheoretische 
Sicht“; 7. „Reflexive Erziehungswissenschaft“ [Gudjons 2006: 184 f. in Anlehnung an Lenzen 2002: 166 ff; Formatierung im Original, 
U.K.] 
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werden müssen28: Der gesellschaftlich-historisch-soziale Lebenskontext bildet den 
Rahmen für die Institutionen der Erziehung [z.B. Schule, Familie…], in denen Werte 
und Normen durch intendiertes, methodisches Handeln – abgestimmt auf die 
kognitiven, affektiven und psychomotorischen Fähigkeiten des Kindes – in einer 
Interaktion vermittelt werden, die durch ein Kompetenzgefälle Interaktion zwischen 
Erzieher und zu Erziehenden gekennzeichnet ist [ebd.]. Dreh- und Angelpunkt ist die 
Frage, was soll das „Mängelwesen“ Mensch sein und welche Voraussetzung hat jeder 
einzelne persönlich [vgl. Gudjons 2006: 187]. Dies muss sich eine Familie ebenso 
beantworten, wie die Schule, und die Gesellschaft. Die Wissenschaft, z.B. die einzelnen 
Theorieströmungen der Erziehungswissenschaft, entwickelt hierfür die 
Antwortmöglichkeiten [vgl. Gudjons 2006: 191; vgl. Heid 2001].  
2.2 Und was ist die Bildung? 
Zwei fachübergreifende Disziplinen in der Erziehungswissenschaft – die 
Bildungsforschung und die Bildungstheorie29 [Garz 2002: 442] – versuchen eine 
Annäherung. Der Begriff der Bildung ist aber weder statisch definierbar noch allzeit 
festlegbar [vgl. Klafki 1990; vgl. Gudjons 2006: 196 ff.], und erfährt je nach sozialem 
Milieu eine unterschiedliche Bewertung. Wie unterschiedlich hier das Verständnis sein 
kann, beschreibt Tippelt [1999] in einer Studie30, die auf zwei weiteren soziologischen 
Untersuchungen von 1966 (Göttinger Studie) und 1979 (Oldenburger Studie) aufbaut. 
Diese versuchten zu ergründen, wie sich das Bildungsverständnis in den verschiedenen 
sozialen Milieus unterscheidet. Alle drei kamen zu dem Ergebnis, dass das Verständnis 
von Bildung stark abhängig ist von dem sozialen Milieu in dem sich ein Mensch bewegt. 
Z.B. haben Menschen aus einem „konservativ gehobenen Milieu“ ein dem 
humanistischen Bildungsbegriff ähnliches Verständnis, das sowohl Wissen als auch 
künstlerisches Können beinhaltet. Dem gegenüber schätzen Menschen aus 
„kleinbürgerlichem Milieu“ den Erwerb von Fachwissen und Zertifikaten als 
Bildungsprozess ein. Im „traditionslosen Arbeitermilieu“ erscheint jemand als gebildet, 
der „überall mitreden kann“ [Tippelt 1999: 27]. Bildung hat somit eine stark durch die 
Umwelt geprägte Färbung und verändert sich im Laufe der Zeit. So sank zwischen der 
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 Im Folgenden wird das Strukturmodell nach Gudjons in eigenen Worten widergegeben; für das Schaubild siehe Gudjons [2006: 
195, Abb. 21]. 
29
 In Abgrenzung zu den Vertretern der Bildungstheorie befassen sich Bildungsforscher damit, die Bestimmung des Begriffes 
mittels der Empirie aus der Gesellschaft abzuleiten [Garz 2002: 442]; d.h. sie fragen nicht nach überlieferten Werten und Normen, 
die in die heutige Gesellschaft übersetzt richtungsweisen sein sollen. Sie versuchen vielmehr z.B. zu ermitteln, welche 
Bildungsvorstellungen in den einzelnen Milieus der Gesellschaft vorherrschen [z.B. Tippelt 1999] und die Bildungsprozesse und 
ihre Wirkungen in der Wirklichkeit zu beschreiben - auch um fördernd eingreifen zu können [Tenorth 2007:95; Graz 2002:42 ff.]. 
30
 Zwar sind die Studien bereits älter, ihren Aussagen schreibe ich eingeschränkt dennoch Gültigkeit zu, da sich die sozialen 
Strukturen in Deutschland seit 1999 nicht grundlegend geändert haben. 
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Göttinger Studie und der Oldenburger Studie in der deutschen Bevölkerung die 
Assoziation einer gebildeten mit einer durch charakterliche, affektive und personale 
Eigenschaften gekennzeichneten Person von 43% auf 18%. Zugleich nahmen die 
Antworten, die Bildung verstärkt als “formales Vermögen auffassen, das für bestimmte 
Zwecke erworben und verwertet werden kann“ von 50 % auf 71 % [ebd.: 17] zu. D.h. 
der Wert von Bildung wurde in der Bevölkerung zunehmend als Humankapital 
aufgefasst. 
Die Frage nach dem Wesen beinhaltet demnach die milieuabhängigen Facetten Inhalt 
und Funktion sowie die praktische Umsetzung der Ziele, zu deren 
Bestimmungsversuchen allein zwischen 1978 und 1988 über 300 Titel veröffentlicht 
wurden [Heymann/Lück 1990, zitiert nach Gudjons 2006: 197]. Zur praktischen 
Umsetzung dient die Schule. Die beiden anderen Facetten sind voneinander der Art 
abhängig, dass sie sich gegenseitig bedingen aber einzeln zu beantworten sind. 
2.2.1 DIE AUFGABE VON SCHULISCHER BILDUNG 
Den ZWECK der Bildung sahen Sokrates und Plato darin, dass sie Menschen 
ermöglichen soll Staatsämter auszufüllen. Während für Sokrates jedoch die 
Charakterbildung durch Selbsterkenntnis Ziel der Bildung war, sah sein Schüler Plato 
in Bildung allein den Zweck auf ein zukünftiges höheres Staatsamt vorzubereiten 
[Böhm 2004; Reble 1999]. Aristoteles hingegen schrieb der Bildung mehr zu. Für ihn 
diente sie der Entwicklung eines jeden Menschen, ausgehend von seinen Potentialen 
und seiner Teleologie, zu einem selbstständigen gesellschaftlichen Mitglied [ebd.; vgl. 
Benner 2004: 174 ff.; vgl. Hörner 2008: Kap. 1]. Im Gegensatz dazu sahen die 
Sophisten höhere Bildung als Mittel zum Zweck ein erfolgreiches, tüchtiges Leben 
führen zu können. 
Später, in der Aufklärung sollte die Bildung dazu befähigen, sich in der rasant 
ausdifferenzierenden Welt wieder auf sich zurück zu besinnen um sich den 
gesellschaftlichen Zwängen entziehen zu können [u.a. Hörner 2008: Kap. 1]. Daraus 
erwuchs der Gedanke, dass BILDUNG nur in Form von Selbstbildung verstanden werden 
und der Bildungsprozess nur reflexiv geschehen kann. 
Ca. 2000 Jahre nach Plato, Sokrates und den Sophisten postuliert Humboldt wieder im 
Sinne Aristoteles, dass Bildung keinem Zweck dienen darf und als Selbstbildung frei 
von gesellschaftlicher Verwertbarkeit und Zweckrichtung die freie Entfaltung der 
Kräfte ermöglichen muss [u.a. Hörner 2008: Kap. 1].  
Bildung kann nicht zweckfrei sein, schreibt Herman Nohl als ein Vertreter der 
geisteswissenschaftlichen Pädagogik wiederum ca. 150 Jahre nach Humboldt, da der 
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Mensch in einer Gesellschaft mit Herausforderungen und Pflichten wohnt [Nohl 
1968:124 ff.].  
Dieser kurze Exkurs durch die Geschichte zeigt, dass Bildung nicht stets die gleiche 
Funktion inne hatte, und was sie ausmacht im Laufe der Geschichte immer wieder 
umdefiniert wurde. So hat sich das Verständnis der Bildung seit Humboldt bis heute 
ebenfalls verändert und neue Bestimmungsversuche wurden unternommen [Gudjons 
2006: 197; vgl. Ruhloff 1998]. U.a. Hartmut von Hentig sah in der Bildung drei 
Aufgaben [v. Hentig 2003: V 26 f.]: Erstens sei Bildung als „persönliche Bildung“ mehr 
ein Vorgang denn ein Besitz. Zweitens sei Bildung eine „praktische Bildung“, die u.a. 
Wissens und Fertigkeiten beinhaltet und es einem erlaube sich in der Welt zu 
orientieren. Und drittens sei Bildung eine „politische Bildung“, und erlaubt einer 
Gesellschaft friedlich zusammen zu leben. 
Vergleichbar dazu hat Wolfgang Klafki ebenfalls eine zeitgemäße Bestimmung versucht 
[Klafki 1990: 91 ff.]. In seinen neun Thesen beschränkte er sich nicht nur auf die 
Bestimmung eines Bildungszweckes, sondern versuchte den traditionellen 
Bildungsbegriff – ausgehend von der Aufklärung - kritisch weiterzudenken und auf die 
heutige Zeit hin neu zu formulieren. Er unterscheidet drei Grundfähigkeiten, die die 
Bildung eines Menschen ausmachen - die Fähigkeit zur Selbstbestimmung, zur 
Mitbestimmung und zur Solidarität - und arbeitet aus der Geschichte heraus, dass 
Bildung nur als Allgemeinbildung gedacht werden kann. Dieses wiederum habe 
Konsequenzen: Erstens bedeutet Allgemeinbildung Bildung für alle und kann damit als 
Grundrecht [vgl. auch Dahrendorf 1965/2007; Deutscher Bildungsrat 1970/2007] 
betrachtet werden. Zweitens müssen Bildungsinhalte „Schlüsselprobleme“ [ebd.: 95 ff.] 
betreffen und damit zeitlich immer wieder neu bestimmt werden [vgl. Ruhloff 1998: 
421]. Und als drittes Merkmal muss Bildung alle „Grunddimensionen menschlicher 
Fähigkeiten“ betreffen und wird damit nicht nur als reine Wissensvermittlung 
verstanden, sondern schließt auch die Entwicklung kognitiver, handwerklicher und 
sozialer Fähigkeiten mit ein [ebd.: 94 ff.; vgl. Gudjons 2006: 198]. 
2.2.2 INHALT SCHULISCHER BILDUNG? 
Die INHALTE hängen wesentlich von der ihr zugeschriebenen Funktion und dem 
gewählten Referenzpunkt ab. Ändert sich die Funktion von Bildung bringt dies 
Änderungen im Bildungskanon mit sich. Wenn der Mensch darauf vorbereitet werden 
soll, seinen Teil zum Überleben der Gesellschaft zu leisten31, muss er andere Dinge 
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 Dies ist der Fall bei einem ökonomischen Verständnis [Ruhloff 2002: 4; vgl. van Lith 2005: 137; Peters 2002: 11]. 
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lernen können als wenn Bildung reine Menschenbildung32 zum Ziel hat [vgl. Ruhloff 
2002]. Auch das Verhältnis der Bildungsinhalte zueinander ist wesentlich bestimmt 
vom Verständnis was Bildung soll. Dient Bildung dem Mündigwerden33 sind die 
künstlerischen und sprachlichen - sogenannte Trivialfächer - gleichwertig oder höher 
zu bewerten [vgl. Hörner 2008: Kap. 1] als die naturwissenschaftlichen. Heißt sich 
bilden Erwerb von Humankapital in Form von verwertbarem Wissens und Fertigkeiten 
für das Arbeitsleben in der Wirtschaft [vgl. May 2004: 275], bekommt die künstlerische 
und literarische Bildung eine Nebenrolle. 
In der Antike gab es widerstreitende Positionen über den Inhalt der Bildung: Die 
Sophisten lehrten in Grammatikschulen den Umgang mit dem Wort als 
Handwerkszeug, um ein erfolgreiches, tüchtiges Leben führen zu können. Das 
Praktische interessierte dabei mehr als die „Wahrheit“ der Dinge und die Inhalte ihres 
Unterrichts bezogen sich auf vier Gegenstände: die Grammatik (Kenntnis der Sprache), 
Dialektik (Übung im Gebrauch der Worte), Rhetorik (die Kunst der überzeugenden 
Rede) und Bürgerkunde, die sich auf die wichtigsten Wissensbereiche – hauptsächlich 
Geometrie, Arithmetik, Musik und Astronomie- beschränkte. Sokrates hingegen 
betonte, dass es ein letztes wahres Wissen nicht gibt und dem Schüler deshalb die 
Kunst der Selbsterkenntnis und Reflexion gelehrt werden muss. Nur einen Menschen 
mit der Fähigkeit zu Selbstreflexion nennt Sokrates einen gebildeten oder erzogenen 
Menschen. In dieser Tradition folgten, wenn auch mit unterschiedlicher Zielsetzung, 
Plato und Aristoteles. Da Plato die Gesellschaft in drei Klassen unterteilte, definierte er 
auch unterschiedliche Bildungsinhalte: die dritte Klasse (Klasse des Nährstandes: 
Gewerbetreibende und Bauern) benötigte keine Bildung. Die zweite (Krieger) und erste 
Klasse (Regierende) sollten durch musische und gymnastische Künste zu innerer 
Stärke geführt werden. Darauf aufbauend sollte die erste Klasse eine weitere, 
jahrelange philosophische Ausbildung bekommen [Reble 1999 a: 34 f.]. Aristoteles 
hingegen beschreibt für alle Musik, Grammatik, Gymnastik und Zeichnen als 
notwendige Grundlagen für die geforderte und angestrebte Bildung durch 
Selbsterkenntnis [Reble 1999 b: 34 ff]. 
Heute ist eine latente Konkurrenz zwischen „weichen“ (geisteswissenschaftlichen / 
musischen / sprachlichen) und „harten“ (naturwissenschaftlichen) Fächern zu 
erkennen. Die Ergebnisse einer Untersuchung mit Oberstufenschülern und 
Studienanfängern im Auftrag des Wissenschaftsministeriums Baden-Württemberg 
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 Entspricht dem traditionellen Bildungszweck im Sinne des Humanismus, der Aufklärung und des Neuhumanismus [vgl. u.a. 
Hörner 2008: Kap. 1; Klafki 1990]. 
33
 Dieses Zweckverständnis steht in der Tradition der Aufklärung und des Neuhumanismus und ist heute konstitutiv für die 
Erziehungswissenschaft [Mollenhauer 1968/2007: 252; Krüger 2006: 67; vgl. auch Ruhloff 1998 / 2002; Klafki 1990]. Es findet sich 
auch im bildungspolitischen Verständnis wieder: siehe u.a. Bildungsrat [1968/2007: 244]; vgl. auch z.B. die Leitgedanken des 
ersten Bildungsberichtes im Auftrag der KMK [Avenarius u.a. 2003]. 
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zeigen, dass die klassischen naturwissenschaftlichen Fächer wie Chemie oder Physik im 
Vergleich zu anderen Fächern mit besonders negativen Assoziationen verbunden 
werden [Zwick 2002: 20 f.; vgl. Prenzel 2002: 32]. Da die Leistungskurswahl in 
linearer Verbindung zur späteren Studienwahl steht [Prenzel 2002: 30 f.], überträgt 
sich diese Konkurrenz auf den Hochschulbereich und spiegelt sich wieder in der 
Absolventenquote [vgl. Zwick 2002: 21 f.]. Die Studienwahl hängt aber auch 
maßgeblich von den Interessen ab, die Jugendliche u.a. auch in der Schule entwickeln. 
Sie wird relativ unabhängig von Arbeitsmarktprognosen und aktueller 
Arbeitsmarktsituation getroffen. Die Gründe für den Studentenrückgang in natur- und 
ingenieurwissenschaftlichen Fächern, dessen Ausmaß vergleichbar mit dem Schwund 
in den anderen Studiengängen ist, ist zum Großteil verantwortet durch den 
Geburtenrückgang. Andere Gründe sind in der Schule und der Unbeliebtheit dieser 
Fächer zu suchen [ebd.: 15; Prenzel 2002: 31 f.].   
Das Problem eines zukünftigen Fachkräftemangels wurde bereits in den 60er und 70er 
Jahren des letzten Jahrhunderts wissenschaftlich und öffentlich breit diskutiert. Den 
Anstoß dazu gab das ehemalige Mitglied der Deutschen Bildungskommission Georg 
Picht [1965] mit „Die deutsche Bildungskatastrophe“ [vgl. u.a. Hörner 1992: 163 ff.; 
Reuel 1998: 20]. Nach einem Vergleich des deutschen Bildungssystems mit 
ausländischen wies er darauf hin, dass das deutsche Bildungssystem nicht in 
ausreichendem Maße auf zukünftige Herausforderungen vorbereite und seine Funktion 
der Qualifikation wahrnehme. Die breite Diskussion zog zahlreiche Reformvorhaben 
mit sich. So wurde u.a. von der „Kommission zur Reform der Hessischen 
Bildungspläne“ die Erkenntnis formuliert, dass Bildungspläne nach Lernzielen 
strukturiert und die Zielgruppen (Schüler, Eltern, Lehrer) bei der Entwicklung 
miteinbezogen werden sollen. Außerdem wurde diskutiert, ob es zweckmäßig sei, wenn 
ein System, das zur Selbstständigkeit führen soll, zu lernendes Wissen von „oben“ 
vorschreibt [Klafki 1972: 7 f.]. Jedoch kamen weder der von der Deutschen 
Bildungskommission erarbeitete Strukturplan von 1970 noch die zahlreichen anderen 
Vorschläge der Reformbemühungen zur Umsetzung. Zu den nachhaltigen 
Veränderungen kann u.a. die Angleichung der Curricula sowie die Öffnung der höheren 
Bildungsgänge für eine breitere Bevölkerungsschicht gezählt werden [Trommer 2003: 
143; Gudjons 2006: 271]. 
Die Idee Lernziele zu formulieren anstatt nur Lerninhalte zu definieren wird erneut 
diskutiert, seit der Veröffentlichung der ernüchternden Ergebnisse der TIMSS- und 
PISA-Studien Ende der 90er Jahre [vgl. BMBF 2007 (a):  13 f.]. Die „Third 
International Mathematics and Science Study“ wird alle vier Jahre erhoben und 
untersucht die Kompetenzen der deutschen Schüler in der Sekundarstufe I in 
Mathematik und den Naturwissenschaften sowie das Interesse an diesen Fächern und 
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trifft Aussagen über die Gestaltung und Wirkung des jeweiligen Unterrichts [BMBF 
2001: 5 f.; vgl.]. Die negativen Ergebnisse hinsichtlich des schwachen Leistungsniveaus 
sowie des sinkenden Interesses an Naturwissenschaften vor allem bei Mädchen, und 
die Einschätzung der Unterrichtsdidaktik als nicht-schlecht-aber-auch-nicht-gut 
brachte den Beginn einer öffentlichen Diskussion über die Qualität des Unterrichts 
[Baumert 2000]. Die in den Jahren 2000 [Baumert 2002] und 2003 [Baumert 2003] 
folgenden zwei PISA-Erhebungen bestätigten zum einen die negative Einschätzung der 
Bildungsqualität deutscher Schüler hinsichtlich Abstraktionsfähigkeit, 
Elaborationsfähigkeit und Wissensniveau vor allem im unteren Leistungsbereich. Zum 
anderen zeigten sie, wie stark der Bildungserfolg des einzelnen Schüler von seinem 
sozialen Hintergrund abhängt. Aus dem TIMSS- und PISA- Schock wuchs erneut die 
Erkenntnis, dass die herkömmlichen Verfahrensweisen nicht die gewünschten 
Bildungserfolge nach sich ziehen können. So fand ein Paradigmenwechsel in der Frage 
statt, welchem Prinzip die Bildungsvermittlung folgen sollte und welche Inhalte von der 
Bildungspolitik präzise vorgegeben werden müssen [vgl. Trommer 2003: 46 f.; vgl. 
Gudjons 275; vgl. BMBF 2007 (a): 11 ff]. Deshalb beschloss die KMK in den Jahren 
2003 und 2004 Bildungsstandards für den Primarbereich, den Hauptschulabschluss 
sowie den mittleren Abschluss und setzte damit die Idee, dass Bildung statt traditionell 
inputgesteuert besser outputorientiert vermittelt werden soll, erstmals in die Tat um. 
Inputgesteuert bedeutet, dass das Bildungssystem maßgeblich durch Haushaltspläne, 
Lehrpläne, Prüfungsordnungen, Ausbildungsbestimmungen für Lehrer usw. gestaltet 
wurde. Dem gegenüber beschränkt sich eine outputorientierte Bildungsplanung darauf, 
Zielvorgaben zu definieren, die festlegen, welche Kompetenzen, Wissensstrukturen und 
Qualifikationen ein Schüler nach welcher Klasse erworben haben muss [u.a. BMBF 
2007 (a): 19 ff.]. 
Die Schulen sind nicht mehr darauf beschränkt, die festgeschrieben Lehrpläne 
durchzuarbeiten, sondern sind angehalten, ihren Unterricht derart zu gestalten, dass 
die erwünschten Kompetenzen in Verbindung mit Lernzielen erreicht werden können. 
Die Aufgabe der Verwaltung liegt nicht mehr in der Definition, was „lehrenswert“ ist. 
Ihr obliegt nun die Aufgabe der Definition von Mindeststandards sowie der Evaluation 
und Überprüfung des Outputs [BMBF 2007 (a): 11 ff.]. Damit scheint sowohl das 
Postulat der Selbstbildung als auch das Recht auf eine Grundbildung vereinbar und 
theoretisch umgesetzt, damit „alle Heranwachsenden einer Generation, und zwar 
unabhängig von Herkunft und Geschlecht, dazu befähigt werden, in der selbständigen 
Teilhabe an Politik, Gesellschaft und Kultur und in der Gestaltung der eigenen 
Lebenswelt diesem Anspruch gemäß zu leben und als mündige Bürger selbstbestimmt 
zu handeln“ [BMBF 2007 (a): 63]. 
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2.3 Zwischenfazit 
Konstitutiv für die Erziehungswissenschaft ist, dass Bildung und Erziehung ihren 
Zweck in der Mündigkeit des Subjekts haben [Krüger 2006: 67, vgl. Oelkers 2004: 
340]. Dabei hat Bildung im deutschen Verständnis grundsätzlich ihre Referenzpunkte 
in der Antike über die Aufklärung und den Neuhumanismus [Hörner 2008: Kap. 1]. 
Darüber hinaus kann sie keine konstante Definition haben, sondern muss immer 
wieder neu an der Realität, den Anforderungen und möglichen Entwicklungen im 
Rückblick auf seine geschichtliche Entwicklung neu eingegrenzt und ausgefüllt werden. 
Damit aus dem Recht auf Bildung für alle auch die Möglichkeit für alle erwächst, ihre 
Rechte wahrzunehmen, bedarf es der Festlegung von inhaltlichen Grundkenntnissen 
und -fähigkeiten. Ein klares Unterscheidungsmerkmal zwischen Bildung und 
Erziehung ist dabei der Sprachgebrauch: ‚Erziehen‘ ist ein transitives Verb und 
beschreibt einen Akt zwischen einem Subjekt (das erzieht) und einem Objekt (das 
erzogen wird). Im Gegensatz dazu wird ‚bilden‘ im sprachlichen Gebrauch überwiegend 
reflexiv verwendet (sich bilden) [Hörner 2008: Kap. 1]. 
Fünf Bestimmungsmomente eines modernen Bildungskonzeptes nach Gudjons [2006: 
198] in Anlehnung an Langewand [2004] können festgehalten werden: Bildung braucht 
Bildungsinhalte, soll zum Verständnis für den Sinn der Menschheitsgeschichte 
befähigen, ist auf die „Zustimmung und kommunikative Sozialität“ angewiesen und 
braucht „Wissenschaft- nicht Dogmatismus“. Und schließlich: der „Einzelne braucht 
Bildung für sein Selbstverständnis“ [Gudjons 2006: 198]. Was Bildung letztendlich 
philosophisch bedeutet, kann nur jeder für sich beantworten. Für mich ist sie „eine 
Sache der Skepsis, des rückhaltlosen Denkens und des problematischen 
Vernunftgebrauchs“ [Ruhloff 2002: 12].  
2.4 Der Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule 
Der Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule baut rechtlich auf Art 7., Abs. 1 des 
Grundgesetzes auf [Trommer 2003: 190 f.], das den Staat verpflichtet die Form des 
Bildungswesens plural, freiheitlich, sozial und eine Mitwirkung ermöglichend zu 
gestalten [ebd.: 192]. Hinsichtlich der Erziehung sind laut Art. 6, Abs. 2 GG die Eltern 
in erster Linie die Berechtigen und Verantwortlichen und ihre Rechte enden deshalb 
nicht vor dem Schultor [ebd. 191]. So stehen sich schulische und elterliche Erziehung 
gleichrangig gegenüber, wenn gleich die Eltern keinen Anspruch auf Mitwirkung in der 
Schule einfordern können. Demgegenüber bedeutet die Gleichrangigkeit der Artikel 
aber auch, dass die Eltern vor schulischen Eingriffen in die häusliche Erziehung 
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geschützt werden, sie ein Auswahlrecht für den Bildungsweg ihrer Kinder haben und 
die Grundrechte ihrer Kinder wahrnehmen können [ebd.: 192]. Da die Zuständigkeit 
für den Bildungsbereich bei den Ländern liegt, wird der Bildungs- und 
Erziehungsauftrag in den Landesverfassungen als staatliche Aufgabe verankert. Die 
Einzelheiten, was der Bildungs- und Erziehungsauftrag konkret an Zielen beinhaltet, 
finden sich in den 16 Schulgesetzen34 der Bundesländer formuliert, die in der 
Zuständigkeit der 16 Kultusministerien liegen.  
2.5 Wirtschaft als Inhalt der Bildung 
Hinsichtlich „Wirtschaft als Inhalt der Bildung“ findet sich in Richtlinien und Berichten 
der KMK die „ökonomische Bildung“ [KMK 2001: 1] sowie die „Berufsorientierung“ 
[KMK 1997; KMK 2004: 6] als Inhalt des Bildungsauftrages formuliert.  
Grundkenntnisse in Bezug auf das „Lernfeld Wirtschaft“ werden in der Schule in drei 
Bereichen vermittelt: Im Unterricht als Fach oder fächerübergreifend; außerhalb des 
Unterrichts in Projekten, z.B. Schülerfirmen; außerhalb der Schule durch Kooperation 
z.B. mit Einrichtungen und Unternehmen [KMK 2001: 1]. Hinsichtlich der 
Berufsorientierung finden sich in der Umsetzung erhebliche Unterschiede zwischen 
den einzelnen Schulformen sowie zwischen den Bundesländern. So kann 
Berufsorientierung eingebettet sein in ein bestimmtes Fach, z.B. Arbeitslehre (zumeist 
Haupt – und Realschule) oder mehrere Fächer – zuweilen sogar alle -sind dafür 
zuständig (zumeist Gymnasium). Dabei kam insbesondere auf dem Gymnasium der 
Berufsorientierung oft nur eine Randbedeutung zu, was sich in den letzten Jahren 
[Dedering 2002: 28; vgl. KMK 2003: Kap. 1.1 ff.] sowie im Zuge der aktuelleren 
Lehrplanreformen jedoch zu ändern beginnt [z.B. Baden-Württemberg; vgl. MKJS 
2008] 
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 Eine Linksammlung zu allen Schulgesetzen siehe Übersicht des Dokumentations- und Bildungsinformationsdienstes der KMK 
[2008]. 
 3 Aktueller Stand – Kooperation systematisch untersucht? 
Es gibt heute eine ungezählte Fülle an Projekten, die die Kooperation zwischen Schule 
und Wirtschaft thematisieren und auszubauen versuchen. Versuche der 
Systematisierung existieren hingegen nur sehr vereinzelt. Z.B. der Forschungsbericht 
des DJI zum Projekt „Schule und soziale Netzwerke“ [Heintze 2005], der aber sehr 
allgemein gefasst ist und Möglichkeiten und Nutzung der Zusammenarbeit von Schule 
mit unterschiedlichsten Partnern (z.B. Jugendsozialeinrichtungen, Vereinen, Kirchen, 
Betrieben) darstellt. Ein weiteres Projekt35 untersuchte Praxismodelle, die das Ziel 
verfolgten, die Vorbereitung der Schüler auf die Erwerbsarbeit zu verbessern und teilte 
eine Auswahl von 29 innovativen Best-Practice-Modellen nach Trägerschaft und 
Zielsetzungen ein. Bei den Projekten in schulischer Trägerschaft wurden drei 
Handlungsansätze ausgemacht [Schmidt 2002: 9 ff.]: 
1. Praktikum: der Betrieb als Lernort 
2. Schlüsselqualifikationen und Lebenskompetenzen 
3. Curriculare Berufs(wahl)vorbereitung und Lebensplanung.  
Andere Zusammenfassungen beschränken sich auf die Beschreibung und thematische 
Gruppierung von sogenannten Best-Practice-Beispielen36 [vgl. Schmidt 2002]. Und 
schließlich finden sich Darstellungen der unterschiedlichen Projekt, seien sie 
bundesweit [z.B. SchuleWirtschaft] oder regional [z.B. Stiftung Partner für Schule, 
PRAWIS] organisiert, thematisch eng [z.B. UnS, MINT-ec] oder weit [Partner für 
Schule] gefasst. Darüberhinaus finden sich zwar einige Darstellungen und Berichte 
über Praxisbeispiele, die eine Systematisierung und Begründung versuchen, um 
zukünftigen Projekten als Orientierungshilfe dienen zu können, jedoch ist dabei 
auffällig, dass sie sich in der Regel nicht auf theoretisch-pädagogische Quellen 
beziehen37. Publikationen, die einen umfassenden und systematischen Überblick über 
Kooperationsformen und -projekte geben waren abgesehen vom Kompendium der BDA 
über die MINT-Initiativen [BDA 2005] nicht zu finden. 
Ebenso wenig waren aktuelle Publikationen und Richtlinien auffindbar, die 
systematisch das Thema „Kooperation zwischen Bildungssystem und Wirtschaft“ im 
Hinblick auf Problemzonen und Chancen im Kontext der aktuellen Entwicklung 
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 „Anforderungen an Schule in einer veränderten Erwerbsgesellschaft“ [Schmidt 2002: 8] 
36
 Siehe u.a. Darstellung von Kooperationsbeispielen in Nordrhein-Westfalen: http://www.partner-fuer-
schule.nrw.de/unternehmen_fuer_schulen/index.php?menu=6&id=7 [Stand 24.06.2008]; siehe das Good-Practice-Center des 
BIBB, in dem Vorbild-Beispiele der Förderung von Benachteiligten in der Berufsausbildung dargestellt werden: http://www.good-
practice.de/index.php [Stand 15.05.2008]; siehe auch Projektübersicht in Sachsen des Bildungswerkes der Sächsischen Wirtschaft 
e. V. (bsw 2007) sowie die Auswahl an bundesweiten Projekten auf dem Bildungsserver 
http://www.bildungsserver.de/zeigen.html?seite=2116 [Stand 14.06.2008]  
37
 Siehe z.B. Schmidt, M. [2002]; Hellmer [2007]; 
 
vgl. u.a. Kaminski [2005]; Behr-Heintze [2005] 
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behandeln. Ich kann nicht gänzlich ausschließen, dass es derartige Literatur und 
Richtlinien gibt. Jedoch kann zumindest davon ausgegangen sind, dass sie nicht bereit 
zugänglich sind.  
Da auch mir im Rahmen dieser Arbeit keine vollständige Systematisierung möglich ist, 
habe ich alle Projekte und ihre Projektträger, auf die ich im Laufe der Recherche 
getroffen bin, im Anhang kommentarlos als Linkliste angefügt [Anhang II]. Diese 
Linkliste erhebt aber bei weitem nicht den Anspruch auf Vollständigkeit. 
 
 Jede Leitfrage gibt jedem wissenschaftlichen Vorhaben eine subjektive Note, da sie der „Ausgangspunkt der Gewinnung, 





4 Die Methodik 
Die zur Beantwortung der Fragestellung anzuwendende empirische Methode muss aus 
dem Bereich der Qualitativen Methoden stammen, da keine Hypothese anhand von 
Messdaten geprüft, sondern ein Bild der aktuellen Bedingungen entworfen werden soll 
[vgl. Krüger 2006: 200; Reicher 2005: 91]. Sicherlich wäre auch eine Methode der 
quantitativen Forschung geeignet, da kein Thema eine „Bearbeitung zwingend [durch] 
einen der beiden Methodentypen erfordert[…]“ [Oswald 1997: 79]. Dazu müsste man 
zu prüfende Hypothesen formulieren, zu untersuchende Indikatoren operationalisiert 
[Krüger 2006: 224; Opp 1999: 57 ff.]. Jedoch fehlen die Informationen, die eine 
Standardisierung ermöglichen würden [vgl. Kap 1.3.2], so dass es sich empfiehlt, auf 
explorative Methoden zurück zu greifen [ebd.: 80]. 
4.1 Dieser Arbeit zugrunde liegender Forschungsstil 
Untersucht man in der Wissenschaft einen Gegenstandbereich auf qualitative Weise, 
interessieren weniger objektive Maßzahlen und Häufigkeitsverteilungen. Vielmehr ist 
es das Ziel, mögliche Varianten der Realität und der Lebenswelten ganzheitlich zu 
erfassen [vgl. Krüger 2006: 200 ff]. Grundsätzlich wird angenommen, dass die soziale 
Welt durch „interaktives Handeln“ konstruiert wird und „für den Einzelnen, aber auch 
für Kollektive sinnhaft strukturiert ist“ [ebd.: 202]. Qualitative Methoden werden u.a. 
eingesetzt, um unbekannte Aspekte zu beschreiben, neue Zusammenhänge zu 
entdecken und so bestehende Theorien zu erweitern [vgl. Oswald 1997: 79 ff.] oder 
neue zu begründen [Glaser 2005: 21 ff]. Deshalb ist die qualitative Forschung 
gekennzeichnet durch den Versuch, aus der sozialen Realität selbst die 
dahinterliegenden Strukturen abzuleiten. D.h. das Vorgehen wird verstärkt vom Feld 
und den im Feld erhobenen Daten bestimmt. Dies steht im Gegensatz zur quantitativen 
Forschung, deren Ausgangspunkt theoretische oder auf früheren empirischen 
Untersuchungen basierende Hypothesen sind [Krüger 2006: 204 ff.]. Obgleich in der 
qualitativen Forschung bereits zahlreiche Erhebungsmethoden und Forschungsstile 
unterschieden [vgl. Krüger 2006: 206 ff.; vgl. Mayring 2002] werden, existiert keine 
der quantitativen Forschung vergleichbare, standardisierte Vorgehensweise [vgl. Glaser 
2005; vgl. Oswald 1997: 75 ff.], die den Forschungsablauf strukturieren. Sie erlauben 
dennoch Aussagen und Interpretationen, die nicht nur Kraft der Repräsentativität der 
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Stichprobe und Ergebniszahlen gültig sind. Qualitativ erhobene Aussagen erhalten ihre 
Glaubwürdigkeit dadurch, dass jeder die Vorgehensweise, Überlegungen und 
Schlussfolgerungen des Forschers nachvollziehen und als plausibel erkennen kann 
[Glaser 2005: 232 ff.]. Es wurde auch in der qualitativen Forschung der Versuch 
unternommen, Gütekriterien analog zu denen der quantitativen Forschung38 zu 
formulieren, um die Glaubwürdigkeit bzw. Generalisierbarkeit von Ergebnissen 
wissenschaftstheoretisch abzusichern. Die zwei bekanntesten Konzepte [Krüger 2006: 
203 f.], die entstanden, sind das der ANALYTISCHEN INDUKTION und der TRIANGULATION. Bei 
der ersten Herangehensweise wird die entwickelte Theorie auf so viele ihr gegenläufige 
Fallbeispiele angewendet, bis sie allgemein etabliert werden kann [vgl. Lamnek 2005: 
188]. Triangulation wird die Verfahrensweise genannt, die Ergebnisse durch 
Kombination von unterschiedlichen Daten und Methoden der Analyse zu begründen 
versucht [vgl. auch ebd.: Kap. 5]. Beide sind vergleichbar mit der Methode des 
STÄNDIGEN VERGLEICHS, die von B. Glaser und A. Strauss als Herangehensweise im 
Forschungsstil der Grounded Theory39 beschrieben wird [Glaser 2005]. Nach deren 
Prinzipien wird aber nicht versucht ein bereits bestehendes Theoriekonzept zu prüfen 
oder für a priori definierte Kriterien Belege zu finden. Im Gegenteil: Die Theorie oder 
abstrahierte Kategorien werden aus dem erhobenen Datenmaterial abgeleitet. 
Dabei beginnt auch eine qualitative Erhebung im Stil der Grounded Theory nicht im 
theorieleeren Raum. Die Vorerfahrungen, dass theoretische Wissen und die Einsichten 
eines Forschers formen maßgeblich seinen Umgang mit der Fragestellung und 
bestimmen Kategorien, die anfänglich das Forschungshandeln leiten. Ausgangspunkt 
sind dabei nicht zu prüfende Hypothesen sondern präzise formulierte Fragestellungen, 
die es zu beantworten gilt [vgl. Oswald 1997: 84 f.; Krüger 2006: 205; Glaser 2005: 53 
ff;] und die auch maßgeblichen Einfluss auf die Auswahl der Quellen haben [Lamnek 
2005: 234]. Um wissenschaftlich anerkannte Ergebnisse präsentieren zu können, die 
einer kritischen Überprüfung standhalten und in der Argumentation nachvollziehbar 
sind, ist es deshalb notwendig, die zugrunde gelegten Überlegungen plausibel und 
verständlich darzulegen, sowie ein kodifiziertes Verfahren der Datenanalyse 
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 Quantitative Forschungsergebnisse müssen den Gütekriterien Reliabilität, Validität und Objektivität genügen, um als 
wissenschaftlich gültig zu gelten. 
39
 Die Theorie der Grounded Theory [„in den Daten verankerte Theorie“] wurde von B. Glaser und A. Strauss in den 1960er Jahren 
als eine Art der Sozialforschung entwickelt, die das Ziel hat, neue Theorien auf Basis qualitativ erhobener Daten zu entwickeln. Die 
nach der Grounded Theory entwickelten neuen Erkenntnisse, sind – wenn auch nicht bewiesen – so doch weitestgehend gültig, 
weil sie aus den Daten selbst stammen, d.h. die gebildeten Kategorien durch breit gestreute komparative Analyse offenkundig 
wurden. Diese Herangehensweise ist insbesondere dann angebracht, wenn der zu untersuchenden Gegenstandbereich 
weitgehend unbekannt ist. Im Gegensatz zum induktiven Vorgehen ist es in der qualitativen Forschung auch möglich deduktiv zu 
arbeiten, d.h. theoretisch gebildete Hypothese in der sozialen Realität zu prüfen. Die Analyse- und Sammelmethoden sind die 
gleichen. Der wesentliche Unterschied zwischen deduktiver und induktiver Herangehensweise liegt in der Reihenfolge der 
Arbeitsschritte. Im ersten Fall werden erst die Daten gesammelt, um anschließend die gesamte Datenmenge zu analysieren. Im 
zweiten Fall werden Datensammlung und Analyse zeitgleich betrieben, wobei die Ergebnisse der Analyse der Wegweiser für das 
weitere Sammeln von Daten ist [Glaser 2005]. 
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anzuwenden [Glaser 2005: 232 ff.]. Die eigenen Vorannahmen müssen dabei durch 
„eine weitgestreute Lektüre, die […] alle Informationen über den Gegenstandsbereich 
im weitesten Sinne“ [Oswald 1997: 85] einschließt, bewusst reflektiert und im Verlauf 
der Forschung kontinuierlich neu formuliert werden. Im besten Fall können so 
Kategorien erarbeitet werden, aus denen sich Erkenntnisse über einen 
Gegenstandsbereich gewinnen lassen, die nicht rein deskriptiver Natur sind. 
4.2 Auswahl der Datenquelle 
Eine apriorische Annahme lautet, dass Texte Objektivationen der Psyche des Urhebers 
in bestimmten Kontexten sind [Mayring 2002: 47]. Eine weitere, dass weder eine „Art 
Daten für eine Kategorie noch eine Technik zur Datensammlung notwendigerweise 
angemessen“ [Glaser 2005: 72; vgl. Oswald: 79)] sind. Deshalb hängt die Wahl 
entschieden ab von den Rahmenvorgaben und der Zugänglichkeit zu Quellen40. Dies 
möchte ich noch durch die Fähigkeiten des Forschers, die Erhebungsmethode 
anzuwenden, ergänzen. Unsauberes Vorgehen durch Nicht-Beherrschung der 
Erhebungsmethode, z.B. das Führen eines Interviews, birgt eine große Fehlerquelle, 
was im schlimmsten Fall zu falschen Ergebnissen führt, wenn man sich der Fehler nicht 
bewusst wird. Das heißt, es muss realistisch abgeschätzt werden, welche 
Erhebungsmethode „für eine spezifische Studie […] am ehesten taugt“ [Glaser 2005: 
189]. Gleichzeitig ist die Machbarkeit in der qualitativen Forschung ein zentrales 
Argument für oder wider eine Erhebungsmethode [Oswald 1997: 72]. Aus diesen 
Gründen halte ich Primärtexte und Dokumente als die für mich am besten geeigneten 
Quellen, um im Rahmen dieser Arbeit zufriedenstellende Ergebnisse zu erhalten. 
4.3 Das Vorgehen und Die Methode 
Der Ablauf des Forschungsvorhabens sowie die Datenauswertung orientiert sich an den 
Vorgaben der GROUNDED THEORY: Ausgangspunkt sind grobe Kategorien und Kriterien, 
die ich aus apriorischen und theoretischen Annahmen, meinem Vorverständnis und 
allgemeinen soziologischen Perspektiven gebildet habe. Gleichzeitig muss auch 
entschieden werden, in welchen Quellen die gesuchten Informationen typischerweise 
gefunden werden können, und welche untypischen Quellen ebenfalls Erkenntnisse 
                                                        
40
 Vgl. Glaser [2005: 169 ff.] für eine ausführliche Erörterung, welche Vorteile die Dokumentenanalyse gegenüber interaktiven 
Methoden (Interview, Beobachtung) haben kann. Die Nachteile, die sie anführen, finden sich entweder auch bei interaktiven 
Methoden (z.B. Fehlerquelle Unwahrheit) oder haben heute durch den breiteren Zugang mittels Internet an Stärke verloren, z.B. 
unvollständige Dokumentation in den Bibliotheken [vgl. auch Mayring 2002: 46 ff]. 
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beinhalten könnten [vgl. Glaser 2005: 175 ff.; Krüger 2006: 204 f.]. Dieser Prozess 
kann analog zur Stichprobenauswahl von Interviewpartnern oder Gruppen in der 
qualitativen Forschung gesehen werden [vgl. hierzu Lamnek 2005: 187 ff]. 
Das weitere Vorgehen wird entsprechend dem Prinzip des THEORETISCHEN SAMPLINGS 
[Glaser 2005: 53 ff.; vgl. Lamnek 2005: 234 ff.] durch die Ergebnisse bestimmt. Das 
heißt, dass die Erhebung von Datenmaterial und deren Analyse gleichzeitig ablaufen. 
Die Ergebnisse der Analyse bereits erhobener Daten klären, ob Bereiche noch nicht 
gesättigt sind und dementsprechend weiteres Material erhoben werden muss. Die 
Datenanalyse wird nach der Methode des STÄNDIGEN VERGLEICHS durchgeführt [Glaser 
2005: 111 ff.]. Darunter versteht man u.a. den Vergleich von typischem Datenmaterial 
mit untypischem, ein Vergleich der eigenen Vorannahmen mit den Ergebnissen aus 
den Daten und ein Vergleich der Ergebnisse mit Aussagen oder Ergebnisse anderer 
Forschungen. Glaser und Strauss unterscheiden vier Phasen: Die Phase der Kodierung 
und Generierung von Eigenschaften und Kategorien aus dem Material. Im Anschluss 
daran werden die einzelnen Ergebnisse derart zusammengefasst und in Beziehung 
gesetzt, dass sie zusammenhängend ein ganzes Bild ergeben. Als dritte Phase wird die 
sich im Entstehen befindende Theorie in ihren Aussagen und Kategorien weiter 
reduziert und abstrahiert, um die wesentlichen Merkmale einer Theorie zu erfüllen: 
Sparsamkeit in den Variablen und Reichweite in der Anwendung [ebd.: 117]. Als letztes 
wird die Theorie formuliert, wenn sich eindeutige Schlüsselkategorien herausgebildet 
haben. Die vier Schritte laufen jedoch nicht sequenziell sondern zumeist auch parallel 
ab, so dass bereits an der Zusammenfassung der Kategorien gearbeitet und gleichzeitig 
noch Datenmaterial analysiert wird. Dieses wird solange weitergeführt bis eine 
THEORETISCHE SÄTTIGUNG eintritt, d.h. zu einem Sachverhalt oder einer gebildeten 
Kategorie keine neuen Fassetten mehr hinzukommen, die eine wesentliche Änderung 
der theoretischen Aussagen bewirken würden. Die Verschränkung der Arbeitsschritte 
ist mit ein Garant dafür, dass die Ergebnisse und Aussagen in den Daten fest verankert 
sind. 
Zur Datenanalyse selbst wurden zahlreiche Methoden41 entwickelt, um aus 
gesammeltem Datenmaterial Sinn und Bedeutungen zu rekonstruieren. In dieser Arbeit 
werde ich nach den Prinzipen der Grounded Theory vorgehen, die drei Schritte der 
Datenauswertung beschreibt [Glaser 2005: 111 ff.]:  
1. Kodieren: d.h. Kategorien, die sich ergeben, z.B. am Rand des Materials 
notieren. Wie viel Text zusammengefasst und unter einem Stichwort oder 
                                                        
41
 Um Dokumente zu kodieren und deren Informationen zu extrahieren wurden verschiedenste sequenzielle 
Auswertungsmethoden entwickelt, die mehr oder weniger strenge Verfahrens- und Interpretationsregeln beinhalten. Jedoch sind 
sie zumeist auf die Auswertung von interaktiv erhobenem Datenmaterial anzuwenden. Für einen Überblick und die Beschreibung 
einzelner Methoden zur Datenanalyse siehe Mayring [2002]; Lamnek [2005]; Krüger [2005]; Stigler [2005]. 
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einer Beschreibung kodiert wird, hängt u.a. ab von seiner Relevanz, dem 
Sättigungsgrad der Kategorie und „natürlich von der Stimmung des 
Forschers, denn schließlich stellt diese Methode seine persönliche 
Sensitivität in Rechnung“  
2. Vergleich mit bereits extrahierten Informationen. 
3. Generierung der abstrakten Eigenschaften und Kategorien 
4.4 Vorgehen im Konkreten 
Aus der Fragestellung der Arbeit ergibt sich die Notwendigkeit Kriterien im Sinne von 
konkreten Fragen zu definieren und zu prüfen, anhand deren sich die Art und Weise 
der Verbindung von Bildungssystem und Wirtschaft darstellen lässt. Deshalb habe ich 
anhand meines Vorverständnisses schlüssige Kriterien heuristisch42 erarbeitet, um 
einen Ansatzpunkt zu finden. Um die Fragen zu beantworten ziehe ich Texte und 
Dokumente heran, die danach ausgewählt werden, ob sie Schlüsselinformationen 
enthalten können, die in qualitativen Studien wichtiger sein können als repräsentative 
Stichproben [Oswald: 79; vgl. Merkens 1999: 101 f.]. Wer Schlüsselinformation liefern 
kann, d.h. wer Experte ist, wissen andere Experten und Fachleute [Beutelmeyer 1999: 
308]. Daher ist es durchaus legitim einen Wirtschaftsprofessor zu fragen, wer im 
wirtschaftlichen Bereich zur Fragestellung Antworten geben könnte. Um 
sicherzustellen dass relevante Aussagen erfasst werden, müssen in der qualitativen 
Forschung „bewusste, gezielte Auswahlverfahren“ [Lamnek 2005: 189 f.] 
herangezogen werden. 
4.4.1 QUELLENSUCHE 
Die Quellensuche war geleitet durch die Herangehensweise der Grounded Theory nach 
aus der Theorie und eigenem Verständnis hergeleiteten Merkmalen, die bei der 
Beschreibung des Wesens der Kooperation untersucht werden mussten. Zum einem 
war der Blick direkt gerichtet auf den Gegenstand der Kooperation. Da es sich aber um 
mögliche Unterschiede in der impliziten Logik beider Systeme dreht, mussten darüber 
hinaus allgemeinere Merkmale bedacht werden. So ergaben sich zum anderen 
Eckpunkte, die die Suche nach Quellen leitete.  
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 Vgl. Lamnek [2005: 236 f.], der die Notwendigkeit eines heuristischen Rahmens für eine Typenbildung in Anlehnung an 
Kelle/Kluge [1999: 98 f.] herausstellt. 
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Ausgangpunkt der Suche waren Quellen, die direkt Aussagen zur Thematik 
„Kooperation“ beinhalteten. Angesprochene Punkte und Fragen, die bei der Analyse 
entstanden sind sowie die folgenden Eckpunkte bestimmten das Vorgehen: 
1. Die Anzahl der Schnittstellen zwischen beiden Systemen und Versuch einer 
Systematisierung der Art/ Häufigkeit der Kommunikation.  
2. Die Nutzung der institutionalisierten Angebote (Betriebspraktikum und 
Betriebserkundung) 
3. Warum wird jeweils eine Zusammenarbeit eingegangen? Wie soll sie 
gestaltet werden?  
4. Vereinbarkeit der Vorstellungen und Wünsche: 
4.1.1 Erwartungen der Wirtschaft an das Bildungssystem 
4.1.2 Erwartungen der Pädagogen an die Wirtschaftsvertreter 
4.1.3 Selbstbild 
4.1.4 Die Schule: Was soll sie? Was ist Bildung? 
5. Damit einher geht die Frage, welches Wissen über das jeweils andere System 
vorhanden ist.  
6. Werden die Wünsche und Zwänge des Anderen thematisiert? 
7. Herrschen Vorurteile? Gibt es Berührungsängste in manchen Punkten?  
8. Gibt es unüberwindbare Grenzen in der Kooperation? 
Die Punkte 1 bis 4 konnten in der vorliegenden Arbeit diskutiert werden. Zu den 
restlichen Fragen fanden sich in den analysierten Dokumenten keine ausreichenden 
Informationen, um eine Aussage treffen zu können. Vereinzelt war es möglich sie in 
Ansätzen anzudeuten. Für eine genauere Diskussion könnten beispielsweise in einer 
weiteren Arbeit durch Interviews Aussagen zu diesen eher impliziten Motiven und 
Bedingungen einer Kooperation zwischen Bildungssystem und Wirtschaft gesammelt 
werden.  
4.4.2 QUELLENAUSWAHL 
Trotz der induktiven Herangehensweise mussten definierte Auswahlkriterien für die 
Texte herangezogen werden, um sich nicht im wenig strukturierten Dickicht der 
Kooperationslandschaft zu verirren. Zum einen wurden sie den Kriterien von Mayring 
[2002: 48] entlehnt. Dieser leitete aus der Quellenkunde der Geschichtswissenschaft 
sechs Kriterien ab, die den Erkenntniswert eines Dokumentes beurteilen lassen – 
jedoch in dieser Arbeit nicht alle zur Anwendung kommen: „[a] Die Art des 
Dokumentes, [b] die äußeren und inneren Merkmale, [c] die Intendiertheit, [d] die 
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Nähe zum Gegenstand und [e] die Herkunft“ [ebd.]. Zum anderen ergeben sich die 
Auswahlkriterien der Texte aus der Methode des STÄNDIGEN VERGLEICHS [vgl. Kap. 4.1: 
37]. Die Bundeslandproblematik wurde weitestgehend vernachlässigt, da es um die 
Paradigmen im Bildungssystem als System geht und nicht um regional spezifische 
Formen. Nur bei der Analyse zum Betriebspraktikum [Kap. 5.2] musste eine nach 
Bundesland differenzierte Darstellung vorgenommen werden, da es Unterschiede in 
den Richtlinien zu seiner Durchführung gibt.  
Zwar gibt es zwischen den Länder sicherlich große Unterschiede in der Ausführung und 
der Umsetzung von Ideen und Vorgaben. Da die einzelnen Ministerien, Institute und 
Mitarbeiter im Bildungswesen jedoch alle in dem Rahmen Bildungssystem arbeiten, 
werden ihre Vorgaben und Ansichten im Grunde – nicht im Einzelfall – hauptsächlich 
gelenkt durch die „Logik“ des Bildungssystems und nicht durch ihre 
Bundeslandzugehörigkeit [vgl. Kap. 1.1; vgl. Fend 2008: 15 ff.]. So bestimmten folgende 
Kriterien die Quellenauswahl, wobei es sich hierbei überwiegend nicht um notwendige, 
sondern um hinreichende Bedingungen handelt: 
- Da PERSONEN IN SCHLÜSSELPOSITIONEN zwar Einfluss haben, ihr System aber auch 
‚repräsentieren‘43 werden diese im weiteren Sinne durch selektives Sampling 
ausgewählt. Hierbei wurden folgende Merkmalskriterien beachtet: Beruf, 
berufliche Position und mögliche Ehrenämter und öffentliche Wahrnehmung 
[vgl. Lamnek 2005: 192]. 
- Analog zu Interviewpartner werden Texte ausgewählt, die 
SCHLÜSSELINFORMATIONEN zu enthalten versprechen 
- Dem Prinzip der Triangulation bzw. des Theoretischen Samplings folgend wird 
bei der Auswahl der Texte auf eine BALANCE ZWISCHEN TYPISCHEN UND UNTYPISCHEN 
QUELLEN geachtet. Gleichzeitig sollen sie sowohl aus ÄHNLICHEN ALS AUCH 
UNTERSCHIEDLICHEN QUELLEN stammen, d.h.: Zeitschriften, Zeitungen, Buch usw. 
Den gleichen Prinzipien ist das Kriterium entlehnt, dass sich die Umwelt und 
damit die Urheber der Quellen unterscheiden.  
- Den Prinzipien der Quellenkritik folgend, werden die Texte danach ausgewählt, 
welcher LESERKREIS DIE ZIELGRUPPE ist [Intendiertheit] und wie unmittelbar sie 
das vorliegende Thema behandeln [NÄHE ZUM GEGENSTAND]. Desweiteren 
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 „In dem, was Menschen sprechen und schreiben, drücken sich ihre Absichten, Einstellungen, Situationsbedeutungen, ihr Wissen 
und ihre stillschweigenden Annahmen über die Umwelt aus. Diese Absichten, Einstellungen usw. sind dabei mitbestimmt durch das 
soziokulturelle System, dem die Sprecher und Schreiber angehören und spiegeln deshalb nicht nur Persönlichkeitsmerkmale der 
Autoren, sondern auch Merkmale der sie umgebenden Gesellschaft wider – institutionalisierte Werte, Normen, sozial vermittelte 
Situationsdefinitionen usw. Die Analyse von sprachlichem Material erlaubt aus diesem Grunde Rückschlüsse auf die betreffenden 
individuellen und gesellschaftlichen, nicht-sprachlichen Phänomene zu ziehen“ [Mayntz 1974: 151; Lamnek 2005: 478]. „Damit ist 
die Ausgangsposition und die Aufgabe der Inhaltsanalyse allgemein gekennzeichnet“ [Mayntz 1974: 151].
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bedeutsam ist, welchem Bereich das veröffentlichende Medium zuzuordnen ist 
[HERKUNFT], d.h. ob der Herausgeber beispielweise die Stiftung der deutschen 
Wirtschaft (sdw) oder die GEW ist. Darunter fällt auch, wer das Dokument auf 
der Homepage zum Abruf bereit hält. Im Gegensatz zu einer Verlinkung kann 
hier davon ausgegangen werden, dass der Inhalt des Dokumentes bekannt ist 
und man weitestgehend damit konform geht. 
- Da das Augenmerk bei der Analyse auf der der Praxis immanenten Theorie liegt, 
ist es wichtig, dass DIE QUELLEN NICHT AUS DER WISSENSCHAFT STAMMEN, es sei denn 
es handelt sich um Untersuchungen, die als Interpretationshilfe genutzt 
werden. Daraus ergibt sich die Einschränkung: keine wissenschaftliche 
Arbeiten, Sekundärliteratur, Handbücher, Veröffentlichungen von 
Forschungsinstituten, Mitschriften wissenschaftlicher Kongresse etc. Zur 
Anwendung kamen u.a. folgende Arten von Quellen: Ausschreibungen, 
Tagungsbericht, Rede, Kooperationsvereinbarung, Memorandum, Leitfaden, 
Vorwort, Schulprogramm, Schülerzeitung, Imagebroschüre, 
Lehrerhandreichung, Positionspapier, Veröffentlichung von Praktikern - z.B. 
Lehrern, Unternehmensberatern, Veröffentlichungen der Gewerkschaften, 
Regierungsvereinbarungen. 
Ein differenzierter Umgang war angezeigt, wenn der Inhalt klar durch die Absicht der 
Verfasser bestimmt war und somit keine allgemeingültigen Aussagen getroffen werden 
konnte, wie z.B. beim „Pakt für Ausbildung“ [BMBF 2004/2007]. Die Information, 
dass Wirtschaft und Bildungssystem verstärkt zusammenarbeiten sollen ist trivialer 
Natur, ist es doch eine logische Ableitung aus der Absicht, durch den Ausbildungspakt 
mehr Jugendlichen eine Ausbildung zu ermöglichen. Durchaus legitim ist es jedoch, die 
Funktion der Schule aus dem Dokument zu lesen, da hier allgemeine Annahmen mit in 
die Aussagen hineinspielen.  
4.4.3 QUELLENEINORDNUNG 
Die Entscheidung für einen Text geschah nach Maßgabe der oben genannten Kriterien. 
Die Einordnung entbehrt zwar nicht einer gewissen Subjektivität, wurde jedoch 
hauptsächlich nach der Systemzugehörigkeit des Verfassers oder seiner 
Profilbeschreibung vorgenommen. Die Informationen, die zur Zuordnung heran 
gezogen wurden, sind im Quellenverzeichnis [ab S. 76] als Zusatz notiert. Publikationen 
und Aussagen folgender Akteure wurden analysiert:  
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Tabelle 1 - Akteure 
Bildungssystem Schnittstelle Wirtschaft 
 BLK (2004) 





 DPhV (Hertzfeldt 
03.2007 / 05. 2007; 
Meidinger 2007; 
Wysocki 2007) 
 GEW (2005) 
 Landesservicestelle 
Schule Wirtschaft 
Sachsen (B.O.S.S. o.J.) 
 Kultusministerien 
(HKM 2005; Auskunft 
per Mail, e.A.) 
 KMK (KMK 2000 / 2001 




 Einzelstatements:  
- Schulleiterin Heike 
Zerfowski (Wysocki 
2006)  
- Schulpersonal der 
Hauptschule 
Oldentrop (2008)  
- Annette Schavan 
(2003) 
- Barbara Sommer, 
Kultusministerin 
von NRW (PfS 2005) 
 
 Ausbildungspakt 
(BMBF 2004; BMBF 






Senatorin 2000; WMK 
u.a. 2002; TKM 1999) 
 Kooperationsverträge 
(KV 1; KV 2 ; KV 3; KV 
4) 
 Stiftung Partner für 
Schule NRW (PfS  2006 
a-c / o.J.) 
 BDA (Hundt 2003; BDA 
2000/ 2004 /  2005) 
 DGB (o.J.) 
 BildungsCent e.V. 
(2006) 
 BJU (o.J.) 
 Bildungswerk der 
sächsischen Wirtschaft 
– bsw e.V. (2007 / o.J.)  
 DIHK (o.J.; 2007) 
 IHK – Publikationen 
(IHK Ulm 9837; IHK 
Hessen 2007; IHK NRW 
o.J.) 
 INSM (2008) 
 McKinsey – 
Unternehmensberater 
(Henzler 2001; Killius 
2002; Kluge 2003) 
 Stiftung der deutschen 
Wirtschaft (2005) 
 UnS GmbH (Vollmer 
2005) 
 Wissensfabrik (Detmer 
2007) 
 WJD (2002 / 2008) 
 Einzelstatements u.a.: 




- ehem. Vorsitzende 
der Deutschen 
Bank Rolf E. Breuer 
(2003)  





- Margret Suckale, 
Personalvorstand 
bei der Deutschen 
Bahn 
 
DIE METHODIK 45 
Zum einen wurden sie aufgrund der ihnen zugeschriebenen Funktion und Stellung 
gezielt ausgesucht. Zum anderen rückten sie im Laufe des Prozesses des THEORETISCHEN 
SAMPLINGS ins Blickfeld, in dem Verbindungen und Zusammenhänge sichtbar wurden. 
4.5 Hinweise zur Darstellung 
Zwar war ich versucht stets die drei Perspektiven [Bildungssystem, Wirtschaft, 
Schnittstellenakteure] darzustellen, jedoch hat sich im Laufe der Analyse gezeigt, dass 
dies in einigen Fällen nicht nötig und auch nicht möglich war. Wo vorhanden, wurden 
Schülerperspektiven und vorhandene Studien in das sich anschließende kurze 
Zwischenfazit einbezogen, um die vorgefundenen Ergebnisse und Aussagen auf einer 
breiteren Basis zu diskutieren. 
Im Anhang I werden die Kategorien tabellarisch dargestellt, überwiegend mit jeweils 
einem Beispielzitat. Diese Kategorien wurden aus den in den Arbeitsblättern nach 
Akteure geordneten Zitaten extrahiert. Bei der Zuordnung der Zitate zu einer 
Hauptkategorie war eine trennscharfe Einordnung nicht immer möglich. Aus diesem 
Grund wurden Zitate vereinzelt doppelt aufgeführt, jedoch in der Regel 
unterschiedliche Informationen verwendet. 
Die Quellenangaben in den Kategorietabellen verweisen dabei nicht auf das 
Quellenverzeichnis, sondern sind Kurzverweise auf die Akteure, zusammengetragen auf 
dem jeweiligen Arbeitsblatt [siehe elektronischer Anhang „Arbeitsblätter 1-5“]. Aus 
Gründen der Übersichtlichkeit und bedingt durch die Vorgehensweise war es nicht 
möglich, sowohl auf das Arbeitsblatt als auch auf das Quellenverzeichnis zu verweisen. 
Mit den in Tabelle 1 nach Systemzugehörigkeit aufgelisteten Akteure sind auch die 
verwendeten Quellen zugeordnet. Die der Kategorisierung zugerunde gelegten Quellen, 
finden sich gesammelt unter der jeweiligen Tabelle notiert. Für die konkrete 
Verbindung zwischen Kategorie und Quelle sind aus bereits erläuterten Gründen, die 
Arbeitsblätter heranzuziehen, auf denen die Zitate mit den exakten Quellenangabe zu 
finden sind. 
Weitere Gestaltungsmerkmale: 
- Kurzverweise in (…) sind zu finden im Quellenverzeichnis und bezeichnen 
Literatur, die zur Analyse herangezogen wurde. 
− Kurzverweise in […] sind weiterhin zu finden im Literaturverzeichnis und 
bezeichnen allgemeine, zitierte Literatur. 
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− Kurzverweis in {…} zeigen an, dass die genau Quellenangabe auf dem jeweiligen 
Arbeitsblatt im elektronischen Anhang zu finden ist. 
In der Darstellung wird auf Quellenverweise soweit verzichtet, soweit die Aussagen aus 
der jeweiligen Kategorientabelle ersichtlich sind. Lediglich Zitate sowie zusätzliche zur 
Interpretation notwenige Quellen werden in Kurzverweisen angegeben. 
4.6 Methodische Einschränkung 
Ich bin mir bewusst, dass im Rahmen einer Magisterarbeit keine neue Theorie 
entwickelt werden kann. Deshalb sehe ich das Ziel meiner Arbeit auch nicht primär 
darin den Forschungsprozess gemäß der Grounded Theory in allen seinen vier Phasen 
durchzuführen, sondern beschränke mich darauf, Ansätze für Kategorien und 
Grundmerkmale zu finden und zur Diskussion zu stellen.  
 5 Kriterienanalyse 
Bislang verlief die Argumentation und Darstellung relevanter Gesichtspunkte aus der 
sogenannten wissenschaftlichen Theorie heraus. Die jetzt folgende Analyse hat nun 
zum Ziel, die der Praxis immanente Theorie in Ansätzen zu beschreiben. Sie wird sich 
weniger auf empirische Untersuchungen und Befragungen stützen als vielmehr auf 
Primärtexte. Zum einen, weil – wie im Methodenteil [Kap. 4.2] beschrieben – ein 
breiteres Spektrum an Aussagen einbezogen werden kann. Und zum anderen werfen 
subjektive Einschätzungen, erhoben z.B. durch Befragungen, bei meiner Thematik 
mehr Fragen auf, als sie beantworten würden. Diesen Schluss ziehe ich analog zu Dieter 
Eulers Einschätzung über die Ergiebigkeit der Befragungen von Lehrern und 
Ausbildern zur Qualität der Zusammenarbeit in der dualen Ausbildung [Euler 2004: 25 
ff.; vgl. Kap.1.3.2]. 
Ein Hinweis zum Wortgebrauch: Wird im Folgenden von „Praxis“ oder „praktisch“ 
gesprochen, so zielt dies nicht unmittelbar auf die konkrete Handlungsebene ab. 
Vielmehr wird diese Terminologie benutzt, um die ausgewerteten Quellen als nicht-
wissenschaftlich und Manifestation der praxisimmanenten Theorie [vgl. hierzu Heid 
2001] zu kennzeichnen. 
5.1 Anzahl der Schnittstellen und Versuch einer 
Systematisierung 
Unter Schnittstellen verstehe ich den direkten Kontakt zwischen Institutionen beider 
Systeme, z.B. durch explizit eingegangene Kooperationen, Projektbeteiligungen oder 
Netzwerkarbeit. 
5.1.1 KOOPERATION IN ZAHLEN 
Den sehr zahlreich durchgeführten und geförderten Programmen und Projekten steht 
gegenüber, dass verlässliche Angaben zur Häufigkeit oder Verbreitung so gut wie gar 
nicht systematisch erhoben werden. Dennoch sollen an dieser Stelle einige Zahlen 
präsentiert werden, soweit sie für mich zugänglich waren. 
Einige Angaben stammen aus der flächendeckenden Studie der Stiftung „Partner für 
Schule NRW“. Andere wurden Newslettern und Projektberichten der Initiatoren, sowie 
aus Zeitungsartikeln entnommen. Desweiteren wurden folgende Akteure sowie das 
statistische Bundesamt per Mail um Auskunft gebeten, ob sie eine Aussage darüber 
treffen können, wie viele Schulen im jeweiligen Aktionsradius oder Bundesland in 
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Kooperationsbeziehungen zur Wirtschaft stehen. Jeweils wurde auch darum gebeten, 
mögliche Ansprechpartner zu nennen, die Auskunft geben könnten zur Frage44. Daraus 
ergaben sich unterschiedliche Ansprechpartner: die GWK (Nachfolgeorganisation der 
BLK), die KMK und alle Kultusministerien, BuAg und alle LAGs45 SchuleWirtschaft, die 
Stiftung Niedersachsen Metall, die BDA und das IW Köln. Aus den Antworten sowie 
den weiteren Quellen lässt sich Folgendes zusammenfassen:  
− Die GWK befasse sich nicht mit der Frage, wie viele Schulen Kooperationen mit 
Betrieben eingegangen sind [E-Mail: GWK 16.06.2008]. 
− Die KMK kann keinerlei Angaben machen [E-Mail: KMK-Alef 09.06.2008; KMK-
Bremer 09.06.2008]. 
− Die Kultusministerien erstellen vereinzelt einen Überblick, welche Arten von 
Projekten in ihrem Bundesland durchgeführt werden, so z.B. Baden-Württemberg 
und Hamburg. In Brandenburg hatten die Aktivitäten bereist 2001 einen Umfang 
angenommen, dass sich das Kultusministerium veranlasst sah, die „landesweite 
Information, Koordination und Begleitung“ zu sichern und den Aufbau eines 
landesweiten, möglichst flächendeckenden Netzwerks zu fördern (KMK 2001: 37), 
jedoch liegen bis heute nur bedingt Angaben darüber vor, wie viele Schulen sich 
mittlerweile in Kooperationsbeziehungen befinden [E-Mail: Brandenburg 
08.07.2008] 
Genaue Zahlen und Statistiken erheben zumindest Baden-Württemberg, Bayern, 
Berlin, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Brandenburg 
nicht46. Interessant ist in NRW, dass dort im Ministerium keine Informationen 
darüber vorlagen [E-Mail: NRW 18.06.2008], dass die Stiftung „Partner für Schule 
NRW“ bereits zum zweiten Mal eine Studie mit allen Schulen durchgeführt hat, um 
eben die statistische Frage nach der Anzahl der Kooperationen zu ermitteln. Die 
Stiftung wurde jedoch als mögliche Anlaufstelle genannt. Den Hinweis auf die 
Studie erhielt ich von der Geschäftsführerin des Bildungswerk der NRW 
Wirtschaft, Dr. G. Ramthun. 
− Mit der flächendeckend angesetzten Studie der „Stiftung Partner für Schule 
NRW“ wurden 2005 alle Schulen in NRW zum zweiten Mal befragt, ob sie 
                                                        
44
 Beispielhaft für die Anfragen siehe E-Mail im elektronischen Anhang: Klöss 2008. 
45 
Die Ansprechpartner, die auch zugleich Geschäftsführer der jeweiligen LAGs SchuleWirtschaft sind, sind zu meinst in regionalen 
Wirtschaftverbänden oder Bildungswerken der Wirtschaft tätig, weshalb sie Aussagen treffen, die über den Aktionsradius der 
LAGs hinausgehen können. Es wurde nicht nachgefragt, welche berufliche Aufgabe sie zu Aussagen befähigt. Da beide Funktionen 
zusammen ihnen einen größeren Zugang zu Informationen ermöglicht, gewinnen die Aussagen an Reichweite und eine 
Unterscheidung würde möglicherweise eine Einschränkung und keinen weiteren Erkenntnisgewinn bedeuten. 
46
 Aus diesen Ländern erhielt ich bis zur Fertigstellung der Arbeit eine Antwort auf meine Anfrage; siehe E-Mails im elektronischen 
Anhang, benannt nach dem jeweiligen Bundesland. 
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Kooperationen mit Betrieben eingegangen sind und wenn ja, welcher Art. Bei 
einem Rücklauf von 88,9 Prozent wurde im Ergebnis festgestellt, dass ca. 41, 9 
Prozent Partnerschaften zu Betrieben pflegen, davon 45,8 Prozent zu mehreren 
Betrieben, und 60,49 Prozent der Schulen sind in Netzwerke integriert. 
Kooperationen werden hauptsächlich mit größeren Betrieben eingegangen, die 
überwiegend im produzierenden Gewerbe tätig sind [PfS o.J.]. Des weiteren 
werden von der Stiftung im Rahmen des Programms „SeniorExperten“ dieses Jahr 
180 Schulleiter von Unternehmern beraten und in Führungskompetenzen 
weitergebildet [PfS 2008]. 
− Ein ähnliches Programm wird in Berlin von der Landesagentur „Partner: 
Schule Wirtschaft“ durchgeführt. 2007 nahmen in der Pilotprojektphase 17 
Schulleiter teil, diese Jahr wurden 32 Teilnehmerplätze gefördert [Anhang II: Nr. 
22]. 
− Das IW Köln und die BDA verweisen auf die Angaben der BuAg 
SchuleWirtschaft, da sie gemeinsame Träger dieser sind [E-Mail: Kohlmann 
15.05.2008]. M. Hüchtermann, Geschäftsführerin der BuAg SW: SchuleWirtschaft 
kooperiere bundesweit mit 8.200 Betrieben und vermittle jährlich über 4.000 
Schul- und Unternehmerkontakte. In dem Netzwerk engagieren sich zurzeit 
22.000 Freiwillige, darunter 3.800 Unternehmensvertreter [E-Mail: Hüchtermann 
14.05.2008; vgl. BuAg o.J. (b)]. 
− I. Lang, Geschäftsführerin LAG Saarland und Mitarbeiterin im Bereich 
Berufsaus- und Weiterbildung des „Verbandes der Metall- und Elektroindustrie 
Saarland e.V.“: 33 Schulen arbeiten mit Unternehmen im Bereich 
„Qualitätsverbesserung an saarländischen Schulen“ zusammen. Gleichzeitig seien 
sie in regionalen Netzwerken zusammengeschlossen, von denen es zurzeit drei, 
demnächst vier gebe [E-Mail: Lang 08.05.2008]. 
− E. Schmid, Geschäftsführerin LAG Bayern und Bereichsleiterin „Wirtschaft im 
Dialog“ im Bildungswerk der bayerischen Wirtschaft e.V.: Im Rahmen 
organisierter Schulrätehospitationen verbrachten ca. 45 Schulräte drei Tage in 
einer Personalabteilung. Am PROFIS-Programm für Schulleiter, in dem diese ein 
Jahr geschult werden und sich mit Führungspersonen aus der Wirtschaft im Sinne 
eines „Crossmentoring“ austauschen, nahmen 100 Schulleiter seit Beginn des 
Projektes im Jahr 2005 teil [E-Mail: Schmid 13.05.2008; vgl. Anhang II: Nr. 29]. 
− Die „Stiftung der deutschen Wirtschaft“ führte 2006 überregional 4 Projekte im 
Themenfeld SchuleWirtschaft durch, an denen 138 ausgewählte Schulen und 182 
Unternehmen beteiligt waren [Anhang II: Nr. 26] 
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− H. Spönemann, Geschäftsführer des Bildungszentrum Tannenfelde, einer 
Bildungseinrichtung der Unternehmerverbände in Schleswig-Holstein47: Es 
gebe in Schleswig-Holstein 100 feste Partnerschaften zwischen Schulen und 
Betrieben sowie 14 Arbeitskreise „Schule/Wirtschaft“ mit jeweils ca. 20 Lehrern, 5 
Unternehmer und regelmäßigen Veranstaltung [E-Mail: Spönemann .20.05.2008]. 
− Der Geschäftsführer der Stiftung Niedersachsen Metall, O. Brandes, gibt an, 
dass die Stiftung selbst 20 Kooperationsnetzwerke zur Förderung technisch-
naturwissenschaftlicher Inhalte [MINT] initiiert habe, in denen ca. 140 Schulen, 
120 Unternehmen und 10 technische Hochschulen zusammenarbeiten [Brandes 
13.05.2008]. 
− Der MINT-EC .e.V., der sich für die Stärkung der naturwissenschaftlichen Fächer 
in der Schule einsetzt, hat bundesweit 86 Mitgliedsschulen.  
− UnS GmbH: Seit Gründung der Initiative „Unternehmen und Schule“ Anfang der 
90er Jahre wurden nach eigenen Angaben über 300 Lernpartnerschaften initiiert 
[Vollmer 2005]. Aktuell wird das Lernpartnerschaftsprinzip48 von UnS im 
bundesweiten Projekt „KURS 21“ in den Bundesländer Baden-Württemberg, 
Hessen, Sachsen, Thüringen und Nordrhein-Westfalen zur Umsetzung gebracht 
[Anhang II: Nr. 14]. 
Im Gegensatz dazu: 
− Es gab 2006 zusammen gerechnet 17.529 allgemeinbildende Schulen49 im 
Sekundarbereich I [DESTATIS 2007 (a): 37] 
− Im Sinne der vorläufigen Beschäftigungsstatistik der BA gab es Mitte 2007 in 
Deutschland rund 2,05 Mio. Betriebe [BA o.J.]. 
5.1.2 KOOPERATION – EIN ÜBERBLICK /SYSTEMATISIERT? 
Obwohl eine umfassende Systematisierung nach der derzeitigen Datenlage sowie der 
unklaren strukturellen Anlaufstellen nicht möglich ist, können dennoch einige 
Merkmale und Verbindungen auf systemischer Ebene genannt werden: 
 So verständigen sich z.B. WMK, KMK, BDI, BDA, DIHK, ZDH auf gemeinsame, 
zu erreichende Ziele50 oder erarbeiten zusammen mit dem DGB Empfehlungen für ein 
                                                        
47
 Das Bildungszentrum arbeitet mit der LAG Schleswig-Holstein zusammenarbeitet und überschneidet sich personell: Die 
Ansprechpartnerin der LAG Schleswig-Holstein SchuleWirtschaft, Frau Sandra Adjei, ist Mitarbeiterin des Bildungszentrums 
Tannenfelde und dort Ansprechpartnerin für den Bereich Wirtschafts- und gesellschaftspolitische Bildungsarbeit [siehe Homepage 
http://www.tannenfelde.de/de/bildungsarbeit/ und http://www.schulewirtschaft.de/index.php?id=96; Stand: 15.06.2008]   
48
 Nähere Definition siehe S. 60, Erläuterung in der Fußnote Nr. 65. 
49
 Hauptschule, Realschule, Gymnasium, Waldorfschule, integrierte Gesamtschule, Förderschule und Schularten mit mehreren 
Bildungsgängen. 
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Kerncurriculum Wirtschaft (WMK u.a. 2002). Auffällig dabei ist, dass - von der KMK 
einmal abgesehen - keinerlei weiter Akteure des Bildungssystems als Beteiligte 
aufgeführt sind. Denkbar wären z.B. - um ein paar vergleichbare Vertreter zu nennen - 
Lehrerverbände, die GEW oder Vertreter aus den Kultusministerien, die für die 
Lehrplanentwicklung51 zuständig sind. 
 Auf Landesebene finden sich ebenfalls Vereinbarungen zwischen 
Bildungspolitik und Wirtschaft über die Gestaltung und Ziel einer Zusammenarbeit. So 
schlossen u.a. Vertreter der Bildungspolitik, der Wirtschaft, der Jugendhilfe sowie 
Eltern- und Schülervertreter eine „Vereinbarung über die Gestaltung der 
Zusammenarbeit zur weiteren Verbesserung der Ausbildungsfähigkeit, insbesondere 
der Abgänger der Regelschulen im Freistaat Thüringen“ [TKM 1999]. Der Senator von 
Bremen erklärte zusammen mit dem Präses der Handelskammer von Bremen, dass sie 
gemeinsam „einen größtmöglichen Konsens über Ziele und Maßnahmen in der 
Erziehung, Bildung und Berufsausbildung junger Menschen“ anstreben [Bremer 
Senatorin 2000].  
Jedoch scheinen sich die Kultusministerien unterschiedlich stark zum Thema „Kontakt 
zwischen Schule und Wirtschaft“ zu engagieren. So z.B. hat sich das baden-
württembergische Kultusministerium zur Aufgabe gemacht zusammen mit der LAG 
SchuleWirtschaft BW, die Kooperation zwischen Schulen und Unternehmen zu 
koordinieren und weiter auszubauen. Durch eine aktuelle Initiative strebt das 
Ministerium mittelfristig den Ausbau von Lernpartnerschaften für jede der ca. 2.500 
allgemeinbildenden Schulen an [E-Mail: Baden-Württemberg 17.06.2008; MKJS 
2008: 4]. Ziel sei eine gefestigte Struktur zu entwickeln, damit „synergetische Effekte 
in der nachhaltigen Entwicklung“ erreicht werden [MKJS 2008: 13].  
Das Hessische Kultusministerium verwies auf die Netzwerkservicestelle des 
„Bildungswerkes der hessischen Wirtschaft“. Zwei Mitarbeiter des Kultusministeriums 
sind dort „mit der Betreuung von beruflichen Netzwerken beauftragt“. Das 
Ministerium selbst kann keine Angaben zur Kooperation im Schulbereich machen [E-
Mail: Hessen 16.06.2008]. Die Kooperationsentwicklung im allgemeinschulischen 
Bereich im Detail zu erfassen, sei jedoch bislang auch noch nicht Aufgabe der beiden 
Beauftragten [E-Mail: Demuth 19.06.2008].  
In Hamburg pflegt das „Landesinstitut für Lehrerbildung und Schulentwicklung“, das 
alle Dienststellen der Behörde für Bildung und Sport (BBS) beinhaltet, eine Datenbank 
                                                                                                                                                                  
50
 Siehe z.B. gemeinsame Erklärung von WMK, KMK, BDI, BDA, DIHK, ZDH (WMK u.a. 2002); vgl. auch Ausbildungspakt, in dem u.a. 
vereinbart ist, dass bereits im Schulbereich verstärkt Hilfestellung von Unternehmen geleistet werden soll (BMBF 2007: 7 ff.). 
51 
Zur Entwicklung eines Lehrplans in Deutschland siehe z.B. „Vergleichende Untersuchung zur Entstehung und Verwendung von 
Lehrplanentscheidungen“ [Biehl 1999]. 
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„Schule & Wirtschaft“, die einen Überblick bietet über Aktivitäten an Schulen zu den 
Themen „Berufsorientierung“ und „Ökonomische Bildung“. So ist es möglich gezielt 
danach zu suchen, welche Schulen an welchem Kooperationsprojekt teilnehmen, sowie 
welche Unternehmen Angebote auf Abruf bieten [E-Mail: Hamburg 20.06.2008]. 
Desweiteren wurde eine Bestandsaufnahme mit Stand 07 /2007 vorgenommen, in der 
festgehalten wurde, welche Projekte und Formen der Kooperation existierten [LI 
2007]. 
 U.a. zahlreiche Arbeitsgemeinschaften (z.B. SchuleWirtschaft), Bildungswerke 
der Wirtschaft und Vereine (z.B. bsw e.V., ALAWIS e.V.), Stiftungen (z.B. PfS NRW) 
und Initiativen (z.B. BildungsCent e.V.) bieten den Rahmen für den Austausch 
zwischen beiden Systemen [siehe Anhang II]. 
 Ungezählt viele Handreichungen und Unterrichtsmaterialen werden von 
Initiativen und Arbeitsgemeinschaften aus der Wirtschaft oder dem 
Schnittstellenbereich erstellt und Schulen zur Verfügung gestellt, um sie bei der Lehre 
in wirtschaftlichen Themen zu unterstützen. Einen kleinen Ausschnitt bieten z.B. die 
Broschüren der BuAg SchuleWirtschaft [BuAg 2006], das Portal „Wirtschaft und 
Schule“ [Anhang II: Nr. 9] der INSM und die Materialien von „Handelsblatt macht 
Schule“ [Anhang II: Nr. 8], die in Zusammenarbeit mit dem IÖB erstellt werden. 
 Desweiteren findet sowohl auf bildungspolitischer als auch auf gesellschaftlicher 
Ebene eine dauernde Kommunikation über die gegenseitigen Belange statt. Setzt sich 
der DPhV mit dem Bildungsbericht und den Empfehlungen des „Aktionsrat Bildung52“ 
auseinander (Hertzfeldt 2003), so äußert sich der Arbeitgeberpräsident zu dem Modell 
der Ganztagsschule und sieht darin eine gute Möglichkeit, „um die Erziehungsaufgabe 
der Schulen zu stärken“ (Hundt 2003: 6). Ein weiteres Beispiel für den 
Informationsfluss ist die Infobroschüre der IHK „Was erwartet die Wirtschaft von den 
Schulabgängern?“ (IHK NRW o.J.): Die Forderungen, die sie beinhaltet werden in 
ähnlichem oder im originalen Wortlaut von IHKs in verschiedenen Bundesländern 
sowie zahlreichen Einrichtungen des Bildungssystems53 und Mittelsteller zum 
Download angeboten. Die Forderungen finden so eine sehr weite Verbreitung. Auch 
werden etliche Studien, Berichte und Handlungsprogramme auf Initiative 
wirtschaftlicher Akteure verfasst, die sich mit Bildungsfragen und Problemen des 
Bildungssystems beschäftigen sowie Vorschläge zu dessen Verbesserung unterbreiten. 
                                                        
52
 „Aktionsrat Bildung“ ist eine Initiative gegründet von dem „Verband der Bayrischen Wirtschaft“ (vbw), um die aktuelle Situation 
im Bildungssystem zu bewerten und der Bildungspolitik konkrete Handlungsempfehlungen zu geben [siehe Homepage „Aktion 
Bildungsrat“: http://www.aktionsrat-bildung.de/index.php?id=8; vgl. auch Rodenstock 2007: 9 f.]. 
53
 Beispielhaft seinen genannt: (1) die LAG SchuleWirtschaft Thüringen als Orientierungshilfe für Lehrer; (2) das Bildungsportal des 
Schulministeriums NRW; (3) das Best-Practice-Center des BIBB; (4) Bildungsserver Köln. Dies ist nur eine sehr kleine Auswahl an 
Treffern, die die Google-Suchmaschine angibt (Links siehe Info bei IHK NRW o.J.). 
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Hier seien z.B. die Jahresgutachten des „Aktionsrat Bildung“ im Auftrag des 
„Verbandes der bayrischen Wirtschaft“ (vbw) genannt, sowie die Studie „Politik Check 
Schule“ im Auftrag der INSM. An Ersterem übte u.a. der Vorsitzende des DPhV Hans-
Peter Meidinger scharfe Kritik (Hertzfeldt 2007), an der Studie der Präsident des 
Deutschen Lehrerverband, Josef Kraus (Fuchs 2008). 
5.1.3 ZWISCHENFAZIT 
Dies ist nur ein kleiner Ausschnitt aus der Kooperationslandschaft. Die meisten 
Schulen und Betriebe, die sich bereits in Kooperationen engagieren, pflegen diese zu 
mehr als einem Partner [vgl. oben, Studienergebnisse der Stiftung PfS] und in vielen 
Fällen sind keine verlässlichen Zahlen zu finden. So kann ich zum heutigen Zeitpunkt 
keinerlei Aussage darüber machen, wie flächendeckend Kooperationen zwischen 
Schulen und Betrieben zahlenmäßig eingegangen werden. Es kann jedoch festgehalten 
werden, dass Kooperation weitestgehend thematisiert wird. Auch ist es prinzipiell 
überall möglich Kooperationen einzugehen, da etliche Projektträger und „Vermittler“ 
überregional arbeiten. 
Soviel aber: Die Kooperationslandschaft ist sehr heterogen, vereinzelt finden sich 
Prinzipien und Projektideen bei unterschiedlichen Trägern und Initiatoren wider. So 
zum Beispiel die Idee der Lernpartnerschaft, des Coachingprogramme für Schulleiter 
sowie Projekte zur Stärkung von MINT-Fächern. Weite Verbreitung finden 
Handreichungen sowie der Flyer „Was erwartet die Wirtschaft von Schulabgängern?“. 
Überregional tätige Verantwortliche sind eher im Schnittstellenbereich und dem 
Wirtschaftssystem mit den LAGs sowie den Bildungswerken denn im Bildungssystem 
zu finden. Das Engagement der Kultusministerien ist sehr unterschiedlich; als 
Lenkungsinstanz fallen sie jedoch überwiegend aus. 
5.2 Institutionalisiert: 
Unter institutionalisierten Angeboten werden hier Maßnahmen verstanden, deren 
Zustandekommen nicht unmittelbar abhängt vom Engagement Einzelner, da sie einen 
verwaltungstechnischen Hintergrund haben. Im Hinblick auf die Kooperation mit der 
Wirtschaft flächendeckend umgesetzt und weitgehend akzeptiert sei das 
Schülerbetriebspraktikum näher untersucht. Die Betriebserkundung wird knapp 
dargestellt, da ihr anerkanntes Konzept [vgl. Kap. 1.3.2: 17] lediglich in der Umsetzung 
Spannungen erzeugt, was wiederum nicht Inhalt dieser Arbeit ist. 
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5.2.1 DAS BETRIEBSPRAKTIKUM UND SEINE BEDEUTUNG 
 Im BILDUNGSSYSTEM wird in den Berichten der KMK zur Berufsorientierung54, 
zur wirtschaftlichen Bildung in allgemeinbildenden Schulen55 sowie in der 
Vereinbarung zur Zusammenarbeit von Schule und Berufsberatung56 dargestellt, dass 
u.a. das Schülerbetriebspraktikum eine Möglichkeit zur Berufsorientierung bietet. Das 
BMBF (2006: 232) schreibt in seinem Berufsbildungsbericht: „Einen entscheidenden 
Anteil am beruflichen Orientierungsprozess haben Schülerbetriebspraktika, weil sie 
über einen längeren Zeitraum einen konkreten Einblick in die Arbeitswelt 
ermöglichen“. Gleichzeitig stellt man fest, dass dies regional sehr unterschiedlich 
gehandhabt und bewertet wird. In der Handreichung zu dem Betriebspraktikum des 
Ministeriums für Bildung und Frauen in Schleswig-Holstein heißt es z.B.: „Vorrangige 
Zielsetzung des Praktikums ist das Kennenlernen von Arbeit und Betrieb. 
Grundsätzlich handelt es sich also um Betriebs- und nicht um Berufspraktika“ (MBF 
2006: 26; Hervorhebung im Original, U.K.). Die Schüler sollen die betriebliche 
Wirklichkeit kennenlernen und auf die Arbeitswelt vorbereitet werden (ebd.). Im 
niedersächsischen Grundsatzerlass (NKM 2004) hingegen hat das 
Schülerbetriebspraktikum je nach Schulform unterschiedliche Funktionen: 
Hauptschülern soll es hauptsächlich zur Berufsorientierung dienen, auf der Real- und 
Gesamtschule sowie dem Gymnasium soll es Einblicke in die Arbeits- und Berufswelt 
ermöglichen. In Bayern wird ebenfalls zwischen den einzelnen Schulformen 
unterschieden. Ist ein Schülerbetriebspraktikum für die Hauptschule Pflicht (ISB 
2001:3; vgl. ISB 2007), wird für das Gymnasium in dem Kontaktbrief 2001 des ISB an 
die Lehrer der Wirtschafts- und Rechtslehre darauf hingewiesen, dass das 
Betriebspraktikum durchaus nützlich für die Berufsorientierung, jedoch mit 
erheblichem zeitlichen Aufwand verbunden sei. „Gegebenenfalls können mit einer 
entsprechend vorbereiteten Erkundung zahlreiche Lernziele des Praktikums mit einer 
geringeren Belastung für den Unterricht und weniger organisatorischem Aufwand 
erreicht werden.“ Tatsächlich findet sich im Themengebiet „Berufswahl und 
Berufsausübung“ im Fachlehrplan für Wirtschafts- und Rechtslehre nur die 
Betriebserkundung erwähnt. Und in Nordrhein-Westfallen wird bei Beschreibungen 
des Schülerbetriebspraktikums die allgemeine Orientierungsfunktion erwähnt, jedoch 
                                                        
54
 „Auch Betriebspraktika werden nicht überall nur, aber überall auch unter dem berufsorientierenden Aspekt durchgeführt“ (KMK 
1997: Kap. 1.5] 
55
 „Im Rahmen der Berufsorientierung erhalten Schülerinnen und Schüler in verschiedenen Fächern exemplarisch Informationen 
über unterschiedliche Berufe. Insbesondere durch die zum Teil mehrwöchigen Praktika in Wirtschaftsunternehmen, 
Verwaltungsbehörden oder Sozialeinrichtungen können sie ein praxisnahes Bild von der Arbeitswelt entwickeln.“ (KMK 2001: 8) 
56
 „Die Schule unterstützt Schülerinnen und Schüler in Kooperation mit der regionalen Wirtschaft, über Praktika und andere 
betriebliche Kontakte reale Einblicke in die Arbeitswelt zu bekommen.“ (KMK 2004: 4) 
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verstärkt der berufsorientierende Aspekt57 in den Vordergrund gerückt. In der 
Handreichung für die Mittel- und Gesamtschulen in Sachsen-Anhalt, hingegen wird 
zusammengefasst, dass „die Schülerinnen und Schüler durch die zeitlich befristete 
Integration in real ablaufende Betriebsprozesse für ihre weitere persönliche 
Lebensplanung und -gestaltung sensibilisiert“ werden (Gobst u.a. 2007: 4). 
Brandenburg wiederum unterscheidet grundsätzlich drei Formen des 
Schülerbetriebspraktikums. So könne es in den Jahrgangsstufen 9 und 10 entweder als 
Betriebspraktikum, als Berufspraktikum oder als Förderpraktikum organisiert werden 
(MBJS 2002: 34). Und schließlich, in Baden-Württemberg ist das Betriebspraktikum 
samt der Vor- und Nachbereitung zum Thema Studien-und Berufswahl als Teil der 
ökonomischen Bildung im Kerncurriculum vorgeschrieben (MKJS 2008: 1). 
Weitere Bundesländer sollen nicht aufgeführt werden, da sich bereits an dieser Stelle 
ein merklicher Unterschied im Umgang mit dem Betriebspraktikum zeigt. Darüber 
hinaus kann davon ausgegangen werden, dass sich die restlichen neun Bundesländer in 
der einen oder anderen Form in den hier beschrieben wieder finden werden. Ich 
beziehe mich mit dieser Annahme auf die methodischen Angaben der Studie „Beruf 
fängt in der Schule an“ des BIBB: Nach einem bundesweiten Vergleich58 der Richtlinien 
für das Schülerbetriebspraktikum fand die Befragung in den Bundesländern 
Niedersachsen, Baden-Württemberg sowie Nordrhein-Westfallen statt mit der 
Begründung, dass sich die restlichen Bundesländer in diesen weitestgehend wieder 
finden [Bergzog 2006]. 
 Auf Seiten der WIRTSCHAFT wird in dem vom IW Köln herausgegebenen 
„Leitfaden fürs Betriebspraktikum“ das Schülerbetriebspraktikum als „die beste 
Vorbereitung auf den Beruf“ bezeichnet (Selbach o.J.: 1). Gleichzeitig könnten die 
Betriebe potenzielle Auszubildende kennenlernen und die Gefahr reduzieren, dass die 
Ausbildung frühzeitig beendet wird (ebd.: 10), da Jugendliche ihre Ausbildung 
überwiegend aufgrund von Schwierigkeiten mit den Ausbildern und Vorgesetzten 
abbrechen59 (ebd.: 7) 
Der DGB (o.J.: 5) betrachtet den Zweck des Schülerbetriebspraktikums in seiner 
Handlungshilfe differenzierter und schreibt, dass das Praktikum erste „Eindrücke über 
die Arbeitswelt vermitteln“ kann, dass die Schüler „ihren Praktikumsbetrieb als 
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 Lern:Line (o.J.: 9): „Berufsorientierung ist eigenständiges Thema im Fachunterricht. Sie erfolgt darüber hinaus durch in den 
Fachunterricht integrierte berufsorientierende Zielsetzungen und bereitet damit den Boden für weitergehende berufsorientierende 
Maßnahmen wie Schülerbetriebspraktika und schulische Betriebsprojekte vor.“ 
58
. Die Auswahl erfolgte unter Berücksichtigung regionaler Unterschiede und nach bundesweitem Vergleich der Richtlinien für das 
Schülerbetriebspraktikum, so dass sich in den ausgewählten Regionen die anderen Bundesländer im Allgemeinen wiederfinden. 
3.500 Schüler wurden befragt und 70 leitfadengestützte Interviews mit Lehrern geführt. Bei der Betriebsbefragung gab es einen 
Rücklauf von 976 auswertbaren Fragebögen aus 1724 [Bergzog 2006]. 
59
 Zu gleichen Ergebnis kommt auch eine Studie des BIBB [Schöngen 2003/ 2007]. 
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wirtschaftliches System“ kennenlernen und „die Situation des arbeitenden Menschen“ 
erfahren sollen. Es könne aber nicht für die Vermittlung von Ausbildungsplätzen 
dienen, sondern nur erste Kontakte schaffen. So heißt es auch in einem Artikel der 
Zeitung „Der Ausbilder“, in dem eine Studie des IW Köln vorgestellt wird, dass das 
Praktikum besonders dafür geeignet sei, den Schülern „grundlegende Zusammenhänge 
im Sinne eines Orientierungswissens über den Bereich Wirtschaft, Arbeit und Technik 
zu vermitteln“ (Weiß 1999: 10). 
Die stichprobenartige Analyse von Ausschreibungen60, die in der Regel neben den 
Anforderungen auch das Ziel und den Inhalt der ausgeschriebenen Tätigkeit 
beinhalten, zeigte ein verhältnismäßig einheitliches Bild: Praktikumsplätze schreiben 
sieben der acht Firmen gezielt für bestimmte Berufe aus, mit dem Hinweis, durch das 
Praktikum könne man den späteren Beruf bereits näher kennenlernen. Lediglich Bosch 
bietet im Praktikum die Möglichkeit, in verschiedene Sparten zu blicken. Vereinzelt 
wird erwähnt, dass die Schüler sich im Betriebspraktikum selbst bessern kennenlernen 
sollen (Bosch) und es dem Hineinschnuppern in die Arbeitswelt dienen kann (Bosch, 
Have a Look). 
5.2.2 DIE BETRIEBSERKUNDUNG 
In ihrem Bericht zur wirtschaftlichen Bildung in allgemeinbildenden Schulen stellt die 
KMK fest, dass „Betriebserkundungen […] mehr oder weniger in allen Ländern 
Bestandteil der Berufsorientierung“ sind (KMK 1997: Kap. 1.5). Allerdings sei der 
berufsorientierende Aspekt in vielen Ländern nur einer unter mehreren möglichen 
(ebd.). Gleichzeitig sind in „einer Reihe von Ländern […] Betriebs- bzw. 
Arbeitsplatzerkundungen unter berufskundlichem Aspekt in klarer Konzeption als 
Vorphasen61 des Betriebspraktikums festgelegt“ (ebd.). 
In praktischen Schriften des Bildungssystem, z.B. von der „Landesakademie für 
Fortbildung und Personalentwicklung an Schulen in Baden-Württemberg“ (Abel 2006) 
und dem Leitfaden des hessischen Kultusministeriums zur Durchführung von 
Betriebserkundungen (IQ 2005:4) wird diese als Methode beschrieben, die Arbeitswelt 
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 Gesichtet wurden Ausschreibungen der Firmen BMW-Group, Deutsche Telekom AG, REWE, Bosch, Have a Look Optik-Studio, 
Ponyhof in Bayern, Volksbank Marsberg eG, GeoForschungsZentrum Potsdam (Ausschreibungen 2008). Alle Ausschreibungen sind 
gültig für 2008. Gefunden wurden sie zum einen über das Praktikumsportal „Sprungbrett“ [Anhang II: Nr. 27]. Zum anderen wurde 
mittels der Google-Suchmaschine gezielt nach Ausschreibungen für „Schülerbetriebspraktikum“, „Praktikum“ und 
„Praktikumsplatz“ gesucht. Die Suche ergab überwiegend Ausschreibungen von größeren Betrieben. Über die Gründe kann keine 
Aussage gemacht werden, weshalb die Ergebnisse nur mit Einschränkungen auf kleine, regionale Betriebe übertragbar sind. 
Jedoch kann dies weitgehend vernachlässigt werden, da das Erkenntnisinteresse darin liegt, die Logik im Allgemeinen zu finden. 
61
 Vgl. z.B. die Beschreibung einer Betriebserkundung im Schüleronlinemagazin KLIXXER der Theeltalschule: „Als Vorbereitung auf 
unser Betriebspraktikum führten wir mit unserer Klasse eine Betriebserkundung in einem Lebacher Elektrofachhandel durch […].“ 
(Lena G. 2007); dieses findet sich als Vorgabe wieder in der der Beschreibung, wie an der Theeltalschule mit dem 
Betriebspraktikum umgegangen wird, nämlich dass jeder Schüler vor seinem Praktikum eine Erkundung durchführt (Theeltalschule 
o.J.). 
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näher kennen zu lernen und praktischen Bezug zu Gelerntem herzustellen. Ebenfalls 
wird darauf hingewiesen, dass es einer guten Vor- und Nachbereitung bedarf und die 
Erkundung unter bestimmten Gesichtspunkten und Fragestellungen durchgeführt 
werden sollte.  
Schriften, die sich thematisch mit dem Prinzip der Betriebserkundung beschäftigen, 
finden sich nur sehr vereinzelt in der Wirtschaft. Mir ist einzig der Leitfaden des BJU 
(1982) bekannt, in dem dieselben Prinzipien für eine gelungene Durchführung zu 
finden sind, wie bereits fürs Bildungssystem beschrieben wurden. In der Handreichung 
der BuAg SchuleWirtschaft (o.J. a: 2) werden ebenfalls die Prinzipien „drei Phasen und 
konkrete Fragestellung“ als wichtigstes Gestaltungsmerkmal genannt.  
5.2.3 ZWISCHENFAZIT 
Zusammengefasst deutet einiges darauf hin, als sei heute auf Seiten des 
Bildungssystems insbesondere die Berufsorientierung der Hauptzweck für die 
Durchführung eines Betriebspraktikums, [vgl. Schudy 2002: 192], wenngleich ein 
Unterschied zwischen den Schulformen gemacht wird. Vereinzelt soll es dazu dienen, 
einen Einblick in die Berufswelt zu bekommen oder sich für die weitere Lebensplanung 
zu orientieren. Ähnlich wird es von Seiten der Wirtschaft her betrachtet. Ungeachtet 
dessen, dass eine Vor- und Nachbereitung gefordert wird [vgl. auch KMK 1997; BMBF 
2006: 232], bleibt das Schülerbetriebspraktikum zumeist eine isolierte Maßnahme62 
[Schudy 2002: 193; vgl. auch BMBF 2006: 232] – auf dem Gymnasium noch mehr als 
in der Hauptschule [Bergzog 2005] Dieser vernachlässigende Umgang mit ihm spiegelt 
sich auch wider in der Beurteilung des Betriebspraktikums durch die Betriebe: Laut der 
Studie „ Beruf fängt in der Schule an“ sehen zwei Drittel der Betriebe die Vorbereitung 
der Jugendlichen als nur befriedigend an, und ein Siebtel sogar als schlecht [BIBB 
2003]. 
Nichtsdestoweniger wird das Betriebspraktikum auch im Wirtschaftssystem als 
Methode der Berufsorientierung wahrgenommen und der Aspekt betont, dass die 
Schüler durch ein Betriebspraktikum die Arbeitswelt und ihre Akteure (u.a. 
Unternehmen und arbeitender Mensch) näher kennenlernen können. Gleichzeitig wird 
der Vorteil gesehen, dass ein Schülerbetriebspraktikum erste Kontakte zwischen 
Betrieb und möglichen Auszubildende schaffen kann. 
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 „Die offensichtliche Diskrepanz zwischen dem Anspruch, was Berufsorientierung insgesamt und Schülerbetriebspraktika speziell 
leisten sollen und was sie tatsächlich leisten, führte zu der Frage, wie die Effizienz der didaktischen Einheit ‚Vorbereitung, 
Durchführung und Nachbereitung von Schülerbetriebspraktika‘ einschließlich der notwendigen Aktivitäten im Vorfeld weiter 
gesteigert werden könnte, um für die betroffenen Jugendlichen die Möglichkeiten fundierter Berufsorientierung zu optimieren“ 
BMBF 2006: 232]. 
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Hinsichtlich der Betriebserkundung lassen die betrachteten Quellen den Schluss zu, 
dass die Ansichten zum Zweck und über die Durchführung der Betriebserkundung 
überwiegend übereinstimmen. Ein kurzer Blick in die Praxis lässt aber erahnen, was 
alles unter dem Begriff „Betriebserkundung“ gefasst wird: Z.B. machte die Klasse 11 des 
Berufskollegs Heinsberg (o.J.) eine zweieinhalb stündige Führung durch die Bayer 
Werke in Leverkusen und lernte die gesamte Produktpallette kennen. Im Gegensatz 
dazu erarbeite der Erdkunde-Kurs des Clara-Schuman-Gymnasiums (CSG o.J.) in Lahr 
in sieben Gruppen einen Fragekatalog zum Unternehmen und seinen wirtschaftlichen 
Belangen, z.B. Standortfragen. 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass sowohl beim 
Schülerbetriebspraktikum als auch der Betriebserkundung weitgehend 
übereinstimmende Ansichten zu finden sind in beiden Systemen. Jedoch unterscheiden 
sich diese von den in der erziehungswissenschaftlichen Theorie erarbeiten Funktionen 
[vgl. Kap. 1.3.2: 16 ff]: Nicht der berufsorientierende Aspekt sollte von der Theorie her 
im Vordergrund stehen, sondern der persönliche Aspekt einer Lernerfahrung im 
Kontext Arbeitswelt. 
5.3 Wozu miteinander vernetzen und kooperieren?  
Nach der Codierung der Aussagen kristallisierten sich vier Hauptkategorien heraus. 
D.h. Kooperation verfolgt - ohne Anspruch auf Vollständigkeit - vier Zielrichtungen auf 
unterschiedlichen Ebenen und für unterschiedliche Zielgruppen:  
1. Schülerorientierte Motive, um sie besser auf die Zukunft vorzubereiten 
2. Verbesserung der Schulstruktur, Orientierungshilfe für Schulpersonal bieten  
3. Gegenseitiger Austausch, um sich besser kennen zu lernen 
4. Interessen der Wirtschaft befriedigen 
Diese Motive finden sich über alle Akteure hinweg, jedoch innerhalb der einzelnen 
Kategorien existieren vereinzelt wichtige qualitative Unterschiede.  
[Quellen: Siehe Anhang I - Tabelle 1; vgl. Arbeitsblatt 1 im e. A.] 
5.3.1 SCHÜLERORIENTIERT  
Im BILDUNGSSYSTEM hat die Berufsorientierung und Berufswahlvorbereitung einen 
großen Stellenwert in den Kooperationsbemühungen. Dies spiegelt sich darin wieder, 
dass sie in fast allen Dokumenten Erwähnung findet oder in Ableitung zu den Aussagen 
herauszulesen ist. Vergleichbar dazu ist das Studien-Ergebnis der „Stiftung Partner für 
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Schule“ [PfS o.J.], in der 83 Prozent der Schulen, die Kooperationsbeziehungen zu 
Betrieben pflegen, angeben, dies auch im Hinblick auf die Berufsorientierung der 
Schüler zu tun. 
Als ebenso wichtig wird erachtet, dass Jugendliche gut auf den Übergang von der 
Schule in die Arbeitswelt vorbereitet werden, indem sie u.a. die Arbeitswelt vorab 
kennenlernen und möglicherweise bereits Kontakte knüpfen können. 
Damit zusammen hängt der Wunsch, den Jugendlichen eine Perspektive zu 
ermöglichen - auch dadurch, dass sie in Projekten Kompetenzen wie Verlässlichkeit 
und Problemlösefähigkeit ausbilden und dadurch zur Ausbildungsreife63 kommen 
können. In diesem Zusammenhang soll auch ein Verständnis für ökonomische, 
politische und gesellschaftliche Zusammenhänge erworben werden.  
In der WIRTSCHAFT sind Berufsorientierung und Erleichterung des Übergangs in 
die Arbeitswelt als Motiv für eine Kooperation ebenso von Bedeutung. Vergleichbar, 
wenn nicht gar wichtiger, erscheint die Kompetenzentwicklung und damit 
einhergehend die Förderung der Ausbildungsreife und Vorbereitung auf die Arbeits- 
und Lebenswelt. Neben dem Erwerb von Schlüsselkompetenz – hierzu gehören 
„Selbstständigkeit, Leistungs- und Verantwortungsbereitschaft, Team- und 
Kommunikationsfähigkeit“ (BDA 2005: 13) wird die Persönlichkeitsentwicklung der 
Jugendlichen, wie z.B. Aufbau von Selbstvertrauen, als weiteres Ziel von Projekten 
genannt. 
Im SCHNITTSTELLENBEREICH finden sich die beiden Systeme mit all ihren 
Vorstellungen wieder. Die Berufsorientierung wird ebenso wie der Kompetenzerwerb 
und die Ausbildungsreife als Vorteil beschrieben und in Kooperationsverträgen 
zwischen Schulen und Betrieben festgehalten. Darüber hinaus aber müssten 
Jugendliche dazu befähigt werden, sich in der sich rasch verändernden Welt 
zurechtzufinden und dafür benötigten sie das „Wissen über Bedingungen des Wandels, 
ökonomische Fragestellungen und Strukturen der Arbeitswelt“. 
5.3.2 VERBESSERUNG IM SCHULSYSTEM  
Die Zielsetzungen beziehen sich im BILDUNGSSYSTEM zum einem auf den 
Unterricht. Man erstrebt eine Verbesserung des Unterrichts durch stärkeren 
Praxisbezug und möchte damit gleichzeitig auch den Interessen der Jugendlichen 
entgegen kommen.  
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 Zur Ausbildungsreife gehören neben schulischen Basiskenntnissen (z.B. mathematische Grundkenntnisse), psychologischen 
Leistungsmerkmalen (z.B. Merkfähigkeit) und physischen Merkmal auch psychologische Merkmale des Arbeitsverhaltens und der 
Persönlichkeit, wie z.B. Selbstständigkeit und Konfliktfähigkeit [BA 2006: 20 ff.]. 
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Zum anderen findet sich im Rahmen der Schulentwicklung hin zu mehr Autonomie64 
für Schulen vereinzelt erwähnt, dass die Schule in ihrer Arbeit durch Wissenstransfer 
aus der Wirtschaft unterstützt werden kann. Z.B. können Schulleiter ein Feedback 
sowie Anerkennung bekommen, dass sie in ihren neuen Aufgaben und ihren 
Bemühungen auf dem richtigen Weg sind „und nicht im eigenen Saft schmore[n]“ 
(Wysocki 2006).  
Aus den Dokumenten der WIRTSCHAFT waren differenzierte Vorstellungen 
herauszulesen, wie die Schule mit Hilfe aus der Wirtschaft verändert und in ihrem 
Wandelprozess unterstützt werden soll. Bezüglich der Verbesserung der Lehre werden 
hauptsächlich der Praxisbezug und die praktische Anwendung erlernten Wissens 
hervorgehoben. Daneben werden vereinzelt die Stärkung der ökonomischen Bildung – 
auch durch die Einrichtung eines neuen Faches „Wirtschaft“ (vgl. auch BDA 2005: 14) - 
sowie die Ausrichtung des Unterrichts auf wirtschaftliche Interessen gefordert65.  
Im Hinblick auf die Schulentwicklung finden sich ebenfalls konkrete Vorstellungen. So 
will man zum einen die Qualifizierung der Lehrer in ökonomischer Bildung 
unterstützen. Zum anderen sollen Impulse und Hilfestellungen im Bereich Personal- 
und Organisationsmanagement gegeben und betriebswirtschaftliches Wissen in die 
Schule vermittelt werden, damit die Schulen die Aufgaben bewältigen können, die sie 
mit ihrer zunehmenden Selbstständigkeit erfüllen müssen. Zugleich bietet sich die 
Möglichkeit, dass Unternehmen die Schulen in ihrer Qualitätsentwicklung und ihrem 
Management beratend unterstützen. Zugespitz formuliert es der WJD (2008): „Hier 
werden wir Überzeugungsarbeit leisten, dass Schulen wie Unternehmen geführt 
werden sollen.“ 
Einige neue Aspekte finden sich in Quellen, die AUS DER ZUSAMMENARBEIT entstanden 
sind: Um den Praxisbezug neben den klassischen Methoden der Projektarbeit 
herzustellen, kann dass jeweilige Unternehmen als Modell der Arbeitswelt behandelt 
werden. Gleichzeitig findet sich der Vorteil erwähnt, dass eine Kooperation einen 
schnellen Transfer von wirtschaftlicher und arbeitsmarkttechnischer Veränderung in 
die Schule ermögliche, damit „die daraus resultierenden Konsequenzen für die 
Grundlagenbildung der Schule bekannt sind“ (KV 4: 1).  
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 Vgl. hierzu Veröffentlichungen bundesweiter Entwicklungen zum Stichwort „Eigenverantwortliche Schule“ z.B. auf 
bildungsklick.de [ http://bildungsklick.de/topic/eigenverantwortliche-schule ] 
65
 In dieser Deutlichkeit habe ich es nur in der Beschreibung der UnS GmbH gelesen (Vollmer 2005: 11 ff.), die das Konzept der 
Lernpartnerschaft entwickelt hat, dass durch das bundesweite Projekt KURS 21 - aktuell in Baden-Württemberg, Hessen, Sachsen, 
Thüringen, Wuppertal – umgesetzt wird. Die vier Merkmale einer Lernpartnerschaft lauten: „1. Physische Nachbarschaft; 2. 
Dauerhaftigkeit, 3. Unterrichtsveränderung [dadurch, dass die Unternehmen den Schulen helfen, den Unterricht auf] Belange und 
Themen der umgebenden Wirtschaft auszurichten, auf die dort angebotenen Berufe zu beziehen und praxisnäher zu gestalten; 4. 
Tragendes Element ist die Zusammenarbeit von Mitarbeitern und Lehrern“ (Vollmer 2005: 16). UnS wird seit seiner Gründung 
Anfang der 90er Jahre kontinuierlich unterstützt durch die IHK und andere Partner aus der Wirtschaft (Vollmer 2005: 14 ff.; 
Homepage). Daher schließe ich, dass ihre Vorstellungen auf Zustimmung aus der Wirtschaft stoßen. 
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Ein weiter Vorteil einer Kooperation sei, dass die Lehrkräfte „am Puls der Zeit“ blieben, 
die Schulen Fachkompetenz von außen gewinnen und von der Wirtschaft lernen 
könnten, wie dort mit strukturellen Veränderungen umgegangen werde. Der 
Kompetenz- und Erfahrungstransfer, z.B. in Coachingprogrammen66, kann 
„Schulleitungsmitglieder von in Zukunft selbständigen Schulen […] so gezielt auf die 
neue Rolle als Leiter eines selbstständigen Unternehmens Schule“ vorbereitet (PfS 
o.J.). Und schließlich könne man durch eine Kooperation mit einem Unternehmen 
nach außen das Bild einer modernen Schule vermitteln und damit selbst Publicity 
erlangen.  
5.3.3 GEGENSEITIGER AUSTAUSCH 
 Bei allen Vorteilen einer Kooperation weißt der amtierende KMK-PRÄSIDENT 
daraufhin, dass sie auch zum gegenseitigen Verständnis beitragen soll. Gemeinsam 
sollen die Rahmenbedingungen für die Jugendlichen verbessert und überlegt werden, 
„wie die tatsächlichen vorhandenen Probleme gemeinsam zu lösen sind“ (Zöllner 
2007: 2). Er kritisiert gleichzeitig die Totschlag-Argumente wie „Die Arbeitgeber 
stellen nicht genug Ausbildungsplätze zur Verfügung. Sie schrauben die 
Anforderungen immer höher“ und „Nicht mal das Basiswissen ist vorhanden, vom 
angemessenen Verhalten ganz zu schweigen“ (ebd.) 
 Von Vertretern der WIRTSCHAFT wurde der gegenseitige Dialog von 
verschiedensten Seiten her gewünscht. Der Austausch wird als für beide Seiten 
notwendig angesehen, um einen Einblick in die jeweiligen Ziele und Herausforderung 
zu bekommen – insbesondere auch im Interesse der Schüler. 
 Im SCHNITTSTELLENBEREICH wird beschrieben, dass Zusammenarbeit den 
gegenseitigen Wissensaustausch fördert und die bessere Kenntnis voneinander eine 
Schulentwicklung zum Vorteil der Jugendlich ermöglicht. Etwas weiter wird in dem 
Kooperationsvertrag der Gesamtschule Eiserfeld (2005) formuliert: „Ziel der 
Partnerschaft ist eine weiter gehende Verzahnung von Schule und Wirtschaft. Die 
wirtschaftliche Realität soll in der Schule eine größere Bedeutung erlangen und 
konkret werden. Die schulische Realität soll von dem Unternehmen näher in den Blick 
genommen und gefördert werden“. Beides zielt nach meinem Verständnis auf die 
Schule. Zum einen soll die Schule der Wirtschaft mehr Raum gewähren, und zum 
anderen soll sie von der Wirtschaft unterstützt werden. Kann die Schule der Wirtschaft 
nichts beibringen? 
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 Z.B. PROFI-Programm in Bayern und Berlin [Anhang II: Nr. 29 / 22]; Programm „SeniorExperten für NRW Schulen“ der Stiftung 
Partner für Schule NRW [Anhang II: Nr. 28]. 
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5.3.4 INTERESSEN DER WIRTSCHAFT 
Interessen der Wirtschaft zu befriedigen wird von Akteuren des BILDUNGSSYSTEMS als 
durchaus legitim angesehen. So soll die Zusammenarbeit auch verbessert werden, um 
den zukünftigen Fachkräftebedarf zu sichern sowie die Nachwuchsförderung zu 
verbessern. Auch findet sich erwähnt, dass Unternehmen durch ihr Engagement eine 
breite Öffentlichkeit erreichen können und gleichzeitig ihre gesellschaftliche 
Verantwortung wahrnehmen, in dem sie „sich als gesellschaftliche Partner etablieren“ 
(BLK 2004: 1) 
Für die WIRTSCHAFT ist die Nachwuchsförderung, insbesondere in Naturwissenschaft 
und Technik, ein sehr wichtiger Grund Kooperationen mit Schulen zu fördern. 
Zahlreiche Projekte67 wurden bereits initiiert, um das Interesse an Naturwissenschaft 
und Technik zu wecken und Nachwuchs für MINT-Berufe zu finden. Vom Verweis auf 
die gesellschaftliche Verantwortung ist zu lesen; gleichzeitig wird aber auch zugegeben, 
dass auch Kundenbindung im Engagement eine Rolle spielt. 
Akteure der MITTLERPOSITION versuchen mit dem Verweis auf die Möglichkeit der 
Nachwuchs-, und damit einhergehend der Standortsicherung den Unternehmen die 
Kooperation attraktiv zu machen. Gleichzeitig wird der Moment der 
Imageverbesserung beton. Auch findet sich der Hinweis, dass durch eine 
Zusammenarbeit zwischen Schule und Unternehmen, diese eine größere Nähe zu der 
Lebenswelt der Jugendlichen erlangen würden. Daraus können ebenso Vorteile für die 
Nachwuchsgewinnung erwachsen. 
5.3.5 ZWISCHENFAZIT  
Die Analyse der Quellen zeigt, dass die Kooperationsmotive zwar vergleichbar sind, in 
der Verteilung der Zielrichtung jedoch Unterschiede bestehen. Die Äußerungen, die im 
Bildungssystem gefunden wurden lassen sich überwiegend unter dem Motiv „Die 
Schüler fit machen“ zusammenfassen. Dem gegenüber zielen die Motive aus der 
Wirtschaft überwiegend darauf ab, die Schule in ihrem Veränderungsprozess zu 
unterstützen, sie anzuleiten oder Lehrpersonal weiterzubilden. Somit erscheint die 
Gegenseitigkeit im Lernprozess und Nutzen angesichts des Übergewichtes an 
Argumenten, die auf einen Eingriff in die Schule abzielen, zweifelhaft. Stichhaltige 
Evaluationsergebnisse zu diesem Aspekt sind aktuell noch nicht zugänglich. Zurzeit 
werden aber Auswertungsergebnisse der Befragung der Teilnehmer am PROFI – 
Projekt in Bayern [vgl. Kap. 5.1.1, S 49; siehe Anhang II: Nr. 29] verfasst. 
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 Vgl. z.B. Übersicht über Projekte zur Förderung des Interesses für naturwissenschaftliche-technische Berufe herausgegeben von 
der sdw und der BuAg SchuleWirtschaft (sdw 2005). 
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Dass es zumindest einen qualitativer Unterschied im Nutzen der Kooperation für beide 
Seiten gibt, zeigt u.a. die Gegenüberstellung der Vorteile: Die Schule und mit ihr die 
Schüler sollen bei ihrer Entwicklung unterstützt werden. Die Unternehmen können auf 
die Bildung ihrer zukünftigen Mitarbeiter bereits in der Schule einwirken und helfen 
Verbesserungen hervorzubringen. Es wurde in den gesichteten Quellen kein einziges 
Mal erwähnt, dass auch Unternehmen von Schulen lernen können, beispielweise den 
Umgang mit schwierigen Jugendlichen. Oder dass Schulen Unternehmen beraten 
sollen, beispielsweise bei Problem zwischen Auszubildenden und Ausbildern, was 
mithin als häufigster Abbruchgrund angeführt wird [Schöngen 2003/ 2007] 
5.4 Gestaltungsmerkmale einer Kooperation 
Obwohl Aussagen zu Gestaltungsmerkmalen in der verwendeten Literatur nur in 
begrenztem Umfang enthalten waren, kristallisierten sich im Laufe der Analyse neben 
Methoden weitere Punkte heraus, die von den Kooperationspartner sowie den 
Schnittstellenakteuren als wichtig erachtet werden. Insgesamt konnten drei 
Hauptkategorien ausgemacht werden, deren Inhalte eine Kooperation erfüllen sollte: 
1. Formale Rahmenbedingungen 
2. Methoden 
3. Merkmal – zu bedenkende, notwendige Voraussetzungen 
[Quellen: Siehe Anhang I - Tabelle 2; vgl. Arbeitsblatt 2 im e. A] 
5.4.1 FORMALE RAHMENBEDINGUNGEN 
Im BILDUNGSSYSTEM beziehen sich Richtlinien und Vorgaben für eine 
Kooperation zwischen Schule und Betrieb vorrangig auf das Schülerbetriebspraktikum, 
das jedoch bereits getrennt betrachtet wurde und deshalb hier keine Berücksichtigung 
findet [Kap. 5.2]. Darüber hinaus ist die Kooperation wenig geregelt. Die ehemalige 
BLK sowie die GWK befassen sich nicht mit der Thematik, von der KMK war keine 
Empfehlung zu finden. Es fand sich einzig68 eine Richtlinie des Hessischen 
Kultusministeriums (HKM 2005). In dieser wird Kooperation mit außerschulischen 
Partnern als Schulveranstaltung bezeichnet, deren Durchführung in die langfristige 
Unterrichtplanung einzubeziehen sei. Dabei sei die Vor- und Nachbereitung, in die 
Betriebsmitarbeiter einbezogen werden könnten, Pflicht und könne fächerübergreifend 
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 Dies ist keine Aussage hinsichtlich dessen, ob in den anderen Bundesländern nicht vergleichbare Richtlinien in den 
Schulgesetzen und Vorschriften zu finden sind. Mir waren sie jedoch trotz intensiver Suche nicht zugänglich.  
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oder thematisch passend in den Fachunterricht eingebunden werden. Mögliche 
Grenzen wurden in der Richtlinie nicht aufgezeigt. 
Im Gegensatz zu diesem Mangel an Hilfestellungen von Seiten der Schulverwaltung 
steht, dass bereits 2001 in der Dokumentation der KMK „Wirtschaftliche Bildung an 
allgemeinbildenden Schulen“ (KMK 2001) außerschulische Kooperationen mit 
Betrieben in allen Bundesländern beschrieben wurden69. 
Im Gegensatz dazu aber finden sich in Kooperationsverträgen {KV 1-4} und 
Handreichungen {PfS} aus dem SCHNITTSTELLENBEREICH eindeutige 
Rahmenbedingungen beschreiben: So z.B. die räumliche Nähe, die schriftliche 
Fixierung der Vereinbarungen sowie, dass ein regelmäßiger Erfahrungsaustausch 
stattfindet, die Zuständigkeiten klar geregelt und die Zusammenarbeit langfristig 
angedacht sein sollen. Interessant ist dabei die Klausel in den Kooperationsverträgen 1-
3, laut denen die Kooperation zwischen den betreffenden Partnern jederzeit kündbar 
ist. Gleichzeitig sind drei Kooperationsverträge (KV 2-4) zunächst auf ein Jahr befristet 
und verlängern sich automatisch, werden keine weiteren Vereinbarungen getroffen. 
Und in zwei von vier (KV 1; KV 4) wurde die Zusammenarbeit in das Schulprogramm 
aufgenommen. Dieses Ergebnis spiegelt sich wider in der Studie der Stiftung „Partner 
für Schule NRW“ [PfS o.J.], deren Ergebnis nach beinahe die Hälfte aller Schulen, die 
Kooperationen eingegangen sind, diese schriftlich fixiert (44,2 Prozent) und im 
Schulprogramm verankert (46 Prozent) haben. Wichtiges Merkmal ist darüber hinaus, 
dass in allen vier Kooperationserklärungen explizit erwähnt wird, dass es sich bei der 
Vereinbarung um eine Absichtserklärung handelt. 
Ebenso vereinzelt, jedoch genau differenziert finden sich die 
Rahmenbedingungen in den analysierten Publikationen aus der WIRTSCHAFT. 
Zielvereinbarungen sollen schriftlich fixiert werden und die Zuständigkeiten geregelt 
sein. Der regelmäßige Erfahrungsaustausch wird ebenso erwähnt, wie der Hinweis auf 
die räumliche Nähe und die Langfristigkeit. 
5.4.2 METHODEN 
Der Kooperationsformen70 gibt es sehr viele: Z.B. Unterricht im Unternehmen, 
Betriebserkundungen, Experten in Schule und Unterricht, Praktika, Sponsoring, 
Bereitstellung von Unterrichtsmaterialien, Zusammenarbeit in Lernpartnerschaften, 
Netzwerken und regional oder bundesweit geförderten Projekten, Schülerfirmen, 
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 Vgl. auch Kap. 5.1, dass Kooperation zwischen Schule und Wirtschaft keine Einzelerscheinung mehr ist, jedoch 
richtungsweisende Handreichungen und Richtlinien von Seiten des Bildungssystems fehlen. 
70
 Die hier aufgezählten Formen sind eine Sammlung praktizierter Kooperationsformen, auf die ich bei der Recherche und Analyse 
gestoßen bin. Daher hat sie auch keinerlei Anspruch auf Vollständigkeit.  
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Planspielangebote, Seminarveranstaltungen durch das Unternehmen für Schüler und 
Lehrer, Vortragsreihen, Befragungen, Workshops, Nutzung betrieblicher Einrichtungen 
z.B. für Experimente, Girls Day und Boys Day. Dabei können sie dahingehend 
unterschieden werden, ob es Maßnahmen sind, die Unternehmen für Schulen anbieten 
oder umgekehrt. 
 In allen drei Bereichen sind die Maßnahmen im Hinblick auf die Wirkrichtung 
„UNTERNEHMEN IN DIE SCHULE“ vergleichbar. So sind die Angebote überwiegend 
Beratungs-, Trainings- sowie Unterstützungsmaßnahmen, die in Form von Vorträgen, 
Workshops und Infomaterialen umgesetzt werden. Darüber hinaus können Mitarbeiter 
der Unternehmen im Regelunterricht mitarbeiten.  
Zusätzlich bieten Akteure der Wirtschaft kostenfreies Unterrichtsmaterial. Desweiteren 
wird die Hilfestellung in der Schulentwicklung, beispielweise durch Beratung im 
Personalmanagement thematisiert [vgl. auch Kap. 5.3.2], ist explizit genannter Inhalt 
in einem Kooperationsvertrages (KV 3), und wird u.a. in den bereits erwähnten 
Projekten „SeniorExperten“ [Anhang II: Nr. 28] und dem PROFI-Programm [ebd.: Nr. 
22] umgesetzt. Im Bildungssystem fand sich dagegen in den analysierten Dokumenten 
nicht erwähnt, dass Unternehmen im Umbau der schulischen Struktur zu Rate gezogen 
werden sollen. Dies lässt jedoch nicht den Rückschluss zu, dass es nicht passiert [vgl. 
Kap. 5.3.2, S. 60]. 
 Im Hinblick auf die Wirkung der SCHULE IN DIE UNTERNEHMEN zeigt sich ein 
differenziertes Bild. In Schriften des Bildungssystems und Kooperationsverträgen wird 
angedacht, dass die Schule beispielsweise den Sportplatz für Veranstaltungen des 
Unternehmens stellt, oder Ausbildungsleiter im Regelschulunterricht hospitieren. Man 
erwähnt die Kooperation gegenseitig auf der Homepage und die Schulen stellen 
ausgewählte Präsentationen im Unternehmen aus. Im „Leitfaden 
Bildungspartnerschaft“ der Wissensfabrik hingegen werden als Aktivitäten „der 
Bildungseinrichtung im Unternehmen“ (Detmer 2007: 3) ausnahmslos solche genannt, 
in den das Unternehmen den Rahmen für schulische Veranstaltungen bietet, während 
im umgekehrten Fall das Unternehmen tief in die Struktur der Schule eingreifen soll. 
5.4.3 MERKMALE - ZU BEDENKENDE, NOTWENDIGE VORAUSSETZUNGEN 
So sporadisch wie sich Maßgaben für die Qualität der Kooperation im 
BILDUNGSSYSTEM finden, so sporadisch sind auch die Äußerungen hinsichtlich zu 
beachtender Merkmale. So weist der Präsidenten des DPhV H.P. Meidinger darauf hin, 
dass man sich mit den zahlreichen, von der Wirtschaft zur Verfügung gestellten 
Unterrichtsmaterialen in einer „Grauzone“ befände, in der die Qualitätssicherung nicht 
mehr gewährleistet sei (Hertzfeldt 2007). Es sei problematisch, dass dahingehend 
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keinerlei Beschränkungen und Vorgaben seitens der Schulministerien existierten 
(ebd.). Denn kann es pädagogische richtig sein, wenn in einem Unterrichtsmaterial für 
Realschüler und Gymnasiasten zum Thema Bildung (INSM o.J.) der Eindruck 
vermittelt wird, Hauptschüler seien viel schlechter gebildet als Realschüler und 
Gymnasiasten71? Und ist es in Ordnung, wenn den naturwissenschaftlichen Fächern 
quasi durch die Hintertür zu mehr Bedeutung in der Schule verholfen werden soll, 
wenn es im gleichen Unterrichtsmaterial heißt: „Experten gehen davon aus, dass mit 
der Konzentration auf wesentliche Kernfächer, mit einem höheren Stellenwert von 
Naturwissenschaft und Ökonomie, mit mehr Freiräumen für die Schulleitungen, 
insgesamt mehr Leistungsmotivation und neuen Lehrmethoden eine erfolgreiche 
Reform des Bildungswesens durchgesetzt werden kann“? (ebd.: 1) Gleichsam stellt 
sich auch die Frage nach der Neutralität und damit nach dem Unterrichtswert der 
Materialien, wenn diese von einer Initiative aus der Wirtschaft zur Stärkung der 
Marktwirtschaft stammen und beispielsweise über den Sozialstaat und seine 
Gestaltungsprinzipien aufklären sollen72. Und ebenso fragwürdig ist ein 
Unterrichtsmaterial „Wirtschaft will ‚Risiko-Azubis‘ helfen“, in dem Bildungsexperten 
zitiert werden, die schätzen würden, dass die Hälfte aller Jugendlichen, die die ihre 
Ausbildung abbrechen, echte Abbrecher seinen; d.h. danach keine weitere Ausbildung 
mehr machen würden (WiGy 2007: 2). Fragwürdig ist dies u.a. deshalb, weil die Quote 
der echten Abbrecher laut einer bereits seit 2003 laufenden Studie des BIBB bei ca. 6-
10 Prozent liegt [Schöngen 2007]. 
Die vom DPhV-Präsidenten beschriebene Gefahr der Schleichwerbung (Hertzfeldt 
2007) ist nicht von der Hand zu weisen vergegenwärtigt man sich, dass Unternehmen 
in erster Linie daran interessiert sind sich einen Vorteil zu verschaffen, um damit ihre 
Existenz zu sichern (vgl. u.a. Rodenstock 2007: 11; vgl. DBA / DGB 2007: 10) im 
wirtschaftlichen Wettbewerb [vgl. Kap. 1.6; vgl. auch Ergebnisse Kap. 5.3.4]. Das 
Problem der Schleichwerbung in Schulen brachte in den Niederlanden die 
Landesregierung bereits 1997 dazu, strenge Richtlinien im Umgang mit Material aus 
der Wirtschaft zu erlassen, nachdem die „Werbeflut“ dort ein Übermaß annahm 
[Schweighöfer 2008]. 
 Im SCHNITTSTELLENBEREICH finden sich naturgemäß weniger Grenzen 
aufgezeigt als vielmehr Hinweise. So rät die Stiftung „Partner für Schule NRW“ u.a., 
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 „Eine Untersuchung des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln zeigt, dass 75% der Hauptschüler, 31% der Realschüler und 15 % 
der Abiturienten Schwächen bei der Rechtschreibung aufwiesen. Ähnliche Ergebnisse zeigt die Untersuchung für die Bereiche 
Rechnen und Allgemeinbildung“ (INSM o.J.: 1). 
72
 Siehe zum Beispiel „WIRTSCHAFT UND SCHULE - Ein Projekt der INSM - Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft [Anhang II: Nr. 
35: Stichwort „Soziale Sicherung]. Mit diesem Beispiel soll nicht generell vor Unterrichtsmateriel aus der Wirtschaft über politische 
Fragestellungen gewarnt werden. Es soll nur darauf hingewiesen werden, dass ein besonderer Umgang geübt werden muss, da 
durchaus die Gefahr der Vermittlung einseitiger Informationen gegeben ist. 
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dass die Ausrichtung der Schule und die Vorstellungen des Unternehmens 
zusammenpassen und wenn möglich auch Kooperationen mit seinesgleichen 
eingegangen werden sollten, um Schwierigkeiten besser zu bewältigen und den 
Aufwand zu reduzieren. Darüber hinaus wird Schulen nahegelegt, dass sie eine genaue 
Vorstellung haben sollten, wo eine Verbindung zum Unterricht angezeigt sei, und „sehr 
genau [überlegen], welchen Nutzen das Unternehmen von dieser Partnerschaft haben 
könnte“ (PfS 2006 b: 4). Interessanterweise wird dieses den Unternehmen in dem für 
sie konzipierten Leitfaden (vgl. PfS 2006 c) nicht angeraten. Heißt das, es wird implizit 
davon ausgegangen, dass eine Kooperation mit einem Unternehmen in jedem Falle ein 
Gewinn für eine Schule ist? Um diese Frage zufriedenstellend zu beantworten, bedarf 
es einer genaueren Betrachtung z.B. des Antragstextes für Gelder oder weiterer 
Leitsätze und Leitfäden im Hinblick darauf, wie das Verhältnis von Ratschlägen für 
Unternehmen zu denen für die Schule ist. Dies kann jedoch hier aus Zeit- und 
Kapazitätsgründen nicht geleistet werden. 
Aus der WIRTSCHAFT waren aus den gegebenen Quellen nur sehr vereinzelt 
Aussagen herauszufiltern: So sieht es die Wissensfabrik als Vorteil „wenn die 
Bildungseinrichtung möglichst konkrete Vorstellungen über den Inhalt der 
Kooperation hat und dies am besten in Form eines Konzeptes darstellt“ (Detmer 2007: 
2). Gemeinsame, individuell verhandelte Lernziele sowie ein ausgewogenes Geben und 
Nehmen sollten die Kooperation „auf gleicher Augenhöhe“ (ebd.) ebenfalls 
kennzeichnen. 
5.4.4 ZWISCHENFAZIT  
Lässt die Tatsache, dass beinahe keine Richtlinien und Handlungsempfehlungen von 
Bildungsakteuren zu finden waren, vermuten, dass implizit davon ausgegangen wird, 
eine Kooperation zwischen Unternehmen und Schule bedeute in jedem Fall einen 
Gewinn und berge keine Gefahr? Hierauf kann nach der hier vorliegenden Datenlage 
keine zufriedenstellende Antwort gegeben werden. Aber zumindest die drei 
angeführten Beispiele an Unterrichtsmaterialien sowie der Blick in die Niederlanden 
belehren eines Besseren. 
Darüber hinaus zeigten sich wiederum Tendenzen auf: Betrachtet man alle möglichen, 
angedachten und umgesetzten Maßnahmen und Methoden zusammen ist auffällig, 
dass der weitaus größte Teil auf die Schule abzielt; sei es, dass Unternehmen beraten 
und informieren, den Rahmen für Veranstaltungen bieten, in der Lehre mitwirken oder 
Unterrichtsmaterialien erstellen. In dieses Bild passt auch, dass beispielsweise die 
„Stiftung Partner für Schule NRW“ auch nur mögliche Aktivitäten in den 
Hilfestellungen für Schulen auflistet und keine in denen für Unternehmen (PfS o.J.). 
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5.5 Vorstellungen, Erwartungen, Zuständigkeiten 
Um eine allgemeinere, über die direkte Kooperation hinausgehende Aussage treffen zu 
können, ist es wichtig, die Vorstellungen und gegenseitigen Erwartungen in den 
jeweiligen Systemen herauszuarbeiten. Dies gibt die Möglichkeit, die bereits 
dargestellten Gemeinsamkeiten und Unterschiede im Kontext möglicher, impliziter 
Motive zu betrachten. Aus den Quellen zeigten sich folgende Bilder, die sich 
zusammenfassen lassen unter den Aspekten „Vorstellungen und Erwartungen“ sowie 
„Bildungspolitische Zuständigkeiten“.  
[Quellen: Siehe Anhang I - Tabelle 3; vgl. Arbeitsblatt 3 im e. A] 
5.5.1 VORSTELLUNGEN UND ERWARTUNGEN VOM ANDEREN 
 In den Quellen, die dem BILDUNGSSYSTEM zuzuordnen sind, fanden sich 
sporadisch Aussagen im Hinblick darauf, welche Erwartungen an den Partner 
„Wirtschaft“ gestellt werden. Man ist sich bewusst, dass die Anforderungen an Lehrer, 
Schulen und Ausbilder stark gestiegen seinen (Zöllner 2007: 2), jedoch könnte die 
Schule diese Aufgabe der Vermittlung von Kompetenzen und Erziehung nicht allein 
übernehmen. Die Arbeitgeber müssten in der Ausbildung ihren Teil dazu betragen. Die 
Vorsitzende der GEW, E. Stange benennt, es sei eine „gesellschaftliche Verpflichtung“ 
der Wirtschaft, die Ausbildung junger Menschen wahrzunehmen, sie diese aber trotz 
drohendem Fachkräftemangel nicht immer erfüllen würde (GEW 2005: 7). 
 In der WIRTSCHAFT fanden sich konkretere Vorstellungen hinsichtlich des 
Bildungssystems: Beim Lehrpersonal wird konstatiert, dass sich Schulleiter zunehmend 
als Manager verstünden73 und Lehrer eine Vorbildfunktion hätten, auf die sie besser 
vorbereitet werden müssten. In seiner Rede auf der BDA-Tagung zum Thema 
„Bildungsauftrag Werteerziehung“ äußerte der Arbeitgeberpräsident Dieter Hundt, 
dass Eltern und Lehrer zum einen sehr unsicher seien in dem was sie den Jugendlichen 
vermitteln sollen, und „Schuldzuweisungen dominieren bis hin zum Beschreiten des 
Rechtsweges - oder Ratlosigkeit macht sich breit“ (Hundt 2003: 4). 
Gleichsam vernichtend fiel das Urteil über das Bildungssystem aus: Die Bildungsreform 
sei in ideologischen Grabenkämpfen gefangen, und u.a. strukturelle Probleme führten 
dazu, dass die formulierten Bildung- und Erziehungsziele nicht erreicht würden. 
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 Vgl. hierzu u.a. Ergebnisse Kap. 5.3.2, sowie Kap. 5.4.2, durch die sich das Thema „Schulleiter als Personalmanager“ konstant 
durchzieht. Siehe hierzu auch u.a. die Projekte „Senior Experten“ [Anhang II: Nr. 28] oder „P:SW – Profis-Programm Berlin“ 
[Anhang II: Nr. 22]. 
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5.5.2 BILDUNGSPOLITISCHE ZUSTÄNDIGKEITEN /SELBSTZUSCHREIBUNG 
 Bei der Analyse der Quellen dem BILDUNGSSYSTEM zugehörend wurde das 
Augenmerk darauf gelegt, ob sich die Akteure explizit eine Aufgabe zuschreiben, die 
über die der Vermittlung der Bildung hinausgeht; d.h. ich habe versucht herauszulesen, 
ob im Bildungssystem formuliert wird wie die Zuständigkeiten in der Zusammenarbeit 
geregelt werden sollen. Die anderen schulischen Inhalten und Aufgaben werden hier 
nicht dargestellt, da sie bereits in Kap. 1.5 sowie Kap. 2 theoretisch erarbeitet wurden, 
und in dieser Arbeit nicht das Verhältnis von Theorie zu Praxis untersucht wird. 
Es zeigte sich in den Quellen, dass die Themen „Übergang“ sowie „Förderung“ eine 
große Bedeutung haben: Anstrengungen müssten unternommen werden diese 
wesentlich zu verbessern, damit Jugendliche ihren Platz in der Arbeitswelt finden, die 
Zahl der Schulabgänger ohne Abschluss deutlich reduziert wird und „benachteiligte 
Kinder […] frühzeitig an umfassende Bildungsangebote herangeführt werden“ 
(Zöllner 2007: 2). Dafür müssten die Rahmenbedingungen für schulisches Lernen 
optimiert und geeignete Maßnahmen der Förderung gefunden werden. „Und dann 
müssen wir auch noch dafür Sorge tragen, dass Wirtschaften und Wirtschaftssysteme 
keine Fremdkörper bleiben für unsere Jugendlichen, dass ‚Broterwerb‘ für sie keine 
lästige Pflicht, sondern auch ein wenig Verwirklichung von Fähigkeiten und Nutzung 
von Qualifikationen bedeutet“ (ebd.). Dabei sei es an den „Experten für das Lehren 
und Lernen […] die notwendigen Partner in der Politik, der Wirtschaft und der 
Wissenschaft mit zu fordern“ (GEW 2005: 8). Und J. Zöllner appelliert an die 
Wirtschaft zu verstehen, dass bildungspolitische Reformen ihre Zeit benötigen um zu 
greifen (Zöllner 2007: 3).  
 In der WIRTSCHAFT sieht man sich ebenfalls (vereinzelt?) in die Verantwortung 
genommen. So appelliert der Arbeitgeberpräsident, dass auch „die 
Entscheidungsträger der Wirtschaft […] eine Art Vorbildrolle für Jugendliche 
[haben], der sie sich bewusst sein müssen“ und sieht „hier die Führungskräfte in den 
Unternehmen und uns Arbeitgeber in der Pflicht“ (Hundt 2003: 6). Darüber hinaus 
wird es als Aufgabe angesehen, den Schulen Orientierungshilfe zu geben bei der 
Auswahl der Bildungs- und Erziehungsinhalten und sie in ihrer Arbeit zu ermutigen 
und zu bestätigen [vgl. hierzu auch Ergebnisse Kap. 5.3.2]. Die Unternehmen könnten 
ihr Know-How in der Qualitäts- und Personalentwicklung bieten und Verantwortung 
im Schülerrat übernehmen. 
5.5.3 ZWISCHENFAZIT 
Es zeigte sich in den praktischen Quellen, dass sich die Akteure des Bildungssystems 
der Verantwortung für die Jugendlichen bewusst sind [vgl. auch Kap. 2.2.2], und diese 
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auch durch die Zusammenarbeit mit der Wirtschaft auf ihre Zukunft gut vorbereiten 
möchten. Um die Rahmenbedingungen zu verbessern soll man sich die Unterstützung 
auch aus der Wirtschaft holen [vgl. Ergebnisse Kap. 6.3; vgl. auch Kap. 1.3: 15]. Doch 
konkrete Vorstellungen waren aus den Quellen nicht ersichtlich. Ein möglicher Grund 
hierfür könnte sein, dass weniger über Grenzen als vielmehr über Probleme und 
Vorteile diskutiert wird, die eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen Schulen und 
Unternehmen sowie eine stärkere Verbindung von Bildungssystem und Wirtschaft 
erforderlich machen. 
Dabei scheint jedoch, dass die Verpflichtung der Wirtschaftsakteure zu sozialem und 
erzieherischem Handeln möglicherweise überschätzt wird. Zwar verstünden sich viele 
Unternehmen als Wertegemeinschaft (Hundt 2003: 2) und viele mögen bestrebt sein 
Know-How in die Schulen zu transferieren [vgl. auch Ergebnisse Kap. 5.3.2 und Kap. 
5.4.2]. Dennoch sieht sich die DIHK veranlasst eine Informationsbroschüre 
herauszugeben, in der die Vorteile dargelegt werden, die das Ausbilden für 
Unternehmen bringt (DIHK o.J.). In dieser werden wirtschaftliche und Prestigevorteile 
herausgestellt, die ausbilden mit sich bringen würde. Soziale Verantwortung wird nicht 
als Grund erwähnt. 
Als weiteres Ergebnis wurde im Vergleich der beiden Systeme ein Unterschied in der 
gegenseitigen Wahrnehmung sichtbar: Die Akteure des Bildungssystems appellieren an 
die der Wirtschaft, ihren Part zu tragen. Die Akteure in der Wirtschaft üben dagegen 
heftige Kritik an dem Bildungssystem, seinen Handelnden und Verantwortlichen. Ich 
schließe daraus, dass der Fokus in der Kommunikation unterschiedlich ist. Wird im 
ersten Fall versucht die Zuständigkeiten abzugrenzen, werden im zweiten Fall 
Begründungen konstruiert, um die Zuständigkeitsbereiche zu verschieben und der 
Wirtschaft ihre Aktivität im Bildungsbereich zu begründen. Bereits in den 70er Jahren 
hält F.-J. Kaiser in Anlehnung an F. Nyssen [1970] fest, „daß die Vertreter der 
Wirtschaft häufig mit dem Anspruch auf Sachverstand in unzulässiger Weise 
versuchen, auf das Schulleben Einfluß zu nehmen“ [Kaiser 1974: 111]. 
5.6 Was soll die Schule? 
Die in Kap. 1.5 sowie Kap. 2 dargestellten Funktionen der Schule kristallisierten sich 
mehr oder weniger aus den Quellen heraus: die „Qualifikationsfunktion“, die 
„Allokations- / Selektionsfunktion“, die „Integrationsfunktion“, die 
„Kulturübermittlung“ und „Schule als Erfahrungsraum“. Darüber hinaus wurde 
häufiger betont, dass sie Mitverantwortung trägt für die Zukunft des Landes – im 
Folgenden als „Gesellschaftliche Funktion“ benannt. Trotz der ähnlichen Einschätzung 
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in den beiden Systemen hinsichtlich der Funktionen der Schule, fanden sich 
Unterschiede in der Absolutheit der Aussagen. Im Folgenden wird auf 
Spannungspunkte in der Qualifikation- sowie der Allokation- / Selektionsfunktion 
näher eingegangen. Die anderen werden in knapper Form in die Darstellung 
eingebunden. Für eine ausführliche Diskussion reicht die Datenlage nicht aus. 
[Quellen: Siehe Anhang I - Tabelle 4; vgl. Arbeitsblatt 4 im e. A] 
5.6.1 ERGEBNISSE 
 Im Bildungssystem findet sich hinsichtlich der QUALIFIKATIONSFUNKTION 
formuliert, dass die Schule „Grundkompetenzen“ vermitteln und den „Grundstein“ 
legen soll. Sie bietet den Rahmen, in dem die Schüler soziale Kompetenzen erwerben 
können und bereitet auf die Arbeitswelt vor. Aber die Vermittlung von Kompetenzen, 
die die Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt bestehen lassen, sollte nicht alles sein 
(Meidinger 2007). 
In diesen Aussagen deutet sich an, dass man es noch nicht als Aufgabe der Schule sieht, 
fertig qualifizierte und erzogene Schulabgänger nach Maß der Wirtschaft in eben diese 
zu entlassen [vgl. hierzu auch Ergebnisse Kap. 5.5]. In diesen Zusammenhang passt 
auch die Aussage von Jürgen Zöllner, dass die Schule Jugendliche befähigen muss, 
„ihre Stärken und Schwächen zu erkennen und für die Berufswahlentscheidung aktiv 
zu nutzen“ (Zöllner 2007: 2). Hierin steckt das Moment der Mündigkeit, nämlich, dass 
die Jugendlichen befähigt werden sollen, selbst zu handeln. Damit ist Schule auch als 
ERFAHRUNGSRAUM beschrieben. 
In der Wirtschaft erwartet man, dass die Schüler ein solides Grundwissen in der Schule 
erwerben. Hierzu gehören insbesondere gute Kenntnisse in den MINT-Fächer, solide 
Grundkompetenzen in Lesen, Schreiben und Rechnen sowie ökonomische Kenntnisse 
(vgl. IHK NRW o.J.; BDA 2005: 13 ff.). „Im Kern geht es um Basiskenntnisse und -
fertigkeiten, um Sozialverhalten sowie um Grundhaltungen und Einstellungen, die für 
Arbeit und Beruf wichtig sind. Eigentlich nichts Außergewöhnliches; und doch muss 
es immer wieder gesagt werden“ schreibt die IHK in ihrem Leitfaden „Was erwartet 
die Wirtschaft von den Schulabgängern?“, der auch als Orientierungshilfe an Lehrer 
gerichtet ist (IHK NRW o.J.: 2). Hierzu werden wertefundierter Verhaltensweise wie 
„Höflichkeit und Pünktlichkeit, Sensibilität und Empathie ebenso wie Zuverlässigkeit 
und Redlichkeit“ (Hundt 2003: 2) gezählt. Darüber hinaus fordert der BDA, dass 
verstärkt ausbildungsrelevante Qualifikationen vermittelt werden sollen (BDA 2005: 
13). 
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 Im Hinblick auf die ALLOKATIONS- / SELEKTIONSFUNKTION fand sich - wenn auch 
erst vereinzelt - in beiden Systemen beschrieben, dass eine verbesserte Förderung von 
Schülern notwendig sei, „um das Bildungspotenzial maximal auszuschöpfen“ (BMBF 
2007: 159; vgl. BDA 2005: 8). Dies ist eine klare ökonomische Rhetorik, in die auch das 
Argument der Kopfnoten passt, die die BDA in ihrem Bildungsprogramm fordert (BDA 
2005: 13) und das Land Nordrhein-Westfallen jüngst einführte (GEW 2008). Ich kann 
keine Spekulationen darüber anstellen, ob der Vorwurf der GEW an die 
Landesregierung von Nordrhein-Westfallen gerechtfertigt ist, diese erfülle mit der 
Wiedereinführung der Kopfnoten die Wünsche von Unternehmen (ebd.). Jedoch zeigen 
diese wenigen Beispiele möglicherweise eine Tendenz in der Schule an, die im 
Hochschulbereich bereits erkennbar ist [vgl. u.a. Kehm 2004: 13 ff.]: nämlich die 
Rationalisierung der Schule und Ökonomisierung der Bildung. 
 Die GESELLSCHAFTLICHE FUNKTION, die der Schule zugeschrieben wird, findet 
sich in beiden System erwähnt. Dabei ist der drohende Fachkräftemangel aufgrund 
ungenügender Bildung durch die Schulen (im Sinne der Vermittlung von 
Grundkenntnissen und Interessenweckung) seit mindestens 40 Jahren ein Thema und 
ein Argument dafür, dass die Wirtschaft sich stärker im Bildungssystem, in der Schule, 
engagieren muss. 
5.6.2 ZWISCHENFAZIT 
Im Lichte der Aussagen aus dem Wirtschaftbereich scheint es, als sollte sich die Schule 
stärker auf die Bedürfnisse der Wirtschaft ausrichten und ihren Schwerpunkt auf 
„ökonomisch verwertbares Wissen“ legen [vgl. auch Ergebnis Kap. 5.5]. 
Diese Tendenz findet sich auch in gemeinsamen Übereinkünften zwischen beiden 
Systemen wieder. Es ist zwar möglicherweise trivial darauf hin zu weisen, dass auch im 
Ausbildungspakt (u.a. BMBF 2004/ 2007) sowie der Gemeinsamen Erklärung von 
KMK, WMK und den Gewerkschaften gefordert wird, dass die Schule der 
Berufsorientierung und der Ausbildungsreife74 mehr Aufmerksamkeit schenken soll, ist 
dies ja Sinn und Zweck der Dokumente. Weniger trivial erscheint dieser Gedanke, stellt 
man die Frage, warum gemeinsame Erklärungen zwischen Bildungssystem und 
Wirtschaft erarbeitet werden, um die Jugendlichen auf die Berufs- und Lebenswelt 
vorzubereiten, hält man sich die Theorie der funktionalen Autonomie vor Augen. 
Demzufolge stehen die Systeme derart in Abhängigkeit, dass sie u.a. für einander 
Leistungen erbringen, jedoch dieses nach systemeigenen Vorgaben tun [vgl. Kap. 1.5.2]. 
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 Obwohl im Ausbildungspakt (BMBF 2004 / 2007) das Wortpaar „Ausbildungsfähigkeit“ und „Berufsreife“ gebraucht wird, kommt 
hier „Ausbildungsreife“ zur Anwendung, da dieser Begriff in allen anderen Publikationen verwendet wurde. An dieser Stelle kann 
die Diskussion zu der begrifflichen Unterscheidung von „Ausbildungsreife“ vs. „Ausbildungsfähigkeit“ nicht geführt werden. Es sei 
verwiesen auf die Definition u.a. der Bundesagentur für Arbeit [BA 2005: 46]. 
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Der Aspekt, systemübergreifend zwischen Wirtschaft und Bildungssystem 
Handlungsziele und -kriterien zu definieren scheint somit ein neues Phänomen im 
Regelschulbereich zu sein. 
Ein augenscheinlicher Unterschied hat sich in den Aussagen gezeigt: Die 
Bildungsakteure sind hauptsächlich bestrebt, die Jugendlichen mit den Kompetenzen 
auszustatten, sich SELBST zurechtfinden zu können sowie ihnen die 
Rahmenbedingungen zu bieten, sich zu bilden [vgl. Kap. 2.2: 32]. Im Gegensatz dazu 
formuliert die Wirtschaft überwiegend klare Fähigkeiten, die Schulabgängern 
beigebracht werden sollen. Beides schließt sich nicht aus, sollte aber auch nicht 
deckungsgleich werden, sonst gibt die Schule das Primat der Allgemeinbildung auf (vgl. 
auch Meidinger 2007). 
5.7 Zukunftsvorstellungen: Die Schule als 
Unternehmen? 
Im Laufe der Analyse der Quellen, fanden sich Äußerungen und Formulierungen 
hinsichtlich dessen, welche Entwicklung die Schule nehmen könnte und sollte. Es 
zeigte sich, dass die „Erhöhung des Outputs“ durch „strukturelle Veränderungen“ 
angestrebt wird, und zumindest in der Wirtschaft der Gedanke „Schule als 
Unternehmen“ eine diskutierte und stellenweise auch geforderte Organisationsform ist. 
[Quellen: Siehe Anhang I - Tabelle 5; vgl. Arbeitsblatt 5 im e.A.]  
5.7.1 WIRTSCHAFT 
In Quellen, die aus der Wirtschaft stammen finden sich eindeutige Forderungen und 
Vorstellungen, wie Schule in Zukunft gestaltet sein sollte. Um das Ziel zu erreichen, den 
anteilsmäßigen Output – d.h. den Pool für zukünftige Fachkräfte - zu erhöhen, werden 
verschiedenste strukturelle Veränderungen angedacht: Die föderale 
Zuständigkeitsverteilung auf 16 Bundesländer auflösen, die Verwaltung verschlanken 
und im gleichen Zuge die Schulautonomie soweit wie möglich ausbauen, wenige fixe 
Standards einführen und die Frühförderung verstärken. Der Abbau der Verwaltung 
könnte soweit gehen, dass „wir zentral einige wenige fixe Bildungsstandards setzten 
können“ (Kluge 2003: 355).  
Darüber hinaus findet sich die Überzeugung, dass die marktwirtschaftlichen Prinzipien 
[vgl. Kap. 1.6] auch im Bildungsbereich greifen. Insbesondere ein mehr an Wettbewerb 
zwischen den Schulen sei nötig, um eine Qualitätsverbesserung in der Bildung 
herbeizuführen. Gleichzeitig müsste die Lehrerbildung an die veränderten 
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Anforderungen an die Schüler angepasst werden [vgl. auch Ergebnisse Kap. 5.3.2 sowie 
Kap. 5.6.1]. 
Schule als Unternehmen zu organisieren würde bedeuten: „so dezentral wie möglich, 
soviel Verantwortung wie möglich an die Spitze. Der Leiter muss die Verantwortung 
tragen“ (Breuer 2003: 351). Die vorrangige Aufgabe der Schule wäre dann – analog zu 
der eines Unternehmens – Bildung „zu einem möglichst günstigen Preis – 
Leistungsverhältnis zu Verfügung zu stellen“ (Rodenstock 2007: 6). 
5.7.2 BILDUNGSSYSTEM 
Schule als Unternehmen zu organisieren ist ein Gedanke, der so formuliert schwer im 
Bildungsbereich zu finden sein wird und in den analysierten Quellen auch nicht 
vorkam, da er u.a. den heutigen Grundprinzipien der Allgemeinbildung widerspricht 
[vgl. auch Fend 2000: 69]. In letzter Konsequenz kann dies nämlich bedeuten, dass 
Schulen schwächere Schüler z.B. nicht mehr aufnehmen, weil sie dadurch einen 
Nachteil im Wettbewerb erlangen würden – bedürfen diese Schüler doch einer 
größeren Unterstützung als andere, um vergleichbare Ergebnisse zu erzielen. 
Zusätzliche Unterstützung muss finanziert werden [vgl. hierzu auch Fend 2000: 66 f.]. 
Darüber hinaus würde der ökonomische Aspekt der Bildung stärker an Bedeutung 
gewinnen müssen, da der Erfolg eines Unternehmens u.a. von seiner Wirtschaftlichkeit 
abhängt, d.h. von seinen erzielten Gewinnen [vgl. Kap. 1.6; vgl. BDA / DGB 2000: 10; 
vgl. Rodenstock 2007: 7 ff.]. Im Fall der Schule würde dies bedeuten, dass z.B. die 
Eingliederungsquote zum Erfolgsmarker der Schule wird. Deshalb müsste sie sich 
überwiegend daran orientieren, welche Art von Qualifikation und Kompetenzen 
gebraucht werden in der Wirtschaft, da sie ihre Schüler zwangläufig ins Arbeitsleben 
entlassen muss. Dadurch besteht die große Gefahr, dass sie, um möglichst 
konkurrenzfähig zu sein, Abschied nehmen wird von einem ganzheitlichen 
Bildungsbegriff (vgl. Meidinger 2007), der nicht nur verwertbares Wissen und 
Fertigkeiten beinhaltet. Darüberhinaus führe eine Privatisierung des Bildungssystems 
„zu einer eklatanten Benachteiligung strukturschwacher Regionen […]. Dies würde 
Bildungsungerechtigkeit verstärken und nicht abbauen“ (Hertzfeldt 2007). 
Diese Gefahr, bzw. dieser Gedanke kann an dieser Stelle nicht weiter diskutiert werden, 
da sich das Bildungssystem seit TIMSS und PISA in einem Wandel befindet [vgl. auch 
Kap. 2.2.2]. So wird u.a. in Berlin das Konzept der „Eigenverantwortlichen Schule“ 
umgesetzt [vgl. u.a. SenBWF 2005] und in Hamburg versucht das Schulsystem gänzlich 
umzustrukturieren [vgl. u.a. BSB 2008]. Es sieht nach einem grundlegenden Wandel 
aus, dessen Ausmaß und Qualität ich heute nicht beurteilen kann. Aber vielleicht findet 
der im Innovationsbericht des BMBF geforderte Wandel in der Bildungsphilosophie 
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von der Identifizierung der „Geeigneten“ (BMBF 2007: 159) hin zur individuellen 
Förderung aller statt; d.h. die Selektionsfunktion der Schule soll an Bedeutung 
verlieren, während gleichzeitig mehr Schüler besser qualifiziert werden sollen, da der 
„Pool“ bedingt durch den Geburtenrückgang kleiner wird. Im ersten Ausbildungspakt 
wurde dies wie folgt auf den Punkt gebracht: „Wir können es uns nicht länger leisten, 
auf Talente und Begabungen zu verzichten. Deshalb muss jeder junge Mensch, der am 
Anfang des Berufslebens steht, eine Perspektive erhalten“ (BMBF 2004: 2). Für mich 
öffnet sich hier aber ein Widerspruch: Kann eine Schule, die nach den ökonomischen 
Prinzipien „Wettbewerb, Leistung, Profilbildung“ organisiert ist, und deren Erfolg 
gänzlich am Output gemessen wird, auf Förderung von individuellen Bedürfnissen 
derart eingehen, dass möglichst viele Schüler, die zum Teil sehr unterschiedliche 
Ausgangbedingungen75 haben können, sich gemäß ihrer Neigungen und Fähigkeiten 
entwickeln können? Denn individuelle Förderung kostet. Kapital für Investitionen – 
sprich Gewinne erhält in der Wirtschaft nur der, der die Wünsche der Kunden bedient 
(vgl. Rodenstock 2007: 6 f.). In der heutigen Schule sind die „Kunden“ noch die Kinder 
und Jugendlichen, die vorbereiten werden sollen auf die Lebens- und Arbeitswelt. 
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 Diese können durch die Unterschiede z.B. in der vorschulischen Förderungen, sozialen Herkunft aber auch in der Veranlagung 
bedingt sein. 
 „Kinder sind keine Fässer die gefüllt werden, sondern Feuer die entfacht werden wollen“ 





6 Fazit: Zwei Systeme – ein gemeinsames Kooperationsziel? 
Die Ausgangsfragestellung der Arbeit lautete, ob die Logik in beiden Systemen 
hinsichtlich einer Kooperation der Art übereinstimmen, dass sie für beide Seiten und 
insbesondere im Hinblick auf die Schüler, gewinnbringend ist. So wurde anhand von 
nicht-wissenschaftlichen Quellen nach der Methode der Grounded Theory untersucht, 
warum eine Kooperation angestrebt wird, wo die Verantwortlichkeiten angesiedelt sind 
und wie die Umsetzung angedacht ist. Darüberhinaus wurden - soweit möglich - 
implizite Vorstellungen und handlungsleitende Motive herausgearbeitet und im 
Kontext systemspezifischer Vorstellungen und wissenschaftstheoretischer Paradigmen 
beleuchtet. Das Verhältnis zwischen praxisimmanenter Theorie und ihrer Umsetzung 
sowie zwischen Theorie und Praxis im Allgemeinen wurde nur vereinzelt angesprochen, 
wo sich Erkenntnisse im Zuge der Untersuchung der Hauptfrage ergaben. Dies müsste 
in weiter Forschungsarbeit sowie innerhalb eines breiteren Diskurses erörtert werden. 
Wie die vorhergehende Analyse gezeigt hat, gibt es bereits zahlreiche Kooperationen 
und Berührungspunkte zwischen beiden Systemen. Diese sind zu finden sowohl auf der 
Makroebene der Bildungs- und Wirtschaftsakteure als auch auf der Mikroebene der 
Schule und Betriebe. Es wird z.B. zusammengearbeitet in Kooperationsprojekten oder 
Landeseinrichtungen, und Wirtschaftvertreter sind beispielweise Mitglied in den 
beratenden Landesschulbeiräten; von einer institutionellen Verflechtung kann jedoch 
m. A. nicht gesprochen werden. Dieses wäre z.B. dann der Fall, wenn Wirtschaftakteure 
Entscheidung treffen könnten, die die Schule und ihre Aufgaben betreffen, in dem sie 
beispielsweise in Lehrplankommissionen76 mitentscheiden dürften. Einen 
Grenzbereich stellt es allerdings dar, wenn sich Unternehmen - wie im 
Bildungsprogramm der BDA angedacht (BDA 2005: 17) – verstärkt im Schulbeirat 
engagieren. Im öffentlichen Bildungswesen ist der Schulbeirat ein Gemeindegremium 
mit beratender und ggf. auch mitentscheidender Funktion. Je nach Geschäftsordnung 
kann die Zusammensetzung unterschiedliche Interessengruppen berücksichtigen 
[Tenorth 2007: 620]. Einen Grenzfall stellt die Mitwirkung im Schulbeirat dann dar, 
wenn dieser im Zuge der Entwicklung zur eigenverantwortlichen Schule zum Kontroll- 
und Mintscheidungsgremium z.B. in Fragen zum Haushalt sowie der Schulentwicklung 
wird. Dies wurde z.B. in einem Gesetzentwurf des niedersächsischen 
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 Zur Zusammensetzung von Lehrplankommissionen vgl. Vollstädt [1999].  
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Kultusministeriums [siehe NKM 2006: § 42 a] angedacht, kam aber nicht nur 
Umsetzung [siehe NSchG 2008: §42]. Da die Einführung eigenständiger Schulen eine 
aktuelle Entwicklung ist, kann zu diesem Zeitpunkt die Diskussion um die Verflechtung 
von Bildungssystem und Wirtschaft nicht weitergeführt werden. Bislang gibt es meines 
Wissens nach noch keine Position, in der ihr Inhaber gleichzeitig in beiden Systemen 
Entscheidungen fällen kann. 
Kooperationen werden aus vielfältigen Gründen eingegangen. Hierbei sind die Motive 
in beiden Systemen auf den ersten Blick vergleichbar. Hauptziele sind die Verbesserung 
des Unterrichts und damit der Bildung der Kinder- und Jugendlichen, wofür auch eine 
Veränderung in der schulischen Struktur nötig sei. Gleichzeit soll durch eine 
Zusammenarbeit ein größeres Verständnis für die jeweils andere Seite geschaffen und 
wirtschaftliche Interessen, wie zum Beispiel Nachwuchs- und Imageförderung, 
berücksichtigt werden. Es wird – verstärkt von Seiten der Wirtschaft - herausgestellt, 
dass die Schule ihre Aufgabe der Qualifikation der zukünftigen Generation nicht allein 
wahrnehmen könne. Doch während im Bildungssystem Hilfe aus der Wirtschaft zur 
Umsetzung schulischer Inhalte wie z.B. Berufsorientierung und praxisnahem 
Unterricht gewünscht ist, um die Schüler besser auf den Übergang vorbereiten zu 
können [vgl. hierzu auch Kaiser 1974: 112], werden von Seiten der Wirtschaft 
überwiegend Now-Know in Managementfragen und Verbesserungskonzepte 
angeboten. Dies muss per se kein Problem darstellen, solange man sich dessen bewusst 
ist, dass aus dem wirtschaftlichen Bereich übernommene Konzepte und 
Lösungsansätze auf den Bereich der Schule umdefiniert werden müssen; vgl. hierzu 
beispielweise die kritischen Ausführungen von M. Weiß [2001] zu dem „Quasi-Markt“ 
Schulbereich: „Das die politische Rhetorik beherrschende Argument, durch 
marktorientierte Reformen im Schulbereich ließen sich nachhaltige Effizienzgewinne 
erzielen, hält einer kritischen Prüfung nicht stand. Die vorliegende Forschungsevidenz 
gibt zu berechtigten Zweifeln an der ››Bildungstauglichkeit‹‹ der 
Wettbewerbssteuerung Anlass“ [ebd.: 82]. 
Den Rahmen der schulischen Bildung durch Effizienz im Mitteleinsatz, mehr 
Verantwortung in der Schule selbst und größere Planungsfreiheiten zu verbessern, um 
Anreize zu schaffen für die Verbesserung der Lehrleistung sind wünschenswert 
angesichts der strukturellen Probleme im Bildungssystem, sollten jedoch mit Vorsicht 
umgesetzt werden [vgl. Fend 2000: 67 f.]. In der Zeit der Globalisierung müssen sich 
sowohl Unternehmen als auch Schulen auf sich verändernde gesellschaftliche 
Bedingungen [vgl. hierzu u.a. Dahrendorf 1998; vgl. Fend 2000: 55] einstellen. Im 
Unterschied zur Wirtschaft können im Schulbereich jedoch vermeintlich nicht-rentable 
Geschäftszweige, wie zum Beispiel Sprachförderung oder kostenloses Mittagessen in 
sozial schwachen Stadtteilen nicht verkauft oder ausgelagert werden. Es können auch 
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keine Schulen geschlossen werden aufgrund dessen, dass sie bedingt durch ihre Lage 
nicht wettbewerbsfähig sind. Der stattliche Bildungsauftrag, der die Maxime „Bildung 
für alle“ enthält, verbietet es Menschen von der Teilhabe an Bildung auszuschließen. So 
kann im Schulbereich nur mit Einschränkungen im ökonomischen Sinne rationalisiert 
werden, soll das Postulat der Allgemeinbildung nicht aufgegeben werden [vgl. 
Meidinger 2007; vgl. Fend 2000: 69]. Eine Schule kann nicht als Unternehmen 
organisiert sein, dass sein eigenes existenzielles Risiko77 trägt, da sie damit ihre 
Aufgaben an der gegebenen Marksituation orientieren müsste [vgl. Kap. 1.6].  
Sicherlich ist dies eine überspitze Darstellung, die jedoch nur erklären soll, was es 
bedeuten kann, eine Schule als Unternehmen zu bezeichnen, wie es zuweilen bereits zu 
lesen ist (BuAg 2003: 51; WJD 2008; BDA 2005: 10; PfS 2008]. Kompetenztransfer in 
Organisationsfragen, stärkerer Praxisbezug im Unterricht, gegenseitiger Austausch und 
gemeinsame (Aus)bildung der nachwachsenden Generation sind gute Motive für eine 
Zusammenarbeit, die auf beiden Seiten zu finden sind. Im Laufe der Analyse entstand 
jedoch der Eindruck, dass die Zusammenarbeit eine Einbahnstraße ist, auf der der 
Input aus der Wirtschaft in die Schule getragen werden soll, um diese zu optimieren 
und effizienter in der Aufgabenwahrnehmung zu organisieren. Spannungen und 
Probleme ergeben sich dann, wenn die Begrifflichkeiten nicht geklärt sind, d.h. wenn 
im Bildungsbereich nicht beachtet, wird, dass Unternehmen nicht primär eine 
gesellschaftliche Verantwortung darin sehen sich im Bildungsbereich zu engagieren. 
Ihre Sorge ist ihre zukünftige Existenz, die mitunter an den zukünftigen Mitarbeitern 
und deren Qualifizierung hängt (vgl. u.a. BDA 2005: 5). So müssen Pädagogen immer 
beachten, dass es im wirtschaftlichen System Gnade und Moral nur im Korsett des 
Wirtschaftlichkeitsprinzips geben kann, so sehr auch soziale Motivation mit in das 
Engagement der einzelnen Wirtschaftsvertreter hineinspielen mögen [vgl. Röpke 1994: 
39 ff.; vgl. auch Kap. 1.6]. Darüberhinaus kann es zum Frust in der Zusammenarbeit 
kommen, wenn auf wirtschaftlicher Seite die Reaktions- und Reformfähigkeit des 
Bildungssystems überschätz wird, das sich nicht leicht von Ansprüchen von außen 
modifizieren lässt [vgl. Trommer 2003: 30], da es seiner eigener Logik folgt [vgl. ebd.: 
37] und nicht der marktwirtschaftlichen Zielsetzung „Rendite“ unterworfen werden 
kann; d.h. es kommt darauf an, was die Rendite im Bildungsbereich ist. Denn beide 
Systeme haben ihre Logik und beide ihre Vorstellungen. Und vergleichbar der 
Kooperation im Unterricht oder der Kooperation zwischen zwei Unternehmen, müssen 
die Wünsche auf beiden Seiten berücksichtigt werden, sowie festgestellt werden, ob es 
überhaupt ein gemeinsames Ziel gibt, das Grundvoraussetzung ist für das Gelingen 
einer Zusammenarbeit [vgl. Kap. 1.3]. Aus der Untersuchung kann festgehalten 
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 Vgl. van Lith [2005], der darin einen Hauptgrund für die Probleme im Bildungssystem sieht. 
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werden, dass in den beiden System durchaus gemeinsame und vereinbare Ziele verfolgt 
werden, sich aber – wie oben beschrieben - deutliche Unterschiede hinsichtlich 
einzelner Motivationsmomente zur Zusammenarbeit herauslesen ließen. 
Hinsichtlich der Charakteristika von Kooperationen lassen sich nach meiner 
Erkenntnis folgende Merkmale zusammenfassen: Kooperationen zwischen Schule und 
Betrieb sind zu meist eingebunden ist in ein Projekt oder Netzwerk, die eher in 
Trägerschaft eines Wirtschafts- oder Schnittstellenakteurs sind, und zielen 
überwiegend auf die Schule ab. Die Kultusministerien oder Akteure des 
Bildungssystems sind weniger Lenkungsinstanzen als viel mehr Beteiligte und Partner. 
Die institutionalisierten Maßnahmen wie Praktikum und Erkundung werden in ihrem 
Potenzial oft – insbesondere an den Gymnasien - nicht ausgeschöpft, obwohl hierfür 
flächendeckend Richtlinien und Hilfestellungen existieren. Die Gründe dafür sind 
möglicherweise in der Entwicklung des Bildungssystems, in der Lehrerausbildung 
sowie im Selbstverständnis des Gymnasiums zu suchen und können hier nicht näher 
diskutiert werden, da die Analyse der Arbeit nicht auf das Verhältnis von Theorie und 
Praxis oder der Beurteilung der praktischen Umsetzung ausgelegt war.  
Über die institutionalisierten Methoden hinaus existiert ein heterogenes Angebot an 
Maßnahmen und Projekten, die die Zusammenarbeit fördern und ermöglichen. 
Hinsichtlich der Rahmenbedingungen finden sich hauptsächlich im wirtschaftlichen 
und im Schnittstellenbereich Vorgaben wie „räumliche Nähe“, „schriftliche Fixierung“ 
und „konkretes Ausformulieren der Zielstellung“. Der rechtliche Rahmen, der in den 
Schulgesetzen sehr allgemein gefasst ist, sieht Kooperation mit außerschulischen 
Partnern – worunter auch Unternehmen zählen – als Maßnahme zur Erfüllung des 
schulischen Bildungs- und Erziehungsauftrages [vgl. Kap. 1.3.2] vor. Richtlinien im 
Umgang mit Unterrichtsmaterial aus der Wirtschaft bestehen keine [vgl. Hertzfeld 
2007]. Konkrete Vorstellungen bis zu welchem Punkt aus schulischer Sicht 
Kooperation pädagogisch sinnvoll und strukturell machbar umgesetzt werden kann 
waren nur sehr vereinzelt vorzufinden. Hierbei entstand der Eindruck, dass die Kritik 
an den Forderungen und Vorschlägen aus der Wirtschaft i.d.R. nicht mit einem 
Gegenvorschlag verbunden wird, sondern sich in deren Ablehnung erschöpft. Ob dieser 
Eindruck einer empirischen Prüfung standhält, müsste in weiterführenden Arbeiten 
untersucht werden. Dies wäre m.E. mit ein Hinweis dafür, ob tatsächlich Partner auf 
Augenhöhe miteinander kommunizieren, und ein Gleichgewicht im Geben und Fordern 
besteht. 
Aus dem Vergleich des Betriebspraktikums mit den nicht-institutionalisierten 
Kooperationsformen lässt sich sagen, dass beide Formen in Wirkung und ihrem Erfolg 
abhängig sind vom Engagement einzelner, insbesondere der Lehrer. Daraus kann 
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abgeleitet werden, dass es wahrscheinlich nicht ausreichend würde, weitere 
Kooperationsformen in den Schulkanon aufzunehmen und Richtlinien für ihre 
Durchführung zu erlassen, um verstärkt Kooperation zwischen Schule und Wirtschaft 
gewinnbringend für die Schüler umzusetzen. Es würde aber sicherlich zur Entlastungen 
für manches Kollegium dienen.  
Bislang bleibt es den Einzelnen in der jeweiligen Schule überlassen, die Problemzonen, 
die sich aus dem Zusammentreffen unterschiedlicher Bedingungen und gegenseitiger 
Erwartungen ergeben, zu lösen. Doch wie sollen Lehrer, die im engen Korsett des 
Bildungssystems mit den harten und präzise formulierten Anforderungen aus der 
Wirtschaft und der Gesellschaft konfrontiert werden, sich neben ihrer schulische 
Aufgabe, Konzepte überlegen, in welchem Rahmen eine Zusammenarbeit ablaufen 
kann und soll? Zwei Szenarien sind denkbar: Es wird in einem engagierten Kollegium 
herausgearbeitet und den Wirtschaftsakteuren gegenüber „auf Augenhöhe“ vertreten, 
dass die Schule kein Arbeitskräftelieferant ist, sondern ihren Teil erfüllt, die Schüler auf 
ein selbstständiges Leben und Arbeiten vorzubereiten, und die Zuständigkeiten in 
diesem Prozess klar abgegrenzt sind. Oder: Es bleiben angesichts schulischer Probleme 
und Herausforderungen keine Reserven mehr übrig, den Rahmen der Zusammenarbeit 
pädagogisch sinnvoll mitzugestalten und sieht sich hilflos einer Flut von Forderungen 
und Kritikpunkten – nicht nur aus der Wirtschaft – ausgesetzt.  
Bereits 1974 schrieb F.-J. Kaiser, dass eine Grundvoraussetzung für das Funktionieren 
des Miteinanders von Wirtschaft und Schule sei, dass die Wirtschaft ihre beratende 
Stellung akzeptiere [Kaiser 1974: 112]. Die Akteure im Bildungssystem müssen die 
Forderungen und Vorstellungen der Wirtschaft – so plausibel sie auf den ersten Blick 
erscheinen - entschärfen und in pädagogische Konzepte aufnehmen, in den der Schüler 
nicht nur zukünftige Fachkraft, Spezialist oder topausgebildeter Mitarbeiter ist sondern 
auch noch Schüler, der Zeit braucht sich zu positionieren [vgl. auch ebd.]. Um die 
Gefahr zu bannen, dass „außerschulische Mächte“ [ebd.] die Schule 
instrumentalisieren, und gleichzeitig den größtmöglichen Zugang zu Informationen aus 
der Wirtschaft zu gewährleisten, um alle Schüler auf ihre Zukunft bestmöglich 
vorzubereiten, ist es unabdingbar die Eckpfeiler zu benennen, in denen sich 
Kooperation bewegen muss. Ich denke, dass diese Forderung immer aktueller wird 
angesichts heutiger Entwicklung der Kooperationslandschaft. Hier ist die 
Erziehungswissenschaft gefordert. Netzwerkbildung und Kooperationsprojekte werden 
zunehmend gefördert und gewollt. Doch obwohl es mittlerweile eine stattliche Anzahl 
an Projekten zwischen Schule und Betrieb gibt, lässt die wissenschaftliche Begründung 
und Beachtung der Problemzonen auf sich warten. Sicherlich, Evaluationsergebnisse 
werden zunehmend herangezogen, um über die Effektivität von Projekten und 
Vorhaben zu entscheiden. Doch eine praxisimmanente Theorie muss nicht „richtig“ 
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sein im Sinne von „pädagogisch sinnvoll“, nur weil die Praxis funktioniert [Heid 2001]. 
Diese Arbeit leistete einen Beitrag zur Feststellung, wie die aktuelle Situation aussieht 
und welche Theorie der Praxis immanent ist. Hierauf könnten in weiterer 
wissenschaftlicher Tätigkeit Kriterien definiert werden, die Praktikern hilft, für die 
Schule pädagogisch sinnvoll und für die Wirtschaft dienliche Kooperationsformen zu 
entwickeln. Ob die vorgefundenen Merkmale ein Soll erfüllen, müsste ebenfalls Inhalt 
weiter Untersuchungen sein. Die Beantwortung dieser Frage setzt aber einen 
gesellschaftlichen und wissenschaftlichen Diskurs voraus, wie weit sich das 
Bildungssystem in die Rolle des Qualifikationslieferanten für die Wirtschaft begeben 
kann und darf. Hier muss u.a. die Erziehungswissenschaft, um dem Vorwurf der 
Ökonomisierung der Bildung nicht selbst Vorschub zu leisten, Grenzen - auch für das 
eigene Handeln [vgl. v. Hentig 2005: 48]- definieren und diese Überlegungen in die 
Praxis vermitteln, wobei Grenzen und das pädagogisch Gewollte zu bestimmen nicht 
das Problem darstellen dürfte; denn in den Worten Hartmut von Hentigs ausgedrückt: 
„Die Erziehungswissenschaft ist beängstigend produktiv, aber sie unterhält sich mit 
sich selbst“ [v. Hentig 2007: 160]. 
 Quellenverzeichnis 
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Abel, B.: Betriebserkundung und Betriebsbesichtigung. 





Information zur Betriebserkundung auf der 
Internetplattform der Lehrerfortbildung in Baden-
Württemberg, die von der „Landesakademie für 
Fortbildung und Personalentwicklung an Schulen“ 
betrieben wird. 
Ausschreibungen 2008 
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auch 
http://www.bmwgroup.com/d/nav/index.html?../0_0_www_bmwgroup_com/home/home.html&source
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- Have a Look, Optik -Studio - http://www.sprungbrett-
bayern.de/index.php?viewpraktikum=1104&layout=print  
- Ponyhof Hohenpolding - http://de.gigajob.com/detailview.html?gjid=13025338&print=1  
- REWE - http://www.rewe-group.com/index.php?id=131  
- Volksbank Marsberg - http://www.i-basis.de/dp/ansicht/kunden/vb-
marsberg/marsberg/index.phtml?ber_id=120  
[Alle Ausschreibungen sind in ihrer bearbeiteten Version im elektronischen Anhang zugänglich. Hinweise zur 
Bearbeitung: Gelbe Markierung = Berufsorientierender Aspekt; Sonstiges = andere Ziele.  
[Stand 29.05.2008]  
Avenarius, H. u.a. / KMK : Bildungsbericht für 
Deutschland. Erste Befunde. Leske+Budrich: 
Opladen 2003 
 
AWT – Fachbereich Arbeit / Wirtschaft / Technik der 
Hauptschule Vossbarg: Was erwartet die 





Das Dokument ist abrufbar auf der Homepage des 
Fachbereiches Arbeit / Wirtschaft / Technik der 
Hauptschule Vossbarg in Neu Wulmstorf, 
Niedersachsen, als Hinweis für alle Klassen im 
Bereich „Download“: http://www.hs-
vossbarg.de/Inhalte/wirtschaft/wirtschaft.htm, 
letztes Update: 16.05.2008 [Stand 24.06.2008]  
BDA: Bildung schafft Zukunft. Das Bildungsprogramm 




t_Zukunft_Endfassung.pdf [Stand 30.05.2008] 
BDA: Innovation durch Nachwuchsförderung. MINT-
Initiativen der Arbeitgeber. Berlin 2005 (a) 
BDA: „Wir Arbeitgeber engagieren uns mehr denn je 
in der Bildungspolitik, denn unsere Betriebe und 
Unternehmen sind elementar auf eine bessere 
Bildungsqualität in Deutschland angewiesen. 
Bildung schafft Zukunft – für alle.“ (BDA 2005:3). 
Der aktuelle BDA-Präsident Dieter Hundt gehört 
laut einer Befragung des manager-magazins unter 
bekannten Unternehmern als „einflussreicher 
Grenzgänger“ zu den 50 Mächtigsten des Landes 
[http://www.manager-
magazin.de/unternehmen/maechtigste/0,2828,2
18038,00.html, Stand 5.06.2008].  
   Die BDA arbeitet eng mit der BuAg SW zusammen 
und erwähnt die Chronik zum 50. jährigen 
Bestehen der BuAg SW (2003 a.a.O.) als 
Dokumentation eigener Bildungsarbeit (BDA 
2005: 44). 
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BDA / DGB: Wirtschaft notwendig für schulische 
Allgemeinbildung. Gemeinsame Initiative von 
Eltern, Lehrern, Wissenschaft, Arbeitgebern und 





Es wird als gemeinsam erarbeitetes Papier von Eltern, 
Lehrern, Arbeitgebern und Gewerkschaften 
beschrieben. Da die Eltern- und Lehrerverbände 
jedoch nicht näher aufgeführt sind, betrachte ich 
das Dokument als Papier der beiden Initiatoren 
DGB und BDA. Ähnlich wurde das Papier auch von 
der KMK eingeordnet, wenn es in der 
Pressemitteilung vom 21.08.2000 heißt: „Der 
Präsident der Kultusministerkonferenz, Senator 
Willi Lemke, hat heute in Berlin bei der 
Pressekonferenz von BDA und DGB zum Thema 
‚Wirtschaft - notwendig für schulische 
Allgemeinbildung‘ betont, dass die wirtschaftliche 
Bildung an Schulen gestärkt werden muss. Die 
Intention von BDA und DGB sei deshalb zu 
begrüßen.“ (KMK 2000. a.a.O.) 
BildungsCent e.V.: Eine Selbstdarstellung des Vereins. 




EU_01.pdf [Stand 16.06.2008]  
BildungsCent e.V. ist eine gemeinnützige Initiative der 
Firma Herlitz, gegründet 2003, mit zahlreichen 
Partnern aus der Wirtschaft. „Zweck des 
gemeinnützigen Vereins ist die Förderung der 
Lehr- und Lernkultur in Deutschland. Der Verein 
versteht sich als Impulsgeber, der die Schulen bei 
der Umsetzung notwendiger 
Veränderungsprozesse unterstützt.“ (ebd.: 3) 
Berufskolleg Heinsberg: Betriebserkundung. Ohne 




BJU –Die jungen Unternehmer. Betriebserkundung. 
BJU-Broschüre, Heft 3. Bonn 1982 
BJU: Schüler im Chefsessel. Ein Bildungsprojekt von 
DIE JUNGEN UNTERNEHMER. Ohne Jahr. 
DOWNLOAD: 
http://www.bju.de/www/855e5174548682b7a
505e1ae43ba96b5.php [Stand 01.06.2008] 
Der BJU wurde 1950 gegründet und ist ein 
branchenübergreifender Interessenverband für 
Familien- und Eigentümerunternehmen unter 40 
Jahren. Er zählt 1.500 Mitglieder, die ca. 180.000 
Mitarbeiter beschäftigen und einen Umsatz von 
ca. 28 Mrd. Euro erwirtschaften. Projekt z.B. 
„Schüler im Chefsessel“. Ziel:  Jugendlichen das 
Bild eines Unternehmeralltags vermitteln, um 
Vorurteile abzubauen (BJU o.J.: 1 und Homepage 
http://www.bju.de) 
BLK / Franke, N. / Urban, U.: Kooperation Schule-
Wirtschaft. Eine für alle Beteiligten 




.pdf [Stand 15.06.2008] 
Hierbei handelt es sich um einen Baustein im BLK-
Programm „Demokratie lernen & leben“. 
BMBF (Hrsg.): Berufsbildungsbericht 2003. Bonn 
2003. http://www.bmbf.de/pub/bbb2003.pdf 
DOWNLOAD: [STAND 15.05.2008]    
Übersicht 16, S. 70 
BMBF u.a.:  Nationaler Pakt für Ausbildung und 
Fachkräftenachwuchs in Deutschland. Berlin 
16.06.2004. DOWNLOAD: 
http://www.bmbf.de/pub/ausbildungspakt_200
4.pdf [Stand 16.06.2008] 
BMBF (Hrsg.): Berufsbildungsbericht 2006. Bonn, 
Berlin 2006 
BMBF u.a.: Nationaler Pakt für Ausbildung und 
Fachkräftenachwuchs in Deutschland 2007-2010. 




Der Ausbildungspakt wurde 2004 geschlossen von 
BMWA, BMBF, DIHK, BDA, BDI, ZDH. 
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BMBF (Hrsg.) / Egeln, J. u.a.: Bericht zur 
technologischen Leistungsfähigkeit Deutschlands 
2007. Bertelsmann: Bonn, Berlin 2007 
 
B.O.S.S.: Organisation. Wir über uns. Ohne Jahr. IM 
INTERNET: http://www.boss-
mitteldeutschland.de/index.php4?src=wer_organ
isation [Stand 01.06.2008] 
B.O.S.S. – Berufliche Orientierung für Schüler und 
Studierende in Mitteldeutschland – ist eine der 
drei Regionalinitiativen der sächsischen 
Landesservicestelle Schule-Wirtschaft, die am 
01.02.2008 von dem sächsischen 
Staatsministerium für Kultus eingerichtet wurde - 
vorrangig mit dem Ziel, die Berufs- und 
Studienorientierung durch Zusammenarbeit von 
Schule und Wirtschaft in Sachsen zu verbessern 
[Selbstdarstellung auf der Homepage: 
http://www.sachsen-macht-schule.de]. 
Bremer Senatorin für Bildung und Wissenschaft: 
Gemeinsame Erklärung des Senators für Bildung 
und Wissenschaft und des Präses der 





Breuer, R.-E. Wir haben kein Eliteproblem. In: Killius, 
N. / Kluge, J. / Reisch, L. (Hrsg.): Die Bildung der 
Zukunft. Suhrkamp: Frankfurt a.M. 2003, S. 350 - 
353 
R. Breuer ist ehemaliger Vorsitzende im Aufsichtsrat 
der Deutschen Bank. 
BuAg SchuleWirtschaft / Studienkreis 
SchuleWirtschaft Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): 
Betriebserkundung – Einblicke in die Wirtschaft. 
Information für Betriebe und Unternehmen. 
Düsseldorf. Ohne Jahr. (a). DOWNLOAD: 
http://www.schulewirtschaft.de/fileadmin/temp
late/images/LAGen/buag_red/Brosch_re_Die_Bet
riebserkundung.pdf [Stand: 19.05.2008] 
BuAg SchuleWirtschaft (Hrsg.): Wirtschaft verstehen – 




tatermin_pi1[showUid]=409 [Stand 05.06.2008]. 
BuAg SchuleWirtschaft (Hrsg.): Tradition. Innovation. 
Vision. Chronik eines Erfolgsmodells. Deutscher 
Instituts-Verlag: Köln 2003  
BuAg SchuleWirtschaft: Wirtschaft informiert Schule. 
Berlin Köln 2006. DOWNLOAD: 
http://www.schulewirtschaft.de/fileadmin/temp
late/images/LAGen/buag_red/Dateien/Buch_Wir
tschaft_informiert_Schule.pdf [Stand 30.05.2008] 
SchuleWirtschaft ist organisiert als 
Bundesarbeitsgemeinschaft, ca. 50 
Landesarbeitsgemeinschaften und über 450 
Arbeitskreisen bundesweit; bekommt jährlich 
25.000 Anfragen, richtet jährlich rund 5.000 
Veranstaltungen mit mehr als 190.000 
Teilnehmern aus; in Trägerschaft des IW Köln und 
des BDA; arbeitet häufig mit Partnern der 
Wirtschaft [insbes. BDA und IW Köln] und eng mit 
den Kultusministerien, Schulbehörden und 
Einrichtungen der Lehrerfortbildung zusammen. 
Die BuAg wurde 1973 gegründet durch Studienrat 
H. Perl und F. Arlt, Vertreter des heutigen IW Köln. 
Ziel: SchuleWirtschaft „versteht sich bis heute als 
Brücke zwischen Bildungs- und 
Beschäftigungssystem“ (BuAg SW 2003:5, a.a.O.) 
 
 
Die Broschüre erscheint bereits in der zweiten 
Auflage. 
bsw e.V.: Schule Wirtschaft Projekt in Sachsen. Stand 
18.01.2007. DOWNLOAD: http://www.schule-
wirtschaft-sachsen.de /, Stichwort „Aktuelle 
Projekte. [Stand: 05.06.2008] 
bsw e.V. : Netzwerk Schule-Wirtschaft in Sachsen. 
Ohne Jahr. IM INTERNET: http://www.schule-
wirtschaft-sachsen.de/ , Stichwort „Ziele“. [Stand 
17.06.2008]- elektronischer Anhang  
Beinhaltet eine Ansammlung von Projekten, auf die 
das bsw und sein „Netzwerk Schule-Wirtschaft in 
Sachsen“ aufmerksam machen will [Information 
auf Rückfrage per Mail vom 13.06.2008, Fr. Anja 
Loose, Koordinatorin]. 
CSG-Lahr: Betriebserkundung im Herbolzheimer 
Werk. Ohne Jahr. IM INTERNET: http://www.csg-
lahr.de/Die_Faecher/Erdkunde/ebm-
papst/navi_ebmpapst.htm [Stand 19.05.2008] 
Das Clara-Schuman-Gymnasium in Lahr. 
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Detmer, M. / Wissensfabrik: Leitfaden 
Bildungspartnerschaft. August 2007. DOWNLOAD: 
http://www.wissensfabrik-
deutschland.de/_downloads/wissensfabrik_bildu
ngspartnerschaft_070723.pdf [Stand 16.06.2008] 
Die Wissensfabrik wurde 2005 von BASF, Bosch, ﬁ 
scher, Follmann, KSB, ThyssenKrupp, TRUMPF, 
Voith und Wall als offene Plattform gegründet. 
Seitdem sind zahlreiche weitere Unternehmen 
Mitglieder geworden. Zwei Handlungsbereiche: 
Bildungspartnerschaft und Mentorenprogramm. 
Ziel: Standort Deutschland Zukunftsfähig machen. 
[http://www.wissensfabrik-deutschland.de, 
Stickwort „Fakten“] 
DGB (Hrsg.): Das Schülerbetriebspraktikum. 
Handlungshilfe. Themenheft für Bildung und 
Qualifizierung im Betrieb. Berlin ohne Jahr. 
DOWNLOAD: 
http://www.schule.dgb.de/materialien/doks/sch
uelerbetriebspraktikum.pdf [Stand 25.05.2008) 
Die Handlungshilfe entstand neben anderen 
Materialen u.a. im Rahmen der Initiative „Schule 
und Arbeitswelt“ des DGB und der 
Gewerkschaften ver.di, IG-Metall, GEW, IC BCE 
[siehe 
http://www.schule.dgb.de/materialien/index_ht
ml, Stand 25.05.2008]. Das Dokument wird als 
Produkt dem Wirtschaftssystem zugeordnet, da es 
als „Handlungshilfe des DGB“ beschrieben wird.  
DIHK (Hrsg.): Pakt für Ausbildung 2007 bis 2010. Dem 





DIHK: Warum ausbilden? Vorteile auf einen Blick. 
Ohne Jahr. IM INTERNET: 
http://www.dihk.de/pakt/unternehmen/vorteile
.html [Stand 24.06.2008] 




Zusammenstellung von Gründen des DIHK für 
Unternehmen, warum sich ausbilden für sie lohne; 
neben vielen anderen Informationen bereitgestellt 
auf der Homepage des DIHK zum Thema 
„Ausbildungspakt“ : http://www.dihk.de/pakt/ 
[Stand 24.06.2008]  
Flath, S.: Grußwort von Herrn Staatsminister Steffen 
Flath anlässlich der erstmaligen Verleihung des 
Qualitätssiegels für  Berufs- und 
Studienorientierung am 21.06.2007 in Dresden. 
DOWNLOAD: http://www.sachsen-macht-
schule.de/schule/download/download_sbi/quali
taetssiegel_rede_stm.pdf [Stand 30.05. 2008] 
 
Franz, H.  / HKM (Hrsg.): Praxistage in Betrieben. 
Empfehlungen zur Umsetzung. Hessisches 




Das Heft ist eine Darstellung der Erfahrungen aus 
dem vom Hessischen Kultusministerium 1999 im 
Rahmen der Initiative „Schule-
Wirtschaft/Arbeitsleben“ des BMBF, gestarteten 
Projektes „Förderung der Berufswahlreife von 
Hauptschülerinnen und Hauptschülern, 
Sonderschülerinnen und -schülern durch 
kontinuierliche Praxistage in Betrieben“. 
Fuchs, W.: Noten der Wirtschaft für die Schulpolitik 




Es handelt sich hierbei um eine Stellungnahme des 
Präsidenten des Deutschen Lehrerverbandes Josef 
Kraus zur Studie „Politik Check Schule 2008“, die 
im Auftrag der INSM vom IW Köln erstellt wurde 
[siehe http://www.insm-bildungsmonitor.de/, 
Stand 29.06.2008]. 
GEW (Hrsg.): Dokumentation der Fachtagung  
„Geprüft und für zu schwach befunden?!“. Sind 
Jugendliche trotz vieler neuer Kompetenzen nicht 
ausbildungsfähig. Frankfurt 2005. DOWNLOAD: 
http://www.gew-
bw.de/Binaries/Binary5587/Tagungsdokumenta






Die Fachtagung fand am 11./12.02.2005 in Berlin-
Lichtenberg statt und „diente dazu, sich mit den 
unterschiedlichen Standpunkten in der Debatte 
und aktuellen Entwicklungen auseinander zu 
setzen. Sie sollte insbesondere zur Versachlichung 
einer Diskussion, die häufig auf Stammtisch-
Niveau geführt wird, beitragen.“ (Vorwort des 
Berichtes: 3). Zwar sind auch Wissenschaftler 
Mitglied der GEW, allerdings wurden aus dem 
Bericht nur die Vorworte sowie die Ergebnisse 
der einzelnen Arbeitsgruppen, in denen auch 
zahlreiche Nichtwissenschaftler mitgearbeitet 
haben, berücksichtigt. 150 Personen nahmen an 






GEW: Streichung des „Pädagogischen Unfugs“ aus 
Schulgesetz. Pressemitteilung Nr. 03/ 2008, vom 
18.01.2008. IM INTERNET: http://www.gew-
nrw.de/presseinfos/Presse200803.cfm [Stand 
01.07.2008] 
ob Jugendliche trotz vieler neuer Kompetenzen 
nicht ausbildungsfähig sind. 
 „Zweck und Aufgabe der GEW sind Wahrnehmung 
der beruflichen, wirtschaftlichen, sozialen und 
rechtlichen Interessen ihrer Mitglieder, Ausbau 
der Geschlechterdemokratie, Förderung von 
Erziehung und Wissenschaft und Ausbau sowie 
die interkulturelle Öffnung der in deren Diensten 
stehenden Einrichtungen.“ [GEW – Satzung, Erfurt 
2006, siehe http://www.gew.de/Die_GEW.html ] 
Gobst, K.H. u.a.: Handreichung für Sekundarschulen 
und Gesamtschulen in Sachsen-Anhalt. 





Die Handreichung wurde erstellt von der 
Arbeitsgruppe Koordinatorinnen und 
Koordinatoren für das Schülerbetriebspraktikum 
beim Landesverwaltungsamt Halle. 




an-sekundarschulen-und-gesamtschulen/ das die 
Handreichung neu erschienen ist. 
Hauptschule Oldentrop: Mit Oetker ins Berufsleben. 
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Der Artikel erschien nach Angaben auf der Homepage 
im der „Neue Westfälische“ am Samstag, 
02.02.2008 
Henzler, H.: Aus dem Wissen Kapital schlagen. In: 
Alfred Herrenhaus Gesellschaft (Hrsg.): 
Orientierung für die Zukunft. Bildung im 
Wettbewerb. Piper: München Zürich 2001, S. 163 
- 169 
Langjähriger Berater bei McKinsey, ehemaliger Leiter 
des Deutschland-Büro und Europa-Chairman bei 
McKinsey.  
Hertzfeldt, E.: Rein ökonomische Rezepte taugen nicht 
für die Schule! DPhV zu den Vorschlägen des 




die-schule/ [Stand 16.06.2008]  
Pressemeldung: Einschätzung des Vorsitzenden des 
DPhV H.P. Meidinger  zu den Vorschlägen des 
„Aktionsrat Bildung“. Der Aktionsrat Bildung ist 
ein 2005 von der Vereinigung der Bayerischen 
Wirtschaft initiiertes Expertengremium, das 
Bildungsberichte und Expertisen zum Zustand des 
dt. Bildungssystems erarbeitet. Verwendet wurde 
keiner dieser Bildungsberichte, da sie von 
namhaften Erziehungswissenschaftlern, Prof. 
Dieter Lenzen, Prof. Jürgen Oelkers, Prof. Manfred 
Prenzel u.a.,   verfasst wurden und somit keine 
Zuordnung und Trennung der Ansichten von der 
erziehungswissenschaftlichen Ebene möglich 
gewesen wären. (http://www.aktionsrat-
bildung.de/)  
Hertzfeldt, E. / Philologenverband: Schulen werden 
mit Werbung zugeschüttet. Meldung in der 
Infothek vom 10.05.2007. IM INTERNET: 
http://www.dphv.de/index.php?id=infothek-
details&tx_ttnews[backPid]=2&tx_ttnews[tt_new
s]=82&cHash=42c04c730b [Stand 20.06.2008] 
 
HKM – Hessisches Kultusministerium: Richtlinien für 
die Zusammenarbeit von Schule und Betrieb im 
Bereich der allgemein bildenden Schulen. II 2 – 
960.060.010, Gült. Verz. Nr. 7200. Erlass vom 01 
Februar 2005. DOWNLOAD: 
http://download.bildung.hessen.de/schule/borie
nt/material/recht/Erlass_Richtlinie_Veroffentlich
ung.pdf [Stand 01.06.2008] 
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Hüfner, A.: Bundesregierung und Spitzenverbände der 
Wirtschaft rufen gemeinsam mit der KMK die 
gemeinsame Arbeitsgruppe „Schule und 
Wirtschaft“ in Leben. Februar 2005. DOWNLOAD: 
http://www.kmk.org/doc/publ/fachtagung0701
15.htm [Stand 25.05.2008] 
Der Vortrag wurde gehalten auf der Fachtagung 
„Handlungsleitfaden zur Stärkung von 
Berufsorientierung und Ausbildungsreife“. Die 
Arbeitsgruppe, die ihn erarbeitet hat wurde 
gegründet im Rahmen des Ausbildungspaktes. Die 
Kriterien wurden nur randständig in die Analyse 
mit einbezogen, da durch die 
Rahmenbedingungen der Entstehung des 
Leitfadens eine Kooperation und seine 
Ausgestaltung logische Konsequenz sind [vgl. 
auch Kap. 4.4.2, S 43]. 
Hundt, D.: Persönliche und soziale Kompetenzen – was 





Rede auf der BDA-Tagung „Bildungsauftrag 
Werteerziehung“ am 10.07.2003 in Berlin. Dieter 
Hundt ist wiedergewählter Arbeitgeberpräsident.  
IHK Hessen: Kapital Bildung. Vorschläge der IHK 
Arbeitsgemeinschaft Hessen für mehr Qualität in 





papier.pdf [Stand 15.06.2008] 
IHK Ulm: Kooperation Unternehmen der Region mit 







01.06.2008]   
IHK NRW: Was erwartet die Wirtschaft von den 
Schulabgängern? Faltblatt ohne Jahr. DOWNLOAD: 
http://www.ihk-
nordwestfalen.de/medienservice/20020807-
01.php  [Stand 16.06.2008] 
IHKs verstehen sich als die wichtigsten 
Interessenvertreter aller gewerbetreibenden 
Unternehmen [Selbstdarstellung auf der 
Homepage: http://www.dihk.de/ ]. Sie 
unterstützen zahlreiche Bildungsprojekte. So z.B. 
fördert die IHK Ulm durch einen Bildungsfond das 
Bildungsnetzwerk Schule-
Wirtschaft/Jugendleiterprogramm der 






Das Positionspapier ist auch als Orientierungshilfe für 
Lehrer gedacht, um ihre Schüler auf das 
Berufsleben vorzubereiten. (siehe Info auf der 












INSM: Wirtschaft und Schule. Hintergründe. Über 





Das Portal “Wirtschaft und Schule” bietet kostenlos 
Unterrichtsmaterial an und ist ein Angebot der 
INSM. Die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft 
wurde 2000 gegründet als brachen- und 
parteiübergreifende Plattform und versteht sich 
als Reformkampagne für mehr Wachstum und 
Arbeitsplätze; finanziert durch die 
Arbeitgeberverbände der Metall- und 
Elektroindustrie, unterstütz durch zahlreiche 
Personen des öffentlichen Lebens verfügt sie über 
einen Jahresetat von rund 8,32 Mio. Euro. 
Wissenschaftlich begleitet wird die Arbeit durch 





INSM: Grundlagentext 2: Bildung und Qualifikation. 





Es handelt sich hierbei um ein Unterrichtsmaterial für 
die Sekundarstufe I und die Zielgruppe 
Realschüler, Gymnasiasten, Berufsschüler. 
Abzurufen im Portal „Wirtschaft und Schule“, 
Stichwort: „Unterrichtsmaterial“; „Bildung“.  
IÖB: IÖB – Imagebroschüre. Ohne Jahr. DOWNLOAD: 
http://www.ioeb.de/fileadmin/user_upload/IOE
B_Broschuere.pdf [Stand 2.06.2008]   
Umfangreiche Darstellung der Projekte und Partner 
des Institutes auch einzusehen auf: 
http://www.ioeb.de/  
IQ – Institut für Qualitätsentwicklung (Hrsg.) / 
Hessisches Kultusministerium: Leitfaden zur 





Die Handreichung ist zwar für Lehrer und Ausbilder 
der Elektro- und Metallberufe gedacht, die 
Prinzipien der Durchführung einer 
Betriebsbesichtigung unterscheiden sich jedoch 
nicht von denen im Regelschulsystem.  




00c7d [Stand 28.05.2008] 
Gotthard Bauer ist Referent für Wirtschafts- und 
Rechtslehre/Rechnungswesen im ISB und 
verfasste den Kontaktbrief in dessen Auftrag. 
ISB (Hrsg.) u.a.: Rechtliche Probleme und 
Fragestellungen im handlungsorientierten 
Unterricht. München 2007. DOWNLOAD: 
http://www.isb.bayern.de/isb/index.asp?MNav=
0&QNav=5&TNav=1&INav=0&Pub=998  [Stand 
28.05.2008] 
Es handelt sich hierbei um ein Praxisbuch für den 
Unterricht in Arbeit-Wirtschaft-Technik in der 
Hauptschule. 
Kaminski, H. u.a.: Praxiskontakte. Zusammenarbeit 
zwischen Schule und Wirtschaft. Westermann: 
Braunschweig 2005 
Einige Informationen sind auch abrufbar unter: 
http://www.prawis.de/ und 
http://www.prawis.de/Leitfaden/index.html  
Killius, N. (Hrsg.) /Kluge, J. / Reisch, L.: Die Zukunft 
der Bildung. Suhrkamp: Frankfurt a.M. 2002 
Kluge, J.: Ein Angebot an die Politik. In: Killius, N. / 
Kluge, J. / Reisch, L. (Hrsg.): Die Bildung der 
Zukunft. Suhrkamp: Frankfurt a.M. 2003, S. 354-
356 
„Nelson Killius ist Berater bei McKinsey; Jürgen Kluge 
leitet das Deutsche Büro von McKinsey; Linda 
Reisch war von 1990-1998 Kulturdezernentin der 
Stadt Frankfurt am Main und arbeitet seitdem als 
Kultur- und Bildungsberaterin.“ 
[Impressumangaben in Kluge 2003, a.a.O.] . 
McKinsey gehört zu den führenden 
Beratungsunternehmen weltweit und ist Initiator 
des Programms „McKinsey bildet“, durch das 
versucht wird, der Bildungsdiskussion eine neue 
Richtung zu geben. Im Oktober 2005 veranstaltete 
McKinsey seinen zweiten. Bildungskongress und 
zahlreiche namhafte Vertreter beider Seiten 
diskutierten die Ergebnisse von vier 
Werkstattgesprächen unter dem Motto: „Wer an 




KMK (Hrsg.): Dokumentation zur Berufsorientierung 
an allgemeinbildenden Schulen (Sekundarbereich I 
und II). 1997. In: sowi – online e.V.: Auszug aus 
Veröffentlichungen der Kultusministerkonferenz. 
Bielefeld 2003. IM INTERNET: http://www.sowi-
online.de/reader/berufsorientierung/akteure-





KMK: Wirtschaft notwendig für schulische 
Allgemeinbildung. Pressemitteilung: Bonn 
21.08.2000. IM INTERNET: 
http://www.kmk.org/aktuell/pm000821.htm 
[Stand 14.06.2008] 
KMK (Hrsg.): Wirtschaftliche Bildung an 
allgemeinbildenden Schulen. Bericht der 
Kultusministerkonferenz vom 19.10.2001. Berlin. 
DOWNLOAD: http://www.kmk.org/doc/publ/wirt-
bildung.pdf [Stand 15.05.2008] 
KMK / BA: Rahmenvereinbarung über die 
Zusammenarbeit von Schule und Berufsberatung 
zwischen der Kultusministerkonferenz und der 







KV 1 - Wilhelm-von-Siemens-Gymnasium / 
Mahrzahn-Hellersdorfer Wirtschaftskreis e.V.: 
Kooperationsvereinbarung. 20.09.2007.  
DOWNLOAD: 
http://www.mhwk.de/content/archiv/2007/092
0_Kooperationsvereinbarung.pdf  [Stand 
16.06.2008] - elektronischer Anhang 
KV 2 - Gymnasium Am Kothe Wuppertal / 
EnergieAgentur / Ministerium für Wirtschaft, 
Mittelstand und Energie NRW: 
Kooperationsvereinbarung 2007. Solingen 
23.04.2007. DOWNLOAD: http://www.gymnasium-
kothen.de/aktuell/2007/kooperationsvereinbaru
ng.pdf [Stand 30.05.2008] - elektronischer 
Anhang 
 
KV 3 - Gesamtschule Eiserfeld / Firma Vetter 




er/Vertrag/partnerschaft.htm  [Stand 
16.06.2008] - elektronischer Anhang 
Hat Kooperationsverträge mit insgesamt fünf 
Unternehmen, siehe: http://www.gesamtschule-
eiserfeld.de/Konzepte/Firmenpartnerschaft/Firm
enpartner.htm [Stand 16.06.2008] 
KV 4 - Hauptschule an der Zielstattstraße München / 
Deutsche Bahn – Regio Oberbayern Werk 
München Pasing: Kooperationsvereinbarung. 
München 08.11.2007. DOWNLOAD: 
http://www.zielstatt.musin.de/Lernkooperation.
pdf [Stand 30.05.2008] - elektronischer Anhang 
Die Kooperationsvereinbarung besiegelt eine 
Lernpartnerschaft, die durch KOOSA (Kooperation 
Schule-Arbeitswelt) initiiert wurde. [Info siehe 
ebd.] 
Lena G.: Betriebserkundung. Erstellt am 16.01.2007. 
In: KLIXXER –Schüleronlinemagazin der 
Theeltalschule. IM INTERNET: 
http://www.klixxer.de/wp/?p=41 [Stand 
26.06.2006] – elektronischer Anhang 
[Bearbeitete Version zu finden im elektronischen 
Anhang.] 
LernLine: Individuelle Betriebspraktika. Ohne Jahr. 
DOWNLOAD: http://www.learn-
line.nrw.de/angebote/gemeinsamerunterricht/p
df/berufsorientierung.pdf [Stand 30.05.2008] 
LernLine ist der Bildungsserver des Landes NRW und 
wird herausgegeben vom Ministerium für Schule 
und Weiterbildung. Bei dem vorliegenden 
Dokument handelt es sich um Informationen für 
integrativen Unterricht und spiegelt deshalb auch 
den allgemein beabsichtigten Zweck eines 





LI – Landesinstitut für Lehrerbildung und 
Schulentwicklung: Kooperationsbeispiele 
Unternehmen und allgemein bildende Schulen in 
Hamburg.“ Stand Juli 2007  
Unveröffentlichte Bestandsaufnahme, zugesandt von 
Herrn Berend Loges per Mail vom 20.06.2008. Zu 
finden im elektronischen Anhang [LI 2007; 
Hamburg 2008]. 
MBJS (Hrsg.): Rahmenlehrplan. Wirtschaft-Arbeit-
Technik Pflicht- und Wahlpflichtbereich. 
Sekundarstufe I. gültig ab 1.08.2002 Wissenschaft 
und Technik Verlag: Berlin 2002.  
Dokument bereitgestellt auf dem Bildungsserver des 





WAT.pdf [Stand 31.05.2008] 
MBF: Das Betriebspraktikum. Auszug aus der 
Handreichung des MBF „Berufsorientierung – 
Betriebspraktikum“. Ohne Jahr. IM INTERNET: 
http://faecher.lernnetz.de/links/materials/1160
651867.pdf [Stand 28.05.2008].  
Dokument zu finden unter anderem im Fächerportal 
des „Institutes für Qualitätsentwicklung an 
Schulen“ in Schleswig-Holstein. Eingestellt am 
12.10.2006; siehe 
http://faecher.lernnetz.de/index.php?action=sear
ch  [Stand 28.05.2008] 
Meidinger, H.-P.: Wa(h)re Bildung. In: PROFIL, Heft 
10 / 2007, S. 3 
PROFIL wird herausgegeben vom 
Bundesvorsitzenden des DPhV e.V., aktuell ist dies 
Hans-Peter Meidinger.  
MKJS: Zusammenarbeit der allgemein bildenden 
weiterführenden Schulen mit Unternehmen in 
Baden-Württemberg. Stand Frühjahr 2008. [im 
elektronischen Anhang] 
Diese unveröffentlichte Übersicht über die Aktivitäten 
im Bereich Kooperation Schule und Wirtschaft 
wurde mir von Dipl. Päd. Thomas Schenk, 
Referent Schule Wirtschaft, zur Verfügung gestellt. 
Sie stellt nach eigenen Angaben eine sehr 
ausführliche Zusammenschau dar. (Email: Baden-
Württemberg 17.06.2008, im elektronischen 
Anhang) 
NKM – Niedersächsisches Kultusministerium (Hrsg.): 
Niedersachsens Schulen mit neuem Profil. 
Hahnsche Buchhandlung 2004. DOWNLOAD: 
http://cdl.niedersachsen.de/blob/images/C4687
363_L20.pdf [Stand 28.05.2008] 
Hierbei handelt es sich um eine Übersicht über die 
Grundsatzerlasse für Grundschule, Hauptschule, 
Realschule, Gymnasium, Kooperative 
Gesamtschule und Integrierte Gesamtschule. 
Pahl, V.: Statement zur Eröffnung der Fachtagung 
“Neue Kooperationen zwischen Schule und 
Arbeitswelt“. Bad Honnef 13./14.06.2005. 
DOWNLOAD: http://www.swa-
programm.de/tagungen/badhonnef/rede_pahl.p
df [Stand 01.06.2008] 
Veronika Pahl ist Leiterin der Abteilung „Ausbildung; 
Bildungsreform“ im Bundesministerium für 
Bildung und Forschung 
PfS – Stiftung Partner für Schule NRW: Gute Schulen 
brauchen starke Partner. Ziele und Leistungen der 
Stiftung Partner für Schule NRW. 04/2006. (a) 
DOWNLOAD: http://www.partner-fuer-
schule.nrw.de/download/stiftung/spfskompakt0
604.pdf [Stand 16.06.2008] 
PfS – Stiftung Partner für Schule NRW: Leitfaden für 




PfS – Stiftung Partner für Schule NRW: Leitfaden für 
Unternehmen. Stand 11/2006. (c) DOWNLOAD: 
http://www.partnerbetriebe.nrw.de/download/
partnerbetriebe/kurzleitfadenfuerunternehmen.
pdf [Stand 16.06.2008] 
PfS – Stiftung Partner für Schule NRW (Hrsg.): 
Newsletter. Ausgabe 1/2008. DOWNLOAD: 
http://www.partner-fuer-
schule.nrw.de/seniorexperten.php [Stand: 
06.06.2008] - elektronischer Anhang 
 
 
Stiftung Partner für Schulen NRW: wurde initiiert von 
der Landesregierung NRW und 9 Unternehmen; 
hat aktuell 32 Förderer aus der Wirtschaft; im 
Stiftungsrat, der die Geschäftsordnung genehmigt, 
sind beide Systeme paritätisch vertreten; arbeitet 
m.E. mit einem humanistischen 
Bildungsverständnis und ist nach eigenen 
Angaben eine einmalige Form eines 
Schnittstellenakteurs; versteht sich als Partner für 
Schule und Unternehmen. Ziel: dauerhafte 
Zusammenarbeit fördern, durch die Stärkung des 
Engagements der Wirtschaft sowie die Öffnung 
und Qualifizierung der Schulen; wobei der Nutzen 
für Schule und Unterricht im Vordergrund steht. 
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PfS – Stiftung Partner für Schule NRW: 
Hilfestellungen. Möglichkeiten für Aktivitäten in 
Partnerschaften. Ohne Jahr. IM INTERNET: 
http://www.partnerbetriebe.nrw.de/partnerbetr
iebe_aktionen_schulen.php [Stand 02.07.2008] 
Vgl. „Hilfestellung für Unternehmen“, in den keine 




PfS – Stiftung Partner für Schule NRW: 





P:S-W – Partner: Schule Wirtschaft: PROFIS. 
Programm Führungskompetenz in Schulen für 
Schulleiterinnen und Schulleiter. IN INTERNET: 
http://www.psw-berlin.de/index2.htm, 
Stichwort „PROFIS“ [Stand 15.06.2008] 
„P:S-W wurde im April 2002 als Landesagentur der 
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport 
Berlin in Kooperation mit der Vereinigung der 
Unternehmensverbände in Berlin und 
Brandenburg e.V. (uvb) gegründet“ [ebd., 
Stichwort „Wir über uns“] 
Rodenstock, R.: Die Verantwortung. Erfolg, Macht, 
Moral – was treibt die Unternehmensführung um? 




pdf?PHPSESSID= [Stand 16.06.2008] 
R. Rodenstock ist Präsident des vbw (Verband der 
bayrischen Wirtschaft) und Geschäftsführer des 
Unternehmens Rodenstock. Selbstdarstellung des 
vbw: „Wir sind die freiwillige, 
branchenübergreifende und zentrale 
Interessensvereinigung der bayerischen 
Wirtschaft und vertreten rund 80 bayerische 
Arbeitgeber- und Wirtschaftsverbände sowie 30 
Einzelunternehmen. Wir setzen uns ein für die 
Arbeitgeber von über 3,3 Millionen 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten.“ 
[http://www.vbw-bayern.de/agv/Wir_ueber_uns-
-1289.htm, Stand 16.06.2008] 
Schavan, A.: Der Stellenwert von Schule und Bildung in 
der Gesellschaft. In: Killius, N. / Kluge, J. / Reisch, 
L. (Hrsg.): Die Bildung der Zukunft. Suhrkamp: 
Frankfurt a.M. 2003, S. 236-240 
 
sdw / SchuleWirtschaft (Hrsg.): Mit MINT zum Beruf. 
Neue Wege der Zusammenarbeit von Schule, 
Unternehmen, und Hochschulen. Druckhaus 
Berlin-Mitte GmbH: Berlin 2005  
Das Buch ist eine Sammlung von Best-Practice-
Beispielen zur Förderung des Interesses an MINT-
Berufen. 
Selbach, A. / IW Köln (Hrsg.): Leitfaden fürs 
Betriebspraktikum. Thema Wirtschaft Nr. 94. Dt. 
Instituts-Verlang: Köln ohne Jahr 
Dieser Leitfaden muss nach 2003 entstanden sein, da 
u.a. die BIBB-Studie zum Umgang mit dem 
Schülerbetriebspraktikum [u.a. Bergzog 2006, 
a.a.O.] aus diesem Jahr zitiert wird. Die 
Herausgeber vermerken auf der letzten Seite, dass 
alle Angaben sorgfältiger Prüfung unterliegen. 
Daraus erlese ich, dass es die Meinung des 
Institutes mit widerspiegelt.  
Sommer, B.: Wissen und Werte für Schulen. In: 
Stiftung Partner für Schule NRW: Gute Schule – 
wir tun was! Düsseldorf Stand 09/2005. 
DOWNLOAD:  
Barbara Sommer ist amitierende Kultusministerin 
von Nordrhein-Westfalen.  
Theeltalschule: Praktikum. Ohne Jahr. IM INTERNET: 
http://www.erslebach.de/wp/?page_id=19 
[Stand 30.05.2008]  
Die Theeltalschule ist eine erweitere Realschule im 
Saarland mit 443 Schülern und dem 
Schüleronlinemagazin KLIXXER (siehe. Lena G., 
a.a.O.).  
Vollmer, G.: Unternehmen machen Schule. Mit 
Lernpartnerschaften zu wirtschaftsorientierten 
Bildungsregionen. Ideen & Produkt Verlang: Bonn 
2005 
Prof. Dr. Günter Vollmer ist Inhaber des Lehrstuhls 
für Chemiedidaktik und Gründer des Institutes 
Unternehmen & Schule (UnS). In dem Buch fasste 
er zehn Jahre seiner praktischen Erfahrung in der 
Vernetzungsarbeit zwischen Schule und 
Unternehmen zusammen [ebd.: 9].  
Auf der Homepage wird UnS GmbH als 
Beratungsunternehmen für professionelle Schule 
– Wirtschaft – Kooperationen bezeichnet. 2004 
wurde die UnS Service GmbH als 
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Partnerunternehmen des Institutes Unternehmen 
& Schule GmbH gegründet und unterhält die 
bundesweite Informationsplattform „Portal 
Schule und Wirtschaft“. Weiteres Projekt: „KURS 
21“. Ziel: Durch Lernpartnerschaften 
unterrichtsverändernde Intensivkontakte zu 
fördern, damit die Schule der Wirtschaft näher 
rückt (Vollmer 2005). Wird gefördert durch die 
Metro Group, Telekom und den IHKs. 
Weiß, R.: Betriebspraktikum und Betriebserkundung. 
In: Der Ausbilder, Jg. 47, Heft 3. Bertelsmann: 
Bielefeld 1999 
Bis zur Ausgabe 01/05 war „Der Ausbilder“ Beilage 
zur „Zeitschrift für Wirtschaft und 
Berufserziehung“ (W&B). Danach wurde die 
Zeitschrift mit der W&B vereint [siehe Info 
http://www.steiner-verlag.de/Ausbilder/; Stand 
29.05.2008]. W&B wird nach Aussage der „Berufs- 
und Wirtschaftspädagogik-online“ (eine Online-
Zeitschrift, deren Beiträge in die 
Literaturdatenbank des BIBB aufgenommen 
werden) eine Nähe zur Arbeit der Industrie- und 
Handelskammer nachgesagt 
[http://www.bwpat.de/informativ/zeitschriften/
#7; Stand 29.05.2008]. W&B selbst richtet sich 
vornehmlich an Ausbildungsleiter in den 
Unternehmen [vgl. http://www.w-und-b.com/, 
Stand 23.06.2008] 
WiGy e.V. / Handelsblatt macht Schule: Wirtschaft 
will Risiko-Azubis helfen. Wirtschaft aktuelle im 




Es handelt sich hierbei um ein Unterrichtsmaterial, 
das im Rahmen des Projektes „Handelsblatt macht 
Schule“ in Zusammenarbeit mit dem IÖB erstellt 
wurde; mit vielen weiteren Materialien abzurufen 





WJD – Wirtschaftsjunioren Deutschland: Hamburger 
Erklärung. Deutschland muss einen Wandel 
wollen. Hamburg 2002. DOWNLOAD:  
http://www.wjd.de/struktur/org_cms/download
_get.php?id=343&WJDSESSID=b50fe3541511cd0
48da5302f6047e073 [Stand 30.05.2008] 
WJD – Wirtschaftsjunioren Deutschland: 
Unternehmen Zukunft. Was jetzt getan werden 
muss, damit junge Unternehmer und Familien in 
Deutschland eine Zukunft haben. Positionspapier. 
Öffentlich 29.04.2008. DOWNLOAD: 
http://www.wjd.de/struktur/org_cms/download
_get.php?id=2482&WJDSESSID=00e53e2fa2a3f9c
ecb5b3257a19b4d4f [Stand 24.06.2008] 
WJD – Wirtschaftsjunioren Deutschland / Albert, P.: 




18503b85a6dd8b829f] [Stand 16.06.2008]  
Der WJD ist mit mehr als 10.000 Mitgliedern 
bundesweit der größte Verband junger 
Unternehmer und Führungskräfte, und bezeichnet 
sich selbst „als Sprachrohr der jungen deutschen 
Wirtschaft“ (WJD 2008: 1). Der Verband will 
Akzeptanz für unternehmerisches Handeln in der 
BRD erhöhen und Wirtschaft- und 
Gesellschaftspolitik mitgestalten. [Siehe 
Profilbeschreibung auf http://www.wjd.de ]. Die 
Hamburger Erklärung ist ein Maßnahmenkatalog 
zur Verbesserung der wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Situation in Deutschland. Das 
Positionspapier „Unternehmen Zukunft“ 
beinhaltet Vorschläge, wie die 
Rahmenbedingungen für Unternehmen und 
Familien verbessert werden können. Beide 
abzurufen unter „Grundsatzpapiere“ 
http://www.wjd.de/presse/ [Stand 30.05.2008]. 
Peter Albert ist Bundesvorstand des Ressort „Bildung 
Wirtschaft“.  
WMK u.a.: Gemeinsame Erklärung von WMK, KMK, 












WMK u.a.: Empfehlungen für ein Kerncurriculum 
Wirtschaft einschließlich Qualitätskriterien für die 
Lehreraus- und Fortbildung sowie 
Betriebspraktika von Lehrern und Schülern. 
Bremen 14.02.2003. DOWNLOAD: http://www.bda-
online.de/www/bdaonline.nsf/id/BD9C1F2CF3A
1B49BC1256DE70069F4C3 [Stand 10.06.2008] 
Das Papier ist eine Ergebnis der gemeinsamen 
Arbeitsgruppe der WMK, KMK, der BDA, des BDI, 
DIHK, ZDH und DGB und wurde auf Initiative des 
ehemaligen Senators für Wirtschaft, Mittelstand, 
Technologie und Europaangelegenheiten der 
Freien Hansestadt Bremen, Herrn Josef Hattig, 




Wolff, K.: Auf dem richtigen Weg. In: Avenarius, H. 
u.a.: Bildungsbericht für Deutschland. Erste 
Befunde. Leske+Budrich: Opladen 2003  
Karin Wolf war zum Zeitpunkt des Erscheinens des 
Bildungsberichtes Präsidentin der KMK und 
verfasste das Vorwort. 
Wysocki, M.v.: Manager coachen Schulleiter. In: 
Handelsblatt, Nr. 228 vom 24/25/26.11.2006, S. 
11. DOWNLOAD: 
http://www.handelsblattmachtschule.de/downlo
ad/download.php?id=183 [Stand 01.06.2008] 
Wysocki, M.v.: Wirtschaft und Schule im Gespräch. In: 
Handelsblatt, Nr. 237 vom 7.8.9.12.2007, S. K4 
Der Zeitungsbericht entstand im Rahmen der 
Initiative „Handelsblatt macht Schule“. 
Zöllner, J.: Eröffnung der Fachtagung 
„Handlungsleitfaden zur Stärkung von 




Prof. Jürgen Zöllner ist amtierender Vize-Präsident 
der KMK und Bildungssenator von Berlin. Er hielt 
die Rede anlässlich der Eröffnung einer 
Fachtagung zum Thema „Handlungsleitfaden zur 
Stärkung von Berufsorientierung und 
Ausbildungsreife“, an der Vertreter aus beiden 
Systemen teilnahmen [siehe 
http://www.kmk.org/doc/publ/fachtagung07011
5.htm Stand 30.05.2008]. 
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I. Anhang - Kategorietabellen 
Tabelle 1 - Warum soll eine Kooperation eingegangen werden? [vgl. Arbeitsblatt 1] 
Bildungssystem Schnittstellenakteure Wirtschaft 
Schülerorientiert 
Berufsorientierung: „Jugendliche 
benötigen daher eine aktuelle 
Vorbereitung auf die 
Wirtschafts- und Berufswelt“ 
{BLK 1; vgl. auch BLK  2, 4b; 
BMBF 2; KM Bayern; B.O.S.S; 
HKM 3; Sommer}  
Berufsorientierung: „Gerade in 
Zeiten schwieriger 
wirtschaftlicher Zeiten sind 
Berufsorientierung und 
Berufswahlunterricht als 
langfristiger Prozess wichtiger 
denn je.“ {SW 2; vgl. auch PfS 1, 
5a; KV 1a; KV 2;  KV 4b} 
Berufsorientierung: „Um über die 
vielfältigen Berufsmöglichkeiten 
aufzuklären […] kooperieren die 
Arbeitgeber seit vielen Jahren 
eng mit den Schulen.“ {BDA 1; 
vgl. auch bsw 1c, 2b} 
Übergang für Jugendliche 
erleichtern: „Ziele dieser 
Kooperation sind z.B. […] die 
Vermittlung von Lehrstellen {BLK 
2; vgl. auch BLK 4c; BMBF 1, 2; 
KMK 2a, 2b; GEW; Sommer} 
Übergang erleichtern: „Deshalb ist 
unsere ganze Konzentration 
darauf ausgerichtet, jungen 
Menschen die Bildung zu 
ermöglichen, die ihren 
Neigungen und Fähigkeiten 
entspricht und sie zugleich 
optimal auf den Beruf 
vorbereitet.“ {PfS 1; vgl. auch 
PfS 2f}  
Übergang in Arbeitswelt 
verbessern: „Um den Übergang 
von Schule zu Beruf zu 
optimieren, ist es erforderlich, 
alle Akteure […] miteinander zu 
verzahnen.“ {IHK Hessen; vgl. 
auch BildungsCent 2b} 
Perspektive für Jugendliche: „Ziele 
dieser Kooperation sind z.B. […] 
Entgegenwirken der 
Perspektivlosigkeit nach dem 
Schulabgang {BLK 2; vgl. auch 
B.O.S.S 2} 
  
 Entwicklung unterstützen, auf 
Zukunft vorbereiten: „Sie 
müssen in die Lage versetzt 
werden, diesen Wandel zu 
meistern, ihn aktiv, initiativ und 
kreativ gestalten zu können“. 
{SW 1; vgl. auch KV 1a}  
Persönlichkeitsentwicklung 
fördern: „[…] gemeinsame 
Projekte von Schülern und 
Auszubildenden wie von Schulen 
und Unternehmen stärken aller 
Erfahrung nach das 
Selbstvertrauen und 
Verantwortungsbewusstsein der 
jungen Menschen in einem 
Maße, wie es das Lernen in der 
Schule alleine nicht erreicht.“ 






Kompetenzerwerb für Arbeits- und 
Lebenswelt, 
Problemlösefähigkeiten 
erwerben: „Vielmehr müssen sie 
[…] mit Methoden vertraut 
Kompetenzen fördern, 
Ausbildungsreife verbessern, 
auf Arbeits- und Lebenswelt 
vorbereiten: „Die gemeinsame 
Förderung der fachlichen, 
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Menschen, […] ist – nicht zuletzt 
vor dem Hintergrund der nach 
wie vor angespannten Lage am 
Ausbildungsmarkt – wichtiger 
denn je“ {BMBF 2; vgl. auch BLK 
2} 
- „Aber generell seien Schulen 
ohne Hilfe von außen kaum in 
der Lage, Jugendlichen zur 
Ausbildungsreife zu verhelfen“. 
{Hauptschule Oldentrop 1}  
gemacht werden, die 
entdeckendes und 
selbstgesteuertes Lernen, 
vernetztes und problemlösendes 
Denken und Handeln 
ermöglichen – und das ein 
Leben lang“ {SW 1; vgl. auch 
WMK; PfS 2c; KV 4} 
persönlichen und sozialen 
Kompetenzen der 
Ausbildungsreife sollte 
Grundlage der Zusammenarbeit 
von Eltern, Lehrern und 
Unternehmen sein.“ {IHK Hessen 
1; vgl. auch UnS 1; BildungsCent 
1; bsw 2a} 
Ökonomische Bildung stärken: 
„Ziele dieser Kooperation sind 
z.B. das Bewusstmachen von 
wirtschaftlichen und 
ökonomischen Prozessen, um 
politische und gesellschaftliche 
Abläufe verstehen zu lernen 
[…]“ {BLK 2} 
Ökonomisches Wissen vermitteln: 
„Dazu benötigen sie nicht nur 
Wissen über Bedingungen des 
Wandels, ökonomische 
Fragestellungen und Strukturen 
der Arbeitswelt.“ {SW 1; vgl. 
auch PfS 2c} 
 
Verbesserung im Schulsystem 
Unterricht: 
− Verbesserung durch 
Praxisbezug: „Dieses 
praxisorientierte Lernen in 
Projekten mit der Wirtschaft, die 
auf großes Interesse der 
Jugendlichen stoßen, müssen 
wir verstärken.“ {KMK 1; vgl. 
auch KMK 3; HKM 1,2} 
Unterricht 
− Praxisbezug: „Das Unternehmen 
soll den Schülerinnen und 
Schülern […] im Verlauf ihrer 
Schullaufbahn als Modell der 
Arbeitswelt in verschiedenen 
Jahrgangsstufen und in 
unterschiedlichen Fächern 




Unternehmen trägt […] dazu bei, 
dass am Beispiel des 
Unternehmens 
Entwicklungstendenzen in der 
Berufs- und Arbeitswelt 
aufgezeigt werden und die 
daraus resultierenden 
Konsequenzen für die 
Grundlagenbildung der Schule 
bekannt sind.“ {KV 4b} 
Unterricht 
− Verbesserung durch 
Praxisbezug: „Mögliche Inhalte 
sind: Die Anwendung und 
Erweiterung von schulischem 
Wissen in technischen 
Arbeitsprojekten.“ {IHK Ulm; vgl. 
auch BDA 1; bsw 1bi} 
− Ausrichtung auf die Bedürfnisse 
der Wirtschaft: „Umso schwerer 
wogen die […] deutlich 
werdenden Beschwerden über 
unzureichende Ausrichtung des 
Unterrichts auf die Bedürfnisse 
der Wirtschaft.“ {UnS} 
−  Ökonomische Bildung stärken: 
„Besondere Förderung und 
Unterstützung der 
ökonomischen Bildung an den 
allgemeinbildenden Schulen und 
den Förderschulen.“ {bsw 1b ii} 
Schulentwicklung – Unterstützung - 
Orientierung 
− Orientierung für Schulleiter, 
Kompetenzaufbau für 
Schulleiter: „Durch ihn [ihren 
Coachpartner, Anm. der U.K.] 
bekomme ich auch ein Feedback 
von außen, ob ich auf dem 
richtigen Weg bin und nicht im 
eigenen Saft 
schmore“.{Zerfowski; vgl. auch 
Hauptschule Oldentrop 2} 
Schulentwicklung – „Stärkung  der 
Qualität  von Unterrichts- und 
Schulentwicklung“ {PfS 5a} 
− Orientierung, Praxisbezug für 
Lehrer: „Lehrkräfte bleiben am 
Puls der Zeit“ {PfS 5b iv; vgl. 
auch KV 1 a} 
− Von der Wirtschaft lernen, 
Fachkompetenz von außen: 
„Wie geht zum Beispiel die 
Wirtschaft mit strukturellen 
Veränderungen um? Wie kann 




Schulleitungen sich heute 
zunehmend als Manager und 
Organisationsentwickler mit 
Personalverantwortung 
gegenüber dem Kollegium 
verstehen, sind Impulse aus der 
unternehmerischen Praxis 
höchst wirkungsvoll.“ 
{BildungsCent 2a; vgl. auch WF} 
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− Unterstützung für die Schulen 
durch Wissenstransfer: „Dies 
geschieht nicht nur durch 
finanzielle Hilfe, sondern vor 
allem auch durch einen Wissens- 
und Wertetransfer.“ {Sommer} 
die Schule aus den Erfahrungen 
der Wirtschaft lernen?“{SW 3, 4; 
vgl. auch PfS 5a} 
− Kompetenz und 
Wissenstransfer: „[…]Schulen in 
diesem Entwicklungsprozess zu 




Wirtschaft und Schule zu 
initiieren. 
Schulleitungsmitglieder von in 
Zukunft selbständigen Schulen 
werden so gezielt auf die neue 
Rolle als Leiter eines 
selbstständigen Unternehmens 
Schule unternehmerisch und 
pädagogisch vorbereitet.“ {PfS 
3} 
− Ökonomische Bildung für Lehrer: 
„Veranstaltungen und 
Lehrerseminare zur EU-
Erweiterung, Globalisierung und 
Weltwirtschaft.“ {bsw 1d} 
− Betriebswirtschaftliches Wissen 
vermitteln: „Wichtige 
Kooperationen zwischen Schule 
und Wirtschaft sollen aber auch 
erfolgreich das Wissen in die 
Schulen vermitteln. Hier werden 
wir Überzeugungsarbeit dafür 
leisten, dass Schulen wie 
Unternehmen geführt werden 
sollten.“ {WJD 1}  
− Qualitätsstandards einhalten:  
„Entscheidend ist nun ihre [der 
Bildungsstandards, U.K.] 
Verwirklichung, d.h. die 
Überprüfung der Zielerreichung 
an den Schulen und die Messung 
von Lernfortschritten. Schulen 
brauchen dafür wirksame 
Unterstützung und Beratung.“ 
{BDA 3; vgl. auch Wissensfabrik 
1} 
 Publicity für die Schule: „Nicht 
zuletzt prägt sich durch eine 
Partnerschaft in der 
Öffentlichkeit ein modernes 
Schulprofil.“ {PfS 5a}  
 
Austausch zwischen den Systemen 
Verständnis für die Probleme des 
anderen Systems; gemeinsames 
Problemlösen: Die 
Zusammenarbeit soll „das 
Verständnis für einander 
erhöhen“. „Statt sich gegenseitig 
die Schuld zuzuweisen, […]“ 
solle zusammen überlegt 
werden, „wie die tatsächlich 
vorhandenen Probleme 
gemeinsam zu lösen sind.“ {KMK 
2b+c} 
Gegenseitiger Wissensaustausch, 
bessere Kenntnis voneinander: 
„Beide Beteiligten gehen davon 
aus, dass eine bessere Kenntnis 
[…] von den gegenseitigen 
Erwartungen und 
Anforderungen, den 
Jugendlichen […] zugute 




Schulen und Betrieben sind 
dauerhaft angelegte 
Kooperationen von Schulen und 
Unternehmen, um gemeinsam 
die Schulentwicklung zu 
fördern.“ {PfS 4a} 
Stärkere Verzahnung: „Die 
wirtschaftliche Realität soll in 
der Schule eine größere 
Bedeutung erlangen und 
konkret werden. Die schulische 
Realität soll von dem 
Gegenseitiger Dialog, gegenseitiges 
Kennenlernen, 
Informationsaustausch: 
„Anzustreben ist ein fruchtbarer 
Dialog, eine möglichst intensive 
Kooperation zwischen Schulen, 
Lehrern und der Wirtschaft im 
Interesse der Schüler“ {INSM; 
vgl. auch BildungsCent 2 a ii; 
BJU; bsw 1ai}  
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Unternehmen näher in den Blick 
genommen und gefördert 
werden.“ {KV 3a} 
Wirtschaftsbezogene Interessen 
Fachkräftebedarf sichern, 
Nachwuchs fördern: „Die 
Zusammenarbeit der Akteure 
aus Wirtschaft und Bildung soll 
verbessert werden, so dass 
Unternehmen ihren 
Fachkräftebedarf sichern 
können.“ {B.O.S.S 2; vgl. auch 
BLK  3} 
Nachwuchsförderung, 
Standortsicherung: „So können 
sie [Anrede an die 
Unternehmen, U.K.] bereits jetzt 
dem mittelfristig zu 
erwartenden Mangel an 
Ausbildungsplatzbewerbern 
entgegen treten.“ {PfS 4d, 4b iii-
vi} 
Nachwuchs fördern, sichern; 
insbesondere in 
Naturwissenschaft und Technik: 
„Auch dort schlummern 
Potenziale.“ {Dr. Oetker 1; vgl. 
auch UnS 2; BDA 1; HBL; sdw} 
Publicity für Unternehmen: „Die 
Unternehmen können […] eine 
breitere Öffentlichkeit mit ihrem 
Unternehmen erreichen.“ {BLK 
3} 
PR, Imageverbesserung durch 
„Dokumentation sozialen 




Unternehmen können sich als 
gesellschaftliche Partner 
etablieren […].“ {BLK 3} 
 Gesellschaftliche Verantwortung: 
„Der Konzern habe eine 
gesellschaftliche Verantwortung, 
und die nehme er wahr, indem 
sich auf diese Weise engagiere.“ 
{Dr. Oetker} 
 Verständnis für die Jugend: „Nähe 
zur Lebenswelt der 
Jugendlichen“ erlangen. {PfS 4b 
i} 
 
  Kundenbindung: 
„Unternehmensvertreter wie 
Bahnvorstand Suckale räumten 
freimütig ein, dass sie […] 
durchaus an der Kundenbindung 
interessiert seien.“ {HBL 2} 
(Quellen) 
BLK 2004; B.O.S.S o.J.; GEW 2005; 
HKM 2005; Hauptschule Oldentrop 
2008; KMK Pressemitteilung 2000; 
KMK 2001; Pahl 2005; PfS 2005; 
Zöllner 2007; E-Mail: Bayern 
Servicestelle 2008 
BuAg 2003; PfS 2006 (a –c) / o.J.; KV 
1-4; WMK u.a 2002;  
 
 
BDA 2005(a); BDA 2005; 
BildungsCent e.V. 2006; BJU o.J.; 
bsw 2007; bsw o.J. (a); Detmer 
2007; Hauptschule Oldentrop 2008; 
Hundt IHK Ulm 9837; IHK 2007; 
INSM 2008; sdw 2005; Vollmer 
2005; WJD 2008; Wysocki 2007;  
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Tabelle 2 – Gestaltungsmerkmale einer Kooperation [vgl. Arbeitsblatt 2] 
Bildungssystem Schnittstelle Wirtschaft 
Formale Rahmenbedingungen 
− Schulische Veranstaltung {HKM 
1}  
− In die langfristige 
Unterrichtsplanung einbeziehen 
{HKM 1};  Fester Bestandteil des 
Schullebens {KM 2} 
− Vor-und Nachbereitung ist Pflicht 
{HKM 1}; Betriebsangehörige mit 
einbeziehen {HKM 2} 
− Fächerübergreifend oder 
thematisch passend in die Fächer 
einbeziehen {HKM 3} 
− Vereinbarung schriftlich 
fixieren {PfS 2c}; Konkrete 
Aktivitäten benannt; 
Zuständigkeiten verteilt {KV 1-
4; vgl. Empfehlung PfS 1c} 
− Regelmäßiger 
Erfahrungsaustausch {KV 1-4; 
vgl. Empfehlung  PfS 1 c} 
− Laufzeit befristet mit der 
Option der automatischen 
Verlängerung {KV 2; KV 3; KV 
4} oder unbefristet {KV 1}.  
− Langfristig angelegt {KV 1-4} 
aber jederzeit {KV 1-3} oder 
mit 3-monatiger. Frist kündbar 
{KV 4} 
− Kooperation Bestandteil des 
Schulprogramms {KV 1; KV 4; 
vgl. Empfehlung PfS 2c} 
− Räumliche Nähe gegeben {KV 
1 ca. 3,7 km; KV 2 ca. 4,3 km; 
KV 3 ca. 1,0 km; KV 4; ca. 16,7 
km; vgl. Empfehlung PfS  2a} 
− Aktionsverabredungen sind 
Absichtserklärungen {KV 2; KV 
3; KV 4} 
− Zielvereinbarungen schriftlich 
fixieren in Form eines 
Kooperationsvertrages {IHK 1; 
Wissensfabrik 2} 
− Geregelte Zuständigkeiten 
{Wissensfabrik 2} 
− Kontinuität, regelmäßiger 
Erfahrungsaustausch {IHK 2a} 
− Regionale Nähe {Wissensfabrik 1} 
− Mittel- bis langfristig angedacht 
{Wissensfabrik 2} 
Methoden (neben den klassischen wie z.B. Praktikum, Erkundung, Girls Day) u.a. 
Unternehmen wirken in die Schule: 
− Lehrer- sowie 
Schülertrainingsmaßnahmen 
durch Ausbildungsleiter {KM 1} 
− Gestaltung pädagogischer Tage in 
Betrieben oder unter Beteiligung 
von betrieblichen Experten {KM 
1}; Unterstützung bei der 
Gestaltung von Projektwochen 
{KM 6} 
− Wirtschaftsvertreter halten 
Vorträge und geben so Einblicke 
in wirtschaftliche Abläufe {KM 
5a}; Mitarbeit betrieblicher 
Experten im Unterricht {HKM 4}; 
Angebote aus der Wirtschaft 
stellen sinnvolle Ergänzung zum 
Unterricht dar {KM 4} 
− Schülerfirmen unterstützen {KM 
5c} 
 
Unternehmen wirken in die 
Schule: 





Beratung zu bestimmten 
Themen {KV 1-4} 
− Unterricht: Experten / 
Mitarbeiter in den Unterricht 
{KV 2; KV 3}; Beschaffung von 
Infomaterial {KV 2}, auch über 
das Unternehmen {KV 1; KV 4} 
− Schulentwicklung: Konkrete 
Beratung, Unterstützung bei 
der schulischen Ausstattung 
{KV3}; Lehrerpraktika 
ermöglichen {KV 3} 
− Einladung zu 
Unternehmertreffen {KV 1} 
Unternehmen wirken in die Schule: 
− Unternehmen wirken im 
Regelunterricht oder Projekten 





Führungsstile). Hilfestellung bei 
der Organisationsentwicklung 





Unterrichtsmaterialien (z.B. HBL 
macht Schule; Portal „Schule und 
Wirtschaft“) 
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− Nutzung überbetrieblicher 
Ausbildungsstätten für Projekte 
{KM 5b} 
− „Einsatz von Mentoren in der 
Schule für Berufsorientierung“ 
{Ausbildungspakt} 
Schule wirkt in die Unternehmen: 
− Hospitation von 
Ausbildungsleitern im 
Realschulunterricht {KM 1} 
Schule wirkt in die Unternehmen: 
− Schule stellt Sportplatz für 
Veranstaltungen zur 
Verfügung {KV1} 
− Erwähnt Kooperationspartner 
auf der Homepage; gibt 
Sponsorenhinweise {KV 1; KV 
3} 
− Präsentationen / 
Ausstellungen in 
Unternehmen {KV 1; KV 3} 
Schule im Unternehmen: 
− „Workshops, Referate, 
Vortragsreihen“;  
„Betriebspraktika für Schüler und 
Lehrer bzw. Erzieher“; 
„Seminarveranstaltungen durch 
das Unternehmen für Schüler und 
Lehrer bzw. Erzieher“ 
{Wissensfabrik 5} 
Merkmale – zu bedenkende, notwendige Voraussetzungen 
− „Auf Augenhöhe“ {DPhV-
Vorsitzender} 
− Die Grenze des Sponsorings sei 
erreicht, wenn „täglich riesige 
Stapel von Werbematerial oder 
irgendwelche Angebote für 
Produktständer auf den 
Schreibtisch“ kommen. 
(Meidinger} 
− Vorstellung des Unternehmen 
und die Ausrichtung der 
Schule sollten 
zusammenpassen {PfS 1b} 
− Schulen: 
 sollen genaue Vorstellungen 
haben, wo eine Verbindung 
zu Unterricht geeignet ist; 
weniger ist mehr {PfS 2b} 
 sollen „sehr genau 
[überlegen], welchen Nutzen 
das Unternehmen von dieser 
Partnerschaft haben könnte“ 
{PfS 2g} 
− Schulen und Unternehmen 
sollten jeweils mit anderen 
ihres Systems 
zusammenarbeiten, um 
Probleme und Aufwand zu 
reduzieren. {PfS 1a, 2g} 
− Lernziele individuell aushandeln 
{IHK 2a} 
− Ausgewogenes Geben und 
Nehmen, {Wissensfabrik 2}  
− Gemeinsame Aktivitäten, 
intensive Zusammenarbeit 
{Wissensfabrik 2} 
− „Auf gleicher Augenhöhe“ 
{Wissensfabrik 2} 
− „Von Vorteil ist, wenn die 
Bildungseinrichtung möglichst 
konkrete Vorstellungen über den 
Inhalt der Kooperation und dies 




Hertzfeldt 2007; HKM 2005; Wysocki 
2007; KMK 2001 
BMBF 2004; PfS 2006 b/c; KV 1-4 BDA 2005; Detmer 2007; IHK 2007; 
IHK Ulm 9837 
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Tabelle 3 - Vorstellungen, Erwartungen, Zuständigkeiten [vgl. Arbeitsblatt 3] 
Bildungssystem Wirtschaft 
Vorstellungen / Forderungen  vom Anderen 
Wirtschaft allgemein: 
- Sichere Gewissheit: „Die Anforderungen […] an 
Schüler, Lehrkräfte und Ausbilder sind gewaltig 
gestiegen.“ {Zöllner 1} 
- Bildungspolitische Veränderungen bräuchten Zeit 
um zu greifen. {Zöllner 5} 
- Schule könne nicht „fertig“ ausbilden und 
erziehen. Arbeitgeber hätten anschließend ihren 
Teil zu leisten. {Zöllner 5; vgl. auch Stange 3} 
- „Trotz erkanntem, drohendem Fachkräftemangel 
in den kommenden Jahren und Jahrzehnten 
nimmt die Wirtschaft ihre gesellschaftlich 
auferlegte Verpflichtung zur Ausbildung junger 
Menschen immer weniger wahr.“ {Stange 1} 
Das Lehrpersonal:  
- Schulleiter verstünden sich zunehmend als 
Manager {BildungsCent e.V.; vgl. auch BDA} 
- Lehrer müssten auf ihre Vorbildfunktion besser 
vorbereitet werden. {BDA 1i} 
- „Lehrer meinen, Eltern kämen ihrer 
Erziehungspflicht nicht nach, und Eltern ärgern 
sich über das Verhalten der Lehrer. 
Schuldzuweisungen dominieren bis hin zum 
Beschreiten des Rechtsweges - oder Ratlosigkeit 
macht sich breit.“ {BDA 1g} 
- Eltern und Lehrer seien unsicher in dem was sie 
Jugendlichen vermitteln: „Lehrer, Erzieher, auch 
Eltern selbst sind unsicher: Dürfen sie ihre 
eigenen Wertvorstellungen überhaupt den 
jungen Menschen aufdrängen? Wo ist die Grenze 
zwischen der Vermittlung von notwendigen 
Regeln einerseits und Indoktrination 
andererseits? Lehrer wie Eltern wollen der 
jungen Generation in einer Welt des Wandels das 
adäquate Rüstzeug mitgeben, aber sie wissen 
nicht, worin es eigentlich genau besteht.“ {BDA 
1g}  
Bildungssystem - Probleme: 
- Die Bildungsreform sei gefangen in 
Grabenkämpfen [McKinsey 1}, Eltern und Lehrer 
verharren in Schuldzuweisungen. {BDA 1g} 
- „Differenzierung im Lernen und individuelle 
Förderung ist für eine Verbesserung der 
Schülerleistungen von zentraler Bedeutung und 
zugleich das größte Defizit in allen Schulformen.“ 
{BDA 2d}. 
- „Abschlüsse dürfen nicht das Ende sein, sondern 
müssen neue Anschlüsse eröffnen.“ {BDA 1b} 
- „Ein Blick in die Schulgesetze der Bundesländer 
lohnt sich. […] Würden diese Erziehungsziele in 
der Schulpraxis erreicht, müssten wir uns um die 
Zukunft Deutschlands keine Sorgen zu machen.“ 
{BDA 1f} 
- „Die Anforderungen der Arbeitswelt sind 
anspruchsvoller geworden. Damit müssen die 
Bildungssysteme Schritt halten, ein Lamento über 
steigende Anforderungen der Wirtschaft trägt 
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Bildungspolitische Zuständigkeiten / Selbstzuschreibung 
Schülerbezogen:  
- Förderung für alle ermöglichen {Zöllner 1; Stange 
2} 
- „Wir, die wir für Schule und Bildung 
verantwortlich zeichnen, müssen unseren Teil 
dazu beitragen, dass die Jugendlichen […] ihre 
Chance erhalten, sich dauerhaft in das 
Erwerbsleben zu integrieren, nicht immer am 
selben Arbeitsplatz, aber doch so, dass ihre 
Bildung und Ausbildung ihnen immer noch die 
Chance einer Wahl eröffnet.“ {Zöllner 2} 
- „Schulen werden stärkere Anstrengungen 
unternehmen, um Jugendliche für die Arbeitswelt 
fit zu machen.“ {KMK/BDA 1} 
- „Und dann müssen wir auch noch dafür Sorge 
tragen, dass Wirtschaften und Wirtschaftssysteme 
keine Fremdkörper bleiben für unsere 
Jugendlichen, dass „Broterwerb“ für sie keine 
lästige Pflicht, sondern auch ein wenig 
Verwirklichung von Fähigkeiten und Nutzung von 
Qualifikationen bedeutet.“ {Zöllner 4} 
-  „Mindestens genauso wichtig sind persönliche 
und soziale Eigenschaften, deren Ausbildung nicht 
allein Angelegenheit der Schule ist.“ {Stange 3} 
Schülerbezogen: 
- „Auch die Entscheidungsträger der Wirtschaft 
haben eine Art Vorbildrolle für Jugendliche, der 
sie sich bewusst sein müssen.“ {BDA 1k} 
 
Die Schulentwicklung betreffend: 
- „[…] die Rahmenbedingungen schulischen Lernens 
optimieren, um die Zahl der Schulabgänger ohne 
Abschluss deutlich senken und die Abschlüsse von 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund an die 
der deutschen Jugendlichen heranführen zu 
können.“ {Zöllner 4; vgl. Stange 2} 
- „Es ist an uns, als Experten für das Lehren und 
Lernen, als Gewerkschaft die geeigneten 
individuellen Maßnahmen zu finden und die 
notwenigen Partner in der Politik, der Wirtschaft 
und der Wissenschaft mit zu fordern.“ {Stange 2} 
- „Und so gern wir auch möchten, dass unser 
umfassendes Reformprogramm nach PISA schnell 
greift, so deutlich müssen wir doch darauf 
hinweisen, dass bildungspolitische 
Veränderungen ihre Zeit brauchen.“ {Zöller 5} 
 
Die Schulentwicklung betreffend: 
- Orientierungshilfe: „Wie haben Schulen, Lehrer 
und Eltern reagiert? Viele haben sich bei uns 
bedankt. Sie empfinden das Votum der 
Arbeitgeber als willkommene Unterstützung für 
eine Erziehung, die sie selbst für äußerst 
notwendig halten, aber oft nicht mehr zu 
verwirklichen wagen.“ {BDA 1l; vgl. auch 
BildungsCent e.V.; BDA 1k} 
- Bestätigung / Ermutigung: „Wir Arbeitgeber 
ermutigen die Schulen, diese Aufgabe 
selbstbewusster wahrzunehmen.“ {BDA 1a} 
- Rahmenbedingungen und Organisatorische Hilfe: 
Unternehmen „bieten Know How in 
Qualitätsmanagement und Personalentwicklung 
an.“ {BDA 2f; vgl. BildungsCent; IHK  Ulm} 
- Verantwortung im Schulbeirat übernehmen {BDA 
1f} 
(Quellen) 
AWT o.J.; GEW 2005; WMK u.a. 2002; Zöllner 2007;  BDA 2005; BDA / DGB 2000; BildungsCent e.V. 2006; 
DIHK o.J.; Hundt 2003; IHK Ulm 9837; IHK 2007; 
Killius 2002; Henzler 2001; Rodenstock 2007 
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Tabelle 4 - Funktion der Schule [vgl. Arbeitsblatt 4] 




vermitteln: „Dabei gehört die 
Vermittlung die Vermittlung 
allgemeiner Kenntnisse und 
Fertigkeiten“ zu den Zielen. 
{GEW 2a; vgl. auch GEW 1a;  
AWT 2} 
Aber:  




Fähigkeiten nicht zu den 
Zielen“ {GEW 2a} 
Grundwissen, Methodenwissen: 
- „Im Kern geht es um 
Basiskenntnisse und                      
-fertigkeiten, um Sozialverhalten 
sowie um Grundhaltungen und 
Einstellungen, die für Arbeit und 
Beruf wichtig sind. Eigentlich 
nichts Außergewöhnliches.“ 
{BDA 2e; IHK 1a; BDA 2d, e, f}  
- „Die Schulen müssen schon früh 
den Grundstein für die 
Entwicklung der später 
benötigten Fähigkeiten legen. 
Dazu kann beispielsweise 
gehören, das Interesse und den 
Spaß an naturwissenschaftlichen 
Fächern zu fördern, frühzeitig 
Fremdsprachen anzubieten und 
den Umgang mit neuen 
Technologien einzuüben“ 
{McKinsey 2; WJD } 
- „Vermittlung von mehr 
ausbildungsrelevanten 
Qualifikationen“ {BDA 2j} 
„Der Unterricht an 
allgemeinbildenden Schulen 
[Hervorhebungen im Original; 
Anm. U.K.] muss die Vermittlung 
von Ausbildungsfähigkeit und 
Berufsreife, das sind 
insbesondere Basiskompetenzen 
wie Rechnen, Schreiben, Lesen 
sowie eine fundierte 
Berufsorientierung besser 
gewährleisten; dabei soll 
durchgängig im Unterricht der 
Bezug zur Arbeits- und 
Berufswelt gestärkt werden.“ 
{Ausbildungspakt 3; Vgl. ebd. 1} 
Rahmen für Entwicklung sozialer 
Kompetenzen: „Gleichzeitig 
müssen soziale Kompetenzen in 
der Schule, mit Mitschülern und 
Lehrern gemeinsam erworben 
werden können“ {KMK 2b; vgl. 
auch GEW 1a} 
Sozialkompetenzen, entwickeltes 
Sozialverhalten, {vgl. auch IHK 
1b, c; BDA 1a; BDA 2d} 
- „Selbstständigkeit und 
Offenheit, Lern - und 
Leistungsbereitschaft sind 
ebenso gefordert wie 
Zuverlässigkeit, Kollegialität und 
Verantwortungsbewusstsein“ 
{BDA 1b} 
- „Ich nenne nur Höflichkeit und 
Pünktlichkeit, Sensibilität und 
Empathie ebenso wie 
Zuverlässigkeit und Redlichkeit“ 
{BDA 1c} 
„Unverzichtbare Aufgabe der 
allgemeinbildenden Schulen ist 
es, Schülerinnen und Schülern 
zu einer selbst- und 
mitverantwortlichen Teilhabe in 
einer sich ständig wandelnden 
Arbeits- und Wirtschaftswelt zu 
befähigen.“ {Gemeinsame 
Erklärung} 
Vorbereitung auf die Arbeitswelt: 
„Niemand bestreitet, dass 
unsere Schulen Jugendlichen die 
Voraussetzungen dafür 
beibringen müssen, um auf dem 
Arbeitsmarkt zu bestehen“  
{Meidinger; vgl. auch  GEW 2b; 
KMK 2b; GEW 1b} 
Aber: „Eine Gesellschaft jedoch, 
die Bildung rein ökonomisch 
buchstabiert, zerstört nicht 
nur die Vielfalt des Wissens, 
sie nimmt auch Abschied 
von einem ganzheitlichen 
Bildungsbegriff, der die 
gesamte Persönlichkeit des 
Menschen in den Blick 
Vorbereitung auf die Arbeitswelt / 
Teilhabe: „[…] auf ein Leben 
vorzubereiten, in dem sich 
Phasen von Erwerbs- und 
Familienarbeit, Lernzeiten, 
selbstständige und 
unselbstständige Tätigkeiten mit 
Zeiten der Arbeitslosigkeit 
abwechseln können“ {BDA / 
DGB; vgl. auch BDA 2b} 
„Für die Vermittlung in Ausbildung 
kommt es entscheidend auf die 
allgemeinbildenden Schulen und 
die Schnittstelle Schule/Beruf“ 
an.  {Ausbildungspakt 1}  
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nimmt. ‚Wahre Bildung’ ist 
dies nicht“ {Meidinger}  
Allokations- / Selektionsfunktion: 
Potenzial: „Das Ziel sollte viel mehr 
in der größtmöglichen 
individuellen Förderung 
bestehen, um das 
Bildungspotenzial maximal 
auszuschöpfen“ (BMBF 2007: 
159). 
Kopfnoten: In NRW wurden sie 
wieder eingeführt (GEW 2008). 
Potenzial fördern, Ressourcen 
erschließen: „Die Unternehmen 
sind auf die Erschließung und 
Entfaltung dieses großen 
Potenzials ebenso dringend 
angewiesen.“ {BDA 2h; vgl. BDA 
2d; IHK 2b} 
Transparenz im „Angebot“: „Eine 
moderne Form von Kopfnoten 
mit einer Bewertung der 
persönlichen und sozialen 
Kompetenzen ist notwendig, um 
den Schülern die Verbindlichkeit 
dieser Bildungs- und 
Erziehungsziele zu 
verdeutlichen, die Lehrkräfte zur 
Beobachtung und Umsetzung 
dieser Ziele zu verpflichten und 
für Eltern wie spätere 
Arbeitgeber Transparenz zu 
schaffen.“ {BDA 2i} 
 
Integrationsfunktion: 
Mangelnde Erziehung ausgleichen: 
„Zwar kann die Schule nicht für 
gesellschaftliche 
Fehlentwicklungen und 
Erziehungsversäumnisse in den 
Elternhäusern verantwortlich 
gemacht werden. Aber sie muss 
diesen so weit wie möglich 
entgegenwirken.“ {AWT 1} 
Aber: Ausbildung der 
persönlichen und sozialen 
Eigenschaften ist „nicht 
allein Angelegenheit der 
Schule.“ {GEW 1a; vgl. auch 
KMK 1} 
Integration / Erziehung der 
Heranwachsenden, mangelnde 
Erziehung ausgleichen: 
„Dennoch ist die Bedeutung der 
Schule für die Integration und 
Erziehung der heranwachsenden 
Generationen zweifellos sehr 
stark gestiegen. Die Schulen 
haben einen Bildungsauftrag, 
und das heißt auch: einen 
Erziehungsauftrag.“ {BDA 1g; 
vgl. auch BDA 1h, j, h; BDA 2i} 
 
„Kulturübermittlung“ 
 Werte vermitteln, die gebraucht 
werden (vgl. auch Hundt 2003: 
Kap. „Interesse der 
Arbeitgeber“) 
- „Moral muss sich schließlich auf 
den Alltag beziehen und im 
Alltag bewähren.“ {BDA 1d} 
- „Schulen haben eine äußerst 
wichtige Aufgabe; Bildung und 
Erziehung nehmen sie für die 
ganze Gesellschaft wahr.“ {BDA 
i; j} 
- „Hochgestochene Ideale und 
abstrakte Werte helfen uns 
nicht weiter: Werte müssen 
konkret werden.“ {BDA 1d} 
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Schule als Erfahrungsraum 
- „Schule muss die Jugendlichen 
befähigen, ihre Stärken und 
Schwächen zu erkennen und 
für die 
Berufswahlentscheidung aktiv 
zu nutzen.“ {KMK 2a} 
- „Die allgemeine Bildung gibt 
den Kindern und Jugendlichen 
die Möglichkeit, sich damit 
auseinanderzusetzen, welchen 
Platz sie der Arbeit in ihrem 
Leben einräumen wollen.“ 
{GEW 2b} 
Persönlichkeitsentwicklung:„Über 
[…] persönliche Einstellungen 
kann man nicht erst in der 




 Gesellschaftliches Fortbestehen: 
„Auch der Umstand, dass ein 
rohstoffarmes Land wie 
Deutschland seine 
wirtschaftliche Existenz über 
immaterielle Güter, also Wissen 
sichern muss, ist hinlänglich 
bekannt.“ {McKinsey 1: vgl. auch 
BDA 2c; WDJ} 
„Schulen müssen durch Qualität und 
Effizienz ihrer Arbeit ihren 
Beitrag zur Zukunftsfähigkeit des 
Landes leisten.“ {Bremer Senat 
1; vgl. auch Ausbildungspakt 2} 
Fachkräftemangel siehe: [Kaiser 
1974: 2] (BMBF 2007: 158) 
Fachkräftemangel: „Ein wichtiger 
Schlüssel zur Bewältigung des 
Fachkräftemangels liegt in 
besserer Bildung für alle 
Bevölkerungsgruppen.“ (IHK 
Hessen 2007: 3; vgl. auch 
Wysocki 2007) 
Zukünftiger Fachkräftemangel auch 
schon vor 40 Jahren ein Thema 
[vgl. Schmidt-Sinns 1976: 51 ff.]. 
(Quellen) 
AWT o.J.; GEW 2005; Meidinger 
2007; Wolff 2003; Zöllner 2007;  
BMBF 2004 / 2007; Bremer 
Senatorin 2000; DIHK 2007; WMK 
u.a. 2003;  
BDA 2005; BDA / DGB 2000; Hundt 
2003; IHK 2007; IHK NRW o.J.; Killius 
2002; Henzler 2001; WJD 2002 / 
2008 
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Tabelle 5 – Zukunftsvorstellungen [vgl. Arbeitsblatt 5] 
Bildungssystem Wirtschaft 
Output erhöhen 
„Das Ziel der schulischen Bildung darf nicht weiterhin im 
Wesentlichen darin bestehen die „Geeigneten“ zu 
identifizieren und der nächsten Bildungsstufe 
zuzuführen. Das Ziel sollte vielmehr in der 
größtmöglichen individuellen Förderung bestehen, 
um das Bildungspotenzial maximal auszuschöpfen.“ 
{BMBF 2; vgl. auch BMBF 1}  
„Der Anteil leistungsschwacher Schüler, Schulabbrecher 
und leistungsschwachen Migrantenkinder soll um 
jeweils zwei Drittel reduziert werden. Erhöhung des 
Anteils der Leistungsstärksten; Deutschland landet 
bei internationalen Vergleichstest regelmäßig im 
oberen Drittel.“ {BDA 1b; vgl. auch BDA 1g} 
Strukturelle Veränderungen 
 Föderale Zuständigkeiten auflösen/ Verwaltung 
reduzieren, fixe Mindeststandards einführen: „Ich 
bin mir sicher, dass wir in den großen Verwaltungen, 
auch bei den Schulbehörden, einsparen können. 
Wenn wir zentral einige wenige fixe 
Bildungsstandards setzten können, müssen wir uns 
dann wirklich 16mal in Deutschland die 
Schulaufsichtsbehörde leisten.“ {Kluge/McKinsey 1; 
vgl. auch WJD 1, 2c; IHK 2} 
 Schulische Autonomie stärken: „Kultusministerium, 
Schulaufsicht und Schulträger haben sich mehr als 
Dienstleister und Berater für die Schulen zu 
verstehen und weniger als vorgesetzte Behörden.“ 
{BDA 1c; vgl. auch BDA 1e; WDJ 1; Breuer} 
Frühkindliche Förderung: „Hierfür muss bereits vor der 
Grundschule angesetzt werden.“ {BMBF 3} 
Frühkindliche Förderung soll im Mittelpunkt stehen. 
{vgl. BDA  1f; Kluge 1; Henzler 1; WJD d} 
Wandel in der Bildungsphilosophie – von der Selektion 
zur Förderung: „Dazu ist allerdings ein 
grundlegender Wandel des deutschen 
Bildungssystems nötig, das seine bisherige 
Bildungsphilosophie der Auslese zu einer fördernden 
wandeln müsste.“ {BMBF 2; Schavan} 
 
„Unternehmen“ Schule 
 - „Wir sind überzeugt, dass die erfolgreichen 
Prinzipien der Marktwirtschaft auch im 
Bildungsbereich greifen: Leistung, Wettbewerb, 
Profilbildung, Qualität.“ {BDA 1a; vgl. auch WDJ 2} 
- „Dabei ist es auch vorstellbar, das Erreichen der 
Ziele an die Zuweisung von Mitteln zu binden und 
Schulen so an unternehmerisches Denken 
heranzuführen.“ {WDJ 2c} 
- „[…] denn ganz gewiss ist es in unser aller Interesse, 
dass ein unternehmerisches Prinzip auch im 
Bildungswesen, im Schulwesen Platz findet.“ {R. 
Breuer} 
- Mehr Wettbewerb für höhere Qualität: „Um mehr 
Qualität in der Bildung zu generieren, braucht es 
mehr Wettbewerb im Schul- und im 
Hochschulsystem.“ {IHK 2; vgl. auch WJD 2c; BDA 
1e; WDJ 1} 
- Lehrerbildung anpassen: „Lehrerinnen und Lehrer 
[…] brauchen ein professionelles und zeitgemäßes 
Leitbild als pädagogische Führungskraft im 
»Unternehmen« Schule.“ {BDA 1d; WDJ 2e} 
ANHANG - KATEGORIETABELLEN                                    116 
Sonstiges 
-  „Eine Privatisierung des Bildungswesens, wie 
sie der Aktionsrat vorschlägt, würde zu einer 
eklatanten Benachteiligung strukturschwacher 
Regionen führen, weil diese dann nicht mehr 
so viele qualifizierte Lehrer bekämen, wie die 
Schulen in Ballungsgebieten. Dies würde 
Bildungsungerechtigkeit verstärken und nicht 
abbauen“ {DPhV/Meidinger 1} 
- „Eine Gesellschaft jedoch, die Bildung rein 
ökonomisch buchstabiert, zerstört nicht nur 
die Vielfalt des Wissens, sie nimmt auch 
Abschied von einem ganzheitlichen 
Bildungsbegriff, der die gesamte 
Persönlichkeit des Menschen in den Blick 
nimmt. ‚Wahre Bildung’ ist dies nicht.“ {DPhV/ 
Meidninger 4} 
„Wir müssen die Bildungsdiskussion rausnehmen aus 
dem Bereich der Bildungsspezialisten, sie muß 
wieder ein gesellschaftliches Thema werden. […] 
Wenn wir in den Silos der Verwaltungsapparate 
diskutieren, dann kommt immer nur der kleinste 
gemeinsame Nenner raus. Was wir aber brauchen 
beim Thema Bildung, ist das größte gemeinsame 
Vielfache“ {Kluge/McKinsey 2} 
(Quellen) 
BMBF 2007; Hertzfeld 2007; KMK 
2000; Schavan 2005;  
BMBF 2004 / 2007; WMK u.a. 2002 BDA 2005; Breuer 2003; Henzler 
2001; IHK 2007; Kluge 2003; WJD 
2002 / 2008; 
 
 II. Anhang - Linkliste: Träger und Projekte 
Träger- / Projektbezeichnung Link 
1. ALWIS e.V. - Arbeits Leben Wirtschaft Schule http://www.alwis-saarland.de/ 
2. B.O.S.S - Berufliche Orientierung für Schüler 







3. BildungsCent e.V. - eine Initiative von herlitz http://www.bildungscent.de/bildungscent.html 
4. Bildungswerk der Sächsischen Wirtschaft 
e.V. - Netzwerk Schule-Wirtschaft in Sachsen 
http://www.schule-wirtschaft-sachsen.de/ 
5. Bsp_ BLK21__NIEDERSACHSEN http://nibis.ni.schule.de/~blk21-
ni/03_set/set20.html 




7. Die Durchstarter http://www.diedurchstarter.de/index.php?id=4
2 




9. Initiative soziale Marktwirtschaft 






10. Initiativkreis Ruhrgebiet - Schwerpunkt_ 




11. Institut der deutschen Wirtschaft Köln – 
Projekt: „fit für die wirtschaft“ 
http://www.fitfuerdiewirtschaft.de/ 
12. IZOP-Institut Aachen http://www.izop.de/index.php 
13. Jugend und Wirtschaft - ein Projekt der F.A.Z 





15. LernLine – Linkliste zu 
Gemeinschaftsprojekten von Schule und 















18. MINT-EC: Verein mathematisch-
naturwissenschaftlicher Excellence-Center 
an Schulen e.V. 
http://www.mint-ec.de/ 
19. Netzwerk Zukunft _ für Brandenburg http://www.netzwerkzukunft.de/nwz-
de/Startseite/ 
20. PARTNER: SCHULE-WIRTSCHAFT – Berlin http://www.psw-berlin.de/index2.htm 
21. PRAWIS Praxiskontakte Wirtschaft in die 
Schule - NRW Pilotprojekt 
http://www.prawis.de/Leitfaden/index.html 
http://www.prawis.de/ 
22. P:SW – Profis-Programm Berlin http://www.psw-berlin.de/index2.htm 




24. Schule und Arbeitswelt - eine Initiative der 
Gewerkschaften 
http://www.schule.dgb.de/index_html  
25. Schule@Wirtschaft - Schleswig Holstein http://suw.lernnetz.de/ 




27. Sprungbrett Bayern, ein Praktikumsportal 
vom „Bildungswerk der bayrischen 
Wirtschaft“, Arbeitskreis SW Bayern und 
„Wirtschaft im Dialog“ 
http://www.sprungbrett-bayern.de/index.php  
28. Stiftung Partner für Schule NRW - Senior 
Expertem für NRW Schulen 







29. swb _ Arbeitskreis SchuleWirtschaft-Bayern 
- PROFIS - Programm für Schulleiter 
http://www.schulewirtschaft-
bayern.de/index.php?pageid=883 
30. TheoPrax® - Eine Lehr- und Lernmethode 
realisiert in zahlreichen Projekten 
http://www.theo-
prax.de/TheoPrax_stellt_sich_vor 
31. transfer-21 - noch nicht sicher!!! http://www.transfer-21.de/index.php?p=40 




34. Vorsprung durch Bildung - Schule - Aktuelle 




35. WIRTSCHAFT UND SCHULE - Ein Projekt der 
INSM - Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft 
http://www.wirtschaftundschule.de/ 
36. Wissensfabrik – Bildungsprojekte http://www.wissensfabrik-
deutschland.de/bildung/bildungsprojekte/inde
x.php 
37. Woche der offenen Unternehmen Sachsen http://www.schau-rein-sachsen.de/ 
 III. Anhang - Elektronischer Anhang 
-  „Arbeitsblätter“: gesammelte Arbeitsblätter 1-5. 
- „Ausschreibungen“: Für Kap. 5.2 analysierte Ausschreibungen; benannt nach dem 
jeweiligen ausschreibenden Unternehmen. 
- „E-Mail“: Alle E-Mails, auf die in der Arbeit verwiesen wurde; benannt nach Verfasser oder 
Bundesland und Datum. 
- „Kooperationsverträge“: die für Kap. 5 analysierten vier Kooperationsverträge KV 1-4. 
-  „Sonstige Literatur“: Quellen und Literatur, die nicht frei zugänglich sind, und auf die in der 
Arbeit verwiesen; der Hinweis auf den elektronischen Anhang findet sich im 
Quellenverzeichnis. 
 
